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Wyjście na ulicę z modelem urbanistycznym 37

Metoda Charrette 37

Fundusze dzielnicowe (sąsiedzkie) 38
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Vorwort

Bürgerbeteiligung ist seit Jahren ein Thema in den Berliner Bezirken,
so auch in Friedrichshain-Kreuzberg und Treptow-Köpenick. Mit einer
binationalen Konferenz im November 2013 erweiterten wir den
Blickwinkel und tauschten uns mit unseren polnischen Städtepartnern
Warschau-Mokotów und Stettin aus.

Im Rahmen der Städtepartnerschaft mit Stettin wurde dieses Thema
seit 2009 besonders unter dem Blickwinkel der Kinder- und
Jugendpartizipation aufgegriffen und in Fachveranstaltungen und
Seminaren bearbeitet. Diesmal war das Bürgerengagement, die
Bürgerbeteiligung im Stadtteil insgesamt Gegenstand des Erfahrungs-
austausches.
In Workshops und Exkursionen zu Projekten konnten sich die
Teilnehmer/innen wertvolle Anregungen für ihre Praxis vor Ort erar-
beiten. Ziel der polnisch-deutschen Konferenz war die Vernetzung
bürgerschaftlich orientierter Politik und Verwaltung mit lokalen NGOs
und Bürgerinitiativen.

Gerade für das Thema Bürgerbeteiligung ist ein transnationaler
Austausch im Sinne des gegenseitigen Lernens und einer gelebten
europäischen Nachbarschaft unverzichtbar. Mit dieser Broschüre, die
auf der Grundlage von Tonabschriften entstanden ist, dokumentieren
wir in Auszügen den Verlauf und die Ergebnisse dieser Konferenz. 

Wir bedanken uns bei der Moderation der Tagung, den
Moderatoren/in der Workshops, dem Referenten, dem Nachbar-
schaftshaus Urbanstrasse e.V. und allen Teilnehmern/innen für zwei
Tage interessante, engagierte Diskussionen und Gespräche. Wir hof-
fen auf nachhaltige Ergebnisse und einen weiteren Austausch der
Partner.

Martin Kesting
EU-Beauftragter
Friedrichshain-Kreuzberg

Sonja Eichmann
EU-Beauftragte
Treptow-Köpenick

Wolfgang Hahn
Städtepartner Stettin e.V.
Friedrichshain-Kreuzberg

Grußworte

Veranstalter: 
Ich begrüße Sie zu dieser binationalen Konferenz an der nicht nur eine
Kommune sondern vier verschiedene kommunale Einheiten sich
beteiligen, nämlich die Stadt Stettin, der Bezirk Mokotów Warschau,
die Bezirke Treptow-Köpenick und Friedrichshain-Kreuzberg von
Berlin […]

Ich freue mich, dass wir vier führende Vertreter der teilnehmenden
Kommunen begrüßen können: Stellvertretend für Warschau-
Mokotów Herrn (Bezirks)Bürgermeister Bogdan Olesiński, für Stettin
den stellvertretenden Stadtpräsidenten Herrn Krzysztof Soska, für den
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, den stellvertretender Bezirksbürger-
meister Herrn Dr. Peter Beckers, und für den Bezirk Treptow-Köpenick
den Bezirksbürgermeister, Herrn Oliver Igel.

Vielen Dank, dass Sie gekommen sind und sich für das Thema
Bürgerbeteiligung im Stadtteil engagieren. Städtepartner Stettin e.V.,
dessen Vorsitzender ich bin, hat diese Konferenz gemeinsam mit
Martin Kesting, dem EU-Beauftragten von Friedrichshain-Kreuzberg
und Sonja Eichmann, der EU-Beauftragten von Treptow-Köpenick vor-
bereitet. Ohne diese Beiden wäre diese Konferenz nicht möglich
geworden. Vielen Dank an Beide für die geleistete Vorarbeit und das
Zustandekommen dieser Konferenz. 

Wir bedanken uns bei der Europäischen Akademie Berlin, die hier mit
der Gesamtmoderation der Tagung beteiligt ist. Ich begrüße Frau Dr.
Weronika Priesmeyer-Tkocz und übergebe an Sie das Wort

Frau Dr. Priesmeyer-Tkocz, Europäische Akademie Berlin

Sehr geehrte Damen und Herren, 
[…] wir werden heute und morgen ins Gespräch kommen, wobei der
Erfahrungsaustausch unter den deutschen wie polnischen Teil-
nehmern und Experten aus den beiden Ländern einen großen
Stellenwert einnehmen wird. […]
Wir wollen die verschiedenen Verwaltungsstrukturen, gelungene
Praxisbeispiele kennenlernen und vergleichen. Wir werden diskutie-
ren, wo es besondere oder ähnliche Probleme und Heraus-
forderungen gibt, in puncto Bürgerbeteiligung, bürgerschaftliches
Engagement in Deutschland und Polen oder ist es tatsächlich so, dass
beide Länder sehr unterschiedlich sind, und vor allem auch die
Hintergründe, die Hürden, ob es unterschiedliche Ursachen gibt. […]

Zunächst darf ich die Bürgermeister der beteiligten Kommunen um ihr
Grußwort bitten

Herr Dr. Peter Beckers, stellvertretender Bezirksbürgermeister
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Ich begrüße sie recht herzlich im Namen des Bezirks Friedrichshain-
Kreuzberg. Ich bin stellvertretender Bezirksbürgermeister und unter
anderem zuständig für den EU-Beauftragten Herrn Kesting, der
gemeinsam mit der EU-Beauftragten von Treptow-Köpenick Frau
Eichmann und Herrn Hahn vom Partnerschaftsverein Stettin diese
Konferenz organisiert hat. […]
Ich begrüße Herrn Soska, den stellvertretenden Stadtpräsidenten von
Stettin, meinen Kollegen Herrn Igel, den Bezirksbürgermeister von
Treptow Köpenick und Herrn Runge, der hier auch noch referieren
wird. Außerdem bedanke mich bei Herrn Hahn für die besonders

Vorwort / Grußworte
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intensive und gute Zusammenarbeit im Vorfeld dieser Konferenz.
Ich habe gehört, dass Treptow-Köpenick und Mokotów die Konferenz
nutzen wollen um ihre Partnerschaft zu intensivieren. Auch wir möch-
ten diese Konferenz nutzen um die bisher sehr gute Zusammenarbeit
mit Stettin zu verstärken.
Friedrichshain-Kreuzberg hat eine sehr lange Tradition der Bürger-
beteiligung. Friedrichshain steht ja für einen ehemaligen Ostbezirk,
Kreuzberg für einen ehemaligen Westbezirk und durch die Vereini-
gung sind wir etwas Neues geworden.[…]
Ich möchte betonen wie wichtig es ist, dass man sich austauscht und
voneinander lernen kann und freue mich daher ganz besonders, dass
wir dies hier im Nachbarschaftshaus Urbanstrasse tun können. Dieses
Gebäude regt immer wieder zu besonderen Gesprächen an. Meinen
herzlichen Dank an das Nachbarschaftshaus für diese Möglichkeit.
[…]
Ich wünsche uns eine interessante Konferenz, einen regen Austausch
und nachhaltige Ergebnisse, auch über diese Konferenz hinaus.

Herr Oliver Igel, 
Bezirksbürgermeister Treptow-Köpenick von Berlin

Meine Damen und Herren, ich begrüße Sie im Namen des
Bezirksamtes Treptow-Köpenick. Mein Name ist Oliver Igel, ich bin
Bezirksbürgermeister und mein Kollege Herr Dr. Beckers hat mir schon
die Begrüßung und Danksagung abgenommen. Dem kann ich mich
anschließen, inklusive dem Dank an die Europäische Akademie für die
Moderation und Herrn Runge für die Bereitstellung des Tagungs-
objektes für diese Konferenz. Ich freue mich ganz besonders, dass wir
so viele Gäste aus Polen begrüßen können. Wir sind im Europäischen
Jahr der Bürgerinnen und Bürger und damit ist es genau der richtige
Zeitpunkt, sich mit dem Thema Bürgerbeteiligung zu befassen. […]
Bürgerbeteiligung kann nur von unten organisiert werden, muss von
unten gelebt werden und muss sich auch immer wieder neu erfinden.
Spannend ist, wer hier zusammenkommt. Schon von Berliner Seite
werden Sie kaum größere Unterschiede finden, als sie zwischen die-
sen beiden Bezirken bestehen. Friedrichshain-Kreuzberg, ein recht
kleiner Bezirk mit gerade 20 qkm, könnte locker mehrfach von
Treptow-Köpenick mit 168 qkm geschluckt werden. Und doch schafft
es Friedrichshain-Kreuzberg viel, viel mehr Anwohner in sich aufzu-
nehmen, nämlich 275.000. Wir haben nur 240.000 Einwohner. Dafür
haben wir einen größeren Anteil an Wald und Wasser. 
Friedrichshain-Kreuzberg ist ein recht junger Bezirk, das Durchschnitts-
alter ist etwa 37 Jahre, Treptow-Köpenick hat etwas mehr Lebens-
erfahrung, unser Durchschnittsalter liegt bei 45 Jahren. 
Ein ganz enormer Unterschied ist festzustellen bei der Frage, welche
Menschen hier leben. In Treptow-Köpenick haben nur 8% der
Menschen einen Migrationshintergrund, in Friedrichshain-Kreuzberg
sind es 38%. 
Sie sehen also, dass es enorme Unterschiede gibt, obwohl wir im
Grund genommen nur wenige Meter voneinander entfernt sind. Wir
grenzen unmittelbar aneinander und das hat natürlich auch ganz
erhebliche Auswirkungen auf die Kommunikation und auf die Frage
wie man Bürgerinnen und Bürger einbezieht. […] 
Herr Dr. Beckers hat es angedeutet, wir wollen diese Konferenz nut-
zen, um intensiver mit Warschau-Mokotów zu reden, da in der
Vergangenheit die Partnerschaft etwas zur Ruhe gekommen ist und
jetzt wieder eine Gelegenheit besteht, sie neu zu beleben und dafür
ist diese Konferenz auch ein wunderbarer Auftakt. […]
In diesem Sinne wünsche ich uns einen guten Verlauf und uns allen
ein gutes Gelingen! Herzlichen Dank.

Herr Krzysztof Soska, 
Stellvertretender Stadtpräsident von Stettin 

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Einladung – ich begrüße Sie
sehr herzlich im Namen des Präsidenten der Stadt Stettin, Herrn
Krzystek. Ich möchte betonen, dass das Thema für uns alle sehr inter-
essant ist, die Bürgerbeteiligung wird immer mehr diskutiert und
bekommt immer größere Bedeutung.
Jetzt, gerade in diesen Tagen, gibt es im polnischen Parlament eine
Debatte ob man ein Referendum (Bürgerbefragung) zulassen soll zur
Frage der Schulpflicht für 6-jährige Kinder. Es geht dabei weniger um
diese konkrete Bürgerbefragung, sondern um die grundsätzliche
Entscheidung, wie man in der Demokratie Beschlüsse fassen will, ob
wir eine Vertretungsdemokratie befürworten sollen oder eine partizi-
patorische, in der die Stimme eines einzelnen Bürgers immer wichti-
ger sein wird. 
Diese Fragen stellen sich auch auf der lokalen Ebene. Es gibt momen-
tan in den polnischen Städten, auch bei uns in Stettin, eine große
Diskussion über das Bürgerbudget und auch darüber, wie unser
Budget aufgeteilt werden sollte bei der Beteiligung der Stadt-
bewohner. Zum ersten Mal implementiert jetzt Stettin so ein Projekt
und ich denke, es werden sich während der Konferenz Gelegenheiten
ergeben, darüber zu diskutieren. Ich freue mich, dass wir uns alle hier
in Berlin treffen, damit wir uns austauschen können. 
Die Städtepartnerschaft mit Friedrichshain-Kreuzberg funktioniert seit
sehr vielen Jahren sehr gut und ich freue mich, dass wir hier mit einer
sehr starken Gruppe vertreten sind. 
Frau Teresa Jankowska und Maria Myśliwiec sind beide Vorsitzende
von Siedlungsräten in Stettin. Der Siedlungsrat ist in Polen eine Ebene
der Politik, die den Bürgern am nächsten steht. Herr Szewczuk ist ein
Politikvertreter und ein internationaler Experte im Bereich Partizipation.
Ich glaube, seine Erfahrungen werden hier besonders wertvoll sein.
Herr Paweł Szczyrski ist bei der Stadtverwaltung für die Zusammen-
arbeit mit den NGOs zuständig und verfügt über einen großen
Erfahrungsschatz aus dieser Zusammenarbeit. 
Ich habe eine große Hoffnung, dass wir heute hier interessante
Diskussionen führen werden und ich wünsche allen eine schöne Zeit.

Herr Bogdan Olesiński, 
Bürgermeister von Mokotów 

Ich heiße Bogdan Olesiński und bin der Bürgermeister des größten
Warschauer Bezirks, des Bezirks Mokotów. Ich bedanke mich sehr
herzlich für die Einladung. Ich hoffe, dass wir nach dreizehn Jahren,
dank der Initiative des Bezirks Treptow-Köpenick, unsere Zusammen-
arbeit in der Städtepartnerschaft wieder aufnehmen werden. Ich
hoffe, dass die Zahl dreizehn nicht unbedingt Pech mit sich bringen
wird, sondern im Gegenteil, zufriedenstellende Resultate.
Beide Bürgermeister, Herr Dr. Beckers und Herr Igel, haben heute
Interessantes über ihre Stadtteile berichtet. Leider kann ich diesbezüg-
lich viel weniger berichten. Ich weiß gar nichts von Stettin, obwohl wir
es nach Stettin genauso weit haben wie nach Berlin. Wir arbeiten lei-
der nicht zusammen, obwohl das Thema, von dem Herr
Stadtpräsident Soska sprach, auch bei uns in Warschau sehr intensiv
diskutiert wird. Um ehrlich zu sein, sind wir hergekommen, um Ihre
Erfahrungen zu nutzen. Wir hoffen, dass wir hier viel lernen werden,
obwohl wir auch gern unsere bescheidenen Erfahrungen mit Ihnen
teilen werden. Ich hoffe, dass wir gemeinsam einige Erfolge erreichen
werden, auf dem Weg der Zusammenarbeit mit den Bewohnern.
Vielen Dank.

Grußworte
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Donnerstag, 7.11.2013

Chancen und Nutzen von Bürgerbeteiligung
Markus Runge

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich freue mich, Ihnen heute eine fachliche Einführung in das Thema
Bürgerbeteiligung geben zu können. In meinem Vortrag wird es weni-
ger darum gehen, Ihnen viele Beispiele und Methoden der Bürger-
beteiligung in Berlin vorzustellen. Vielmehr will ich Ihnen einerseits die
Chancen und den Nutzen andererseits aber auch die Herausfor-
derungen von Bürgerbeteiligung näherbringen.

Bedeutung von Bürgerbeteiligung wächst

Bürgerbeteiligung bei kommunalen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen erfährt aktuell und in den letzten Jahren in Deutschland
eine wachsende Bedeutung. 

Das resultiert nicht zuletzt aus den Erfahrungen von Bürgerinnen und
Bürgern, das Planungen zum einen oft nicht transparent gemacht
werden und zum anderen oft auch nicht im Sinne einer Mehrheit von
BürgerInnen umgesetzt werden. Von Bürgerseite her hat die Bereit-
schaft abgenommen, kommunalpolitische Entscheidungen frag- und
kritiklos hinzunehmen. Die Menschen wollen tatsächlich mitentschei-
den und mitwirken, wollen ihren Stadtteil/ihre Stadt aktiv mitgestalten.
Die zahlreichen Widerstände zu Planungsprozessen sprechen eine
deutliche Sprache, Beispiele gibt es zahlreich – hier in Berlin zum
Tempelhofer Feld, dem ehemaligen Flughafen Tempelhof, zu den
Flugrouten des neuen Flughafens Schönefeld und zur Privatisierung
und gerade erst zur Rekommunalisierung der Energieversorgung.
Andere Beispiele für medienwirksame Widerstände gegen Planungs-
und Entscheidungsprozesse in Deutschland sind der Bahnhofsumbau
in Stuttgart oder die Widerstände gegen die Startbahnen der
Flughäfen in Frankfurt und in München.

Von Politik und Verwaltungsseite her wurden dieses Aufbegehren der
Bürgerinnen und Bürger und die Forderung nach Mitsprache lange
Zeit mit viel Unverständnis betrachtet. Warum sollte man der Be-
teiligungsstruktur einer gewählten Demokratie (die Menschen wer-
den ja alle 4 Jahre beteiligt, indem sie zur Wahl gehen können) noch
weitere Beteiligungsinstrumente an die Seite stellen? 

Interessant ist dabei, dass dieser zahlreich wahrnehmbare Parti-
zipationsanspruch nicht zu mehr parteipolitischem Engagement oder
höherer Wahlbeteiligung führt. Die Menschen suchen zur Einfluss-
nahme vielmehr andere, effizienter erscheinende Wege, bevorzugen
schnelleren Erfolg versprechende Strategien, z.B. über Medien, direkte
Kontakte zu Verwaltungen, Bürgerinitiativen.

Heute ist mehr und mehr festzustellen, dass der Gedanke einer brei-
ten Bürgerbeteiligung zumindest in wachsendem Maße auch in Politik
und Verwaltung verankert wird. Dafür sprechen zahlreiche Beispiele –
Veröffentlichungen wie die der Berliner Senatsverwaltung „Handbuch
zur Partizipation“ oder auch Begrifflichkeiten wie die der bürgerorien-
tierten Kommune. Einzelne Städte geben sich z.B. Leitlinien für mitge-
staltende Bürgerbeteiligung (Heidelberg).

Für Friedrichshain-Kreuzberg – das kann ich zumindest einschätzen -
trifft diese wachsende Verankerung auch in besonderem Maße zu,
hier ist Bürgerbeteiligung zumindest zum Teil zu einer Selbstver-
ständlichkeit geworden und die Forderung danach muss häufig gar
nicht mehr erkämpft werden. Politik und Verwaltung selbst tragen oft

genug den Wunsch nach Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger
aktiv in Prozesse hinein – nicht immer, aber doch immer öfter.

Chancen und Nutzen von Bürgerbeteiligung

Worin liegen nun die Chance und der Nutzen von Bürgerbeteiligung?

1. Bürgerbeteiligung vergrößert die Informationsbasis von Entschei-
dungen. Jeder weiß etwas anderes, je mehr beteiligt werden,
umso mehr Informationen kommen zusammen – mit Bürger-
beteiligung haben wir also mehr Daten und Fakten, mehr
Handlungsvorschläge, Ideen, Meinungen, mehr Interessen-
äußerungen und Bewertungen.

2. Die Qualität der Planungsprozesse wird erhöht und ebenso die
Wahrscheinlichkeit der Früherkennung negativer Folgen. Je mehr
mitdenken und mitentscheiden – so ist die Annahme, umso gelin-
gender müssten Entscheidungen ausfallen.

3. Wenn die Planungs- und Endscheidungsprozesse am Ende tatsäch-
lich gelingender ausfallen, wenn aufgrund der Beteiligung vieler
Menschen die Entscheidungen richtig getroffen werden, dann
erreichen wir mit der Beteiligung eine größere Nachhaltigkeit.
Realisierte Planungen, z.B. Umgestaltungen im öffentlichen Raum –
von Spielplätzen, Grünanlagen bis zu Verkehrskonzepten – finden
dann auch mehr Akzeptanz. Damit sinken möglicherweise auch
die Zahlen mutwilliger Beschädigungen durch Vandalismus,
Verschmutzung und Vernachlässigung. 

4. Gelingende Planungsprozesse vermeiden auch am realen Bedarf
vorbeigehende Investitionen. (In der Vergangenheit war es keine
Seltenheit, das Prozesse realisiert und nach kurzer Zeit erneut kor-
rigiert wurden.)

5. Insgesamt ist eine breite Bürgerbeteiligung ein starkes Gegen-
gewicht zu interessegeleiteten Stellungnahmen von sog. Fach-
leuten, die mglw. auch lobbyistisch die Interessen von einzelnen
Gruppen oder Unternehmensinteressen vertreten.

6. Breite Bürgerbeteiligungsprozesse ermöglichen einen Interessen-
ausgleich zwischen Verwaltung und Betroffenen oder auch zwi-
schen verschiedenen Gruppen im Stadtteil.

7. kann dabei über die Schaffung von Transparenz hinaus ein interes-
santer Erfolg auch sein, dass eine Vertrauensbasis zwischen Ein-
wohnerInnen, Verwaltung und Politik entsteht, so dass sich diese
Akteure in zukünftigen Zusammenhängen tatsächlich auch anders
– mehr auf Augenhöhe – begegnen. (Beispiel Tiefbauamt –
Graefe-Kiez)

Das klingt jetzt alles sehr positiv, da könnte man fast davon träumen,
dass eine Bürgerbeteiligungskultur entsteht. Ein friedvolles gemeinsa-
mes Ringen um gelingende Planung aus Sicht aller Akteure.

Aber machen wir uns nichts vor – Bürgerbeteiligung hat wirklich auch
andere Seiten:

1. Bürgerbeteiligung – wenn wir sie ernst nehmen - macht verdammt
viel Arbeit! Der Zusatzaufwand für Vorbereitung und Durchführung
von Beteiligung ist immens hoch! Das kostet viel Zeit und Geld, da
muss vieles bedacht und mit ganz verschiedenen Zielgruppen
kommuniziert werden.

2. Seien wir ehrlich – Bürgerbeteiligung kann auch extrem anstrengend
sein: Da liegt dann nicht ein Vorschlag auf dem Tisch, sondern gleich
eine ganze Reihe von Vorschlägen, die sich mglw. auch im Extremen
widersprechen. Da gilt es Eigeninteressen einzelner Personen oder
Gruppen zu entlarven, da gilt es Machtverhältnisse und Ideen zu dis-
kutieren und das oft nicht nur einmal sondern zahlreich. Da wieder-
holen sich Diskussionen, wenn es nicht gelingt, alle Gruppen immer
zur gleichen Zeit zusammenzubringen. Da gibt es parallele Prozesse,
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die irgendwann wieder zusammenmünden müssen, um eine
gemeinsame Entscheidung hinzubekommen.

Bürgerbeteiligungsprozesse 

Ich möchte mit Ihnen nun etwas genauer hinschauen in Bürger-
beteiligungsprozesse.
Da gibt es das sogenannte Partizipationsparadox.

Was häufig passiert in kommunalen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen ist folgendes:
Da wird ein Problem erkannt, von Seiten der Verwaltung und Politik
entschieden, dass es bearbeitet werden soll und es beginnt ein
Planungsprozess. Der ist vielleicht sogar öffentlich, aber das Interesse
der Menschen mitzugestalten wird nicht wirklich geweckt. Dann wird
die Planung beschlossen und die Bagger fahren auf und da ist plötz-
lich das Interesse der Bürgerinnen und Bürger groß. Zu diesem
Zeitpunkt ist jedoch – und das ist mit dem Begriff des Partizi-
pationsparadox gemeint – die Möglichkeit der Einflussnahme seitens
der BürgerInnen kaum noch gegeben. Mglw. sind die Firmen zur
Umsetzung bereits beauftragt. Keine Chance mehr zum wirklichen
Mitgestalten. Vielleicht kann man noch beim Bepflanzen helfen, viel-
mehr aber nicht.

Zentral in der Bürgerbeteiligung ist daher die möglichst frühzeitige
Information der Bevölkerung. »Frühzeitigkeit« bedeutet dabei, dass
eine mitgestaltende Beteiligung grundsätzlich noch möglich sein
muss. Und wenn Bürgerbeteiligung seitens der Kommune gewünscht
und vorgesehen ist, dann sollten auch entsprechende Mittel zur
Verfügung gestellt werden – für Öffentlichkeitsarbeit, Moderationen,
Dokumentation, für Räume etc.

Wenn es das Vorhaben einer Kommune gibt, einen Planungs- und
Entscheidungsprozess mit Bürgerbeteiligung anzustoßen, dann muss
die Initiative zur Beteiligung auch von Seiten der Verwaltung bzw.
Politik kommen.

Und für den Beteiligungsprozess muss auch genügend Zeit einge-
räumt werden. Wenn die nicht vorhanden ist, wenn ein dringender
Handlungsbedarf gegeben ist oder kurzfristig Geld ausgegeben wer-
den muss, dann sollte man dies auch transparent machen und auf
Bürgerbeteiligung verzichten. Nichts ist schlimmer, als zu Beteiligung
aufzurufen und sie dann nicht ernst zu nehmen, sich nicht die Zeit
dafür zu nehmen, mit den BürgerInnen zu überlegen und gemeinsam
zu Entscheidungen zu kommen.

Verwaltung und Politik sind letztlich frei darin, zu entscheiden, ob bei
bestimmten Planungs- und Entscheidungsprozessen Bürgerbe-
teiligung beabsichtigt oder gewünscht ist oder eben nicht, soweit
nicht gesetzliche Vorgaben formuliert sind, wie insbesondere im
Städtebauförderungsgesetz, Bundesbaugesetz usw. Das sollte auch

unbedingt transparent sein – hier dürfen Bürger mitgestalten und hier
entscheidet Verwaltung / Politik ohne partizipative Einbeziehung der
Bürger.

Lieber ein klares Nein zu Beteiligung in manchen Prozessen als eine
Schein- oder Alibi-Beteiligung, die nicht gewollt und gewünscht ist.

Stolpersteine und Edelsteine von Bürgerbeteiligung

Ich will an dieser Stelle kurz noch ein bisschen mehr aus der Praxis
plaudern und ein paar Stolpersteine und Edelsteine von Bürger-
beteiligung in Kreuzberg skizzieren:

Da gab es vor mehreren Jahren einen aus dem Stadtteil initiierten
Bürgerbeteiligungsprozess zur mehr Verkehrsberuhigung im Stadtteil.

Da wurde die von den BürgerInnen favorisierte Idee Bodenschwellen
zur Verkehrsberuhigung anzubringen zwar gelobt, aber anfangs doch
niedergeschmettert mit der Botschaft, dass dafür kein Geld zur
Verfügung sei.

Als die Bürger dann anboten, dass Geld zum Kauf der Boden-
schwellen selbst aufzubringen gab es aus dem Bezirk eine Zusage zur
Umsetzung eines Modellversuchs. Und – wir waren damals selbst
erstaunt – der Bezirk überließ den BürgerInnen die Vorschläge, wo
konkret Bodenschwellen angebracht werden sollten. Und der Bezirk
übernahm die Kosten für die Anbringung. Für die BürgerInnen war
das damals ein unglaublicher Erfolg – sie selbst hatten maßgeblich zur
Verkehrsberuhigung in ihrem Stadtteil beigetragen. 

Interessant für uns war dann, dass der Bezirk bereits ein Jahr später
die Idee der Bodenschwellen in andere Stadtteile Kreuzbergs auswei-
tete und eine Erweiterung im Modell-Kiez selbst finanzierte.

Teilweise erlebten wir in der Vergangenheit aber auch, wie wenig
Gespür der Bezirk für die Notwendigkeit von Bürgerbeteiligung hatte:

Da sickerte letztes Jahr plötzlich durch, dass ein Uferstreifen umge-
baut werden soll. Und im Stadtteil regte sich deutlicher Widerstand
und Unzufriedenheit, dass das Planungsvorhaben nicht bekannt war.
Erst aufgrund der Initiative des Nachbarschaftshauses entschloss sich
der zuständige Stadtrat dann zu einem öffentlichen Spaziergang um
in diesem Rahmen vor Ort die Pläne bekannt zu machen.

Wer initiiert Bürgerbeteiligung?

Bürgerbeteiligung kann von unterschiedlichen Seiten initiiert werden:

1. Top down – von oben – als festes Setting seitens Politik und
Verwaltung 

aber auch
2. Bottom up – von unten – initiiert von Bürgerinnen und Bürgern,

von Bürgerinitiativen oder NGOs 

Zu 1. Top down – von oben – als festes Setting seitens Politik und
Verwaltung 

Aus kommunaler Sicht gibt es m.E. zwei unterschiedliche Motive
Bürgerbeteiligung zu fördern.

Einerseits – und dafür gibt es zahlreiche Beispiele – ahnt man
Konflikte, wenn Kommune Planungen ohne Bürgerbeteiligung
umsetzt. Dann hat Beteiligung so etwas wie eine Befriedungsstrategie
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– um des lieben Friedens willen lassen wir die Bürger ihre Meinungen
äußern, nehmen nach Möglichkeit auch ein paar Vorschläge der
Bürger mit auf und setzen diese um und hinterher – falls es
Widerstände gibt – können wir immer sagen: Die Bürgerinnen und
Bürger hatten doch die Möglichkeit, mitzugestalten.

Andererseits – und dieses Motiv gefällt mir deutlich besser – wird
Bürgerbeteiligung tatsächlich wertgeschätzt. Die Vorzüge und Chancen
der Beteiligung (wie ich sie bereits am Anfang aufgelistet habe) sind klar
erkannt und gerade deshalb wollen Verwaltung und Politik nicht darauf
verzichten und tuen alles dafür frühzeitig die Menschen einzubeziehen.
Hier gibt es also seitens der Kommune eine Bereitschaft zum ergebnis-
offenen Dialog. Die Zielstellungen und Rahmenbedingungen der
Beteiligung sind klar, ebenso sind die Rollen klar verteilt.
Grundvoraussetzungen dafür sind die Bereitschaft zu einer
Zusammenarbeit auf Augenhöhe sowie Konfliktfähigkeit.

Zu 2. Bottom up – von unten – von Bürgerinnen und Bürgern, von
Bürgerinitiativen oder NGOs 

Teilweise werden Menschen von sich aus aktiv, benennen Missstände
und beginnen selbst Ideen zur Veränderung zu entwickeln!

Teilweise wenden sie sich dann an NGOs, z.B. an Nachbar-
schaftshäuser, wie wir das oft erleben oder sie tragen ihr Anliegen
direkt an Politik und Verwaltung heran.

Dass Menschen sich für ein Thema über einen längeren Zeitraum
engagieren, ist keine Selbstverständlichkeit. Es gibt verschiedene
Aspekte und Faktoren, dass Menschen dabei und aktiv bleiben! Für
mich in meiner Arbeit hier im Nachbarschaftshaus sind dies sehr zen-
trale Faktoren für das Gelingen von bürgerschaftlichem Engagement
und Bürgerbeteiligung:

Die Bereitschaft, sich für das eigene Lebensumfeld zu engagieren, steigt,
je stärker die Themen und Aktivitäten an die unmittelbaren Lebens-
zusammenhänge der Menschen anknüpfen und andere Menschen mit
ähnlichen Anliegen identifiziert bzw. kennen gelernt werden.

In der Regel ist ein gemeinsames Problem oder ein ähnliches
Bedürfnis nach Veränderung der Ausgangspunkt. 

Neben dem Thema bzw. den Themen entscheiden aber auch ganz
andere Aspekte über Engagement oder Nichtengagement in
Beteiligungsprozessen: 

Gruppendynamiken
y Passen die anderen – am Thema oder am Gemeinwesen – inter-

essierten MitstreiterInnen persönlich zu mir? 
Gibt es Gruppenzugänge, in denen ich mich wohlfühle?

Wertschätzung 
y Habe ich das Gefühl oder zeigt mir jemand, dass ich persönlich

einen willkommenen Beitrag zur Verbesserung leisten kann? Im
Kontext von Bürgerbeteiligungsprozessen erlebe ich Verwaltung
und Politik eher wenig wertschätzend – da wird eher wenig
Willkommenskultur spürbar.

Persönlicher Gewinn 
y Überwiegt bei allen Mühen und Frust im Engagement tatsächlich

der persönliche Eigennutz? Sind die Beteiligungsprozesse so ange-
legt, dass die BürgerInnen mit einem Mehrwissen aus den Veran-
staltungen gehen?

Alternativen zum Engagement 
y Ist das persönliche Interesse an dem Thema oder dem Gemein-

wesen tatsächlich so groß, dass ich bereit bin, mich mit anderen zu
engagieren?

Faktor Zeit
y Habe ich die Zeit zum Engagement? Kann ich mich mit meinen

freien Zeiträumen in Beteiligungsprozesse einbringen? 

Ausgrenzung in Beteiligungsprozessen 
y Mehrere Studien machen heute deutlich, wie Ausgrenzung sozial

benachteiligter Personen in Beteiligungsprozessen geschehen
kann (Munsch 2003). Kein Wunder bei einer Methodenvielfalt in
der Bürgerbeteiligung, die fast ausschließlich mittelschichtsorien-
tiert ist.

Kommen alle zu Beteiligenden zu Wort?

Und damit will ich dem Blick auf die Vielfalt von Beteiligten noch einen
besonderen Fokus widmen: In unserer Gesellschaft haben wir es in
wachsendem Maße mit Bevölkerungsgruppen zu tun, die für sich
keine Möglichkeiten sehen, Einfluss auf ihre Lebensbedingungen zu
nehmen (politische Armut) und sich apathisch verhalten oder sogar
destruktiv reagieren. Diese Erscheinung ist besonders in Stadtteilen
ausgeprägt, in denen sich soziale Probleme häufen.

Mit Blick auf diese Gruppen heißt es einmal mehr ein Gespür zu ent-
wickeln für die Menschen, die wir beteiligen wollen. Wir brauchen
zielgruppenspezifische Ansätze, wir brauchen eine einfache Sprache,
wir brauchen persönliche Zugänge zu bestimmten Gruppen, sonst
gelingt nur eine Beteiligung einzelner Gruppen aber nicht im Sinne
eines Spiegels der Bevölkerungsstruktur.

Sonst dominieren – und das ist leider heute auch noch häufig der Fall
– die Bevölkerungsgruppen, die sich gut artikulieren können, die es
gewohnt sind, vor Gruppen zu sprechen, die mglw. eh schon über
Zugänge und Einfluss verfügen, die eh schon gehört werden.

Die Breite unterschiedlicher Beteiligungsmethoden, die tatsächlich
angewandt werden, gibt da schon ein ganz gutes Bild der vielfältigen
Zugangswege – übers Internet, über Spaziergänge, angepasste
Workshopformen, altersgerechte Beteiligungsansätze etc. – allerdings
wie bereits gesagt mit einer Überlast an mittelschichtsorientierten
Methoden.

Ich lade ein, in Beteiligungsprozessen viel stärker zu schauen, wie die
leisen Menschen zu Wort kommen, die die den Weg zu den öffentli-
chen Foren nicht finden oder dabei sitzen, aber sich nicht trauen, das
Wort zu ergreifen, die die sich sprachlich nicht gut ausdrücken können
oder in der Sorge den Alltag zu überleben nicht die Zeit und Kraft auf-
bringen, ihre Meinung öffentlich vorzutragen. Auch sie sind Experten
ihres Wohnumfeldes und ihres Stadtteils, auch sie lohnt es einzubezie-
hen.

Fazit
Bürgerbeteiligung muss noch stärker in den Fokus von Verwaltung
und Politik rücken. Bürgerinnen und Bürger müssen in ihrem Enga-
gement und in ihrem Interesse, mitzugestalten, noch ernster genom-
men werden.

Ganz zentral in der Bürgerbeteiligung ist Vertrauensbildung. Politik
und Verwaltung schafft Vertrauen durch feste Rahmenbedingungen
und verlässliche Strukturen.
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Statements

Stettin (Herr Soska): 
Ich werde kurz zu fassen versuchen, was Stettin in dieser Richtung tut.
Ich stimme meiner Vorrednerin zu, es gibt natürlich eine gewisse
Spannung zwischen der öffentlicher Administration, auch wenn sie
sehr willig ist, offen zu sein, und den Stadtbewohnern, die man oft
verstehen muss als Interessensträger, die sich an die Verwaltung mit
Ideen wenden, die vielleicht, gelinde gesagt, riskant sind, aber darauf
komme ich vielleicht erst am Ende meiner Aussage.

Wir haben im Jahre 2008 ein Gesetz beschlossen, die sog. Bürger-
gesetzesinitiative (Obywatelska Inicjatywa Uchwalodawcza). Bis jetzt
hat der Stadtrat1 sechs Projekte der Bürger bearbeitet und über diese
entschieden. Dies ist ein juristischer Instrument, welches es den
Bürgern ermöglicht mit einem Gesetzesvorhaben an den Stadtrat zu
treten, vorausgesetzt man hat eine bestimmte Zahl Unterschriften
gesammelt. Es ist ein Schritt weiter als das, was bisher existierte, näm-
lich die Mitteilung einer bürgerlichen Stellungnahme zu einzelnen
Gesetzesentwürfen. Es wurde ein Verfahren entwickelt und seit 2011
machten die Stettiner Bewohner 180 Mal davon Gebrauch. 
2012 haben wir ein Gesetz verabschiedet über Regeln und Verfahren
für die Durchführung öffentlicher Konsultationen. Es ist ein sehr wich-
tiges Element, das den Stadtrat dazu zwingt, entsprechende
Beschlüsse dem verpflichtenden Verfahren der Konsultationen unter-
zuordnen. 2013 wurde dazu eine Ausführungsvorschrift (prawo lokal-
ne) verabschiedet, die detailliert bestimmt, wie man mit dem Stadtrat
die gemeinnützigen Aktivitäten absprechen soll. Es konstituierte sich
ein Rat, dessen Mitglieder u.a. die Vertreter verschiedener NGOs sind. 
Um es kurz zu fassen, wir wollen das Gesetz so umsetzen, dass es
offen ist für öffentliche Debatten, d.h. Gesprächen mit den Bürgern,
dass jeder Bürger daran teilnehmen dürfte. Wir sprechen hier aber nur
über einen bestimmten Bereich, nur über bestimmte Methoden wie
die Vertretungsdemokratie funktioniert, über bestimmte Werkzeuge,
die den Stadtpräsidenten und die Räte des Stadtrates unterstützen.
Es ist eigentlich offensichtlich, aber vielleicht notwendig zu sagen,
dass hier eine völlige Transparenz herrschen muss, dass all die
Ausschüsse öffentlich verhandeln und tagen. Die Bürger haben so die
Möglichkeit, daran teilzunehmen. Und wie wir sehen, nutzen die
Bürger immer öfter dieses Recht, sie nehmen an den Sitzungen teil,
greifen Diskussionen auf. Das war nie begrenzt, diese Möglichkeit
haben die Bürger bei uns auf jeden Fall. 

Wir realisieren einige Programme, die sich direkt an die Bürger wen-
den. Dazu ein paar Beispiele: 

Das Programm 
y Unser Haus 
y kleine Verbesserungen
y Grüne Höfe – das ist ein Programm welches aus der Städte-

partnerschaft mit Friedrichshain-Kreuzberg resultiert
y ein Programm der kleinen, lokalen Bürgerinitiativen

Das führt zu entsprechenden Budgets, z.B.:
y Unser Haus = 70 Mio. Zl
y Kleine Verbesserungen = 4 Mio.
y Grüne Höfe (79 Wohneinheiten) = ca 6 Mio.

Das Programm „Soziale lokale Initiativen“ ermöglicht, bestimmte
Projekte zu fördern, die von Einwohnern vorgeschlagen werden und
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Die Hürden in der Beteiligung sind teilweise sehr hoch:

y Da braucht es Kenntnis von Planungsprozessen um Entwürfe lesen
und verstehen zu können

y Da braucht es eine zielgruppenspezifische Ansprache und
Gestaltung von Entwürfen (jenseits von Fachtermini)

y Da braucht es auch persönliche Ansprache und teilweise sogar
professionelle Begleitung.

y Da braucht es die Einbeziehung von nachbarschaftlichen
Treffpunkten und engagementfördernden Einrichtungen sowie
nachbarschaftlichen Netzwerken, denn die verfügen aus ihrer
Arbeit heraus über viele Zugänge, die man sich in der
Bürgerbeteiligung zunutze machen kann.

Moderation: 
Herr Runge, vielen Dank für diese gelungenen Ausführungen, diesen
Input. 
Sie haben verdeutlicht, dass Bürgerbeteiligung einerseits die
Verwaltung manchesmal nervt, weil immer wieder Vorschläge, Ideen
auf den Tisch gelegt, gelesen, bearbeitet werden müssen.
Andererseits […] ist es wichtig, auf die Meinung der Bürger zu ach-
ten, darauf zu schauen, was die Bürger sagen, denn das schafft letzt-
lich die Legitimität der einzelnen Prozesse, der Vorgänge in der
Verwaltung. Es schafft die Grundlage, dass die Bürger sich in ihrem
Stadtteil, ihrem Bezirk, ihrer Siedlung wohl fühlen und tatsächlich auch
für die Nachhaltigkeit vor Ort sorgen. 
Die Probleme, die Sie benannt haben, damit stimme ich absolut über-
ein. Ich bin keine Expertin, aber die Vorschläge nach mehr Ein-
beziehung der Bürger über mehr zielgruppenspezifische Themen, ein-
fachere Sprache, besseren Zugang zu den Gruppen und vor allem
Focus bei der Verwaltung, bei den Nachbarschaftshäusern, da würde
ich, wenn ich Verwaltungsmitglied wäre, Sie sofort unterstützen.
Ich möchte jetzt gerne unsere Experten befragen und unsere Gäste,
wie sieht das denn bei Ihnen aus, in Ihrem Bezirk, in Ihrem Stadtteil.
Wir haben die teilnehmenden Kommunen gebeten, kurze Statements
vorzubereiten, zusammenzufassen, wie denn die Situation, die Lage
bei Ihnen sich darstellt, wie sehen Sie das, haben Sie ähnliche
Probleme, oder haben Sie evtl. schon Lösungsvorschläge wie man
damit umgehen kann?

1 Der Stadtrat ist das Stadtparlament, vergleichbar mit der Bezirksverordnetenver-
sammlung in den Berliner Bezirken



die auf dem offiziellen Wege keinen Zugang zum Budget fanden.
Dafür haben wir 32 Mio. Zl ausgegeben. 

Ein sehr wichtiges Element dieses Systems sind die Siedlungsräte in
den Stadtteilen. 
In Stettin wirken 37 Siedlungsräte, jeder verfügt über ein kleines, aber
konkretes Budget von 100.000,- Zl/Jahr. Das erlaubt jedes Jahr ein
paar kleine Projekte im Stadtteil zu realisieren, z.B. einen Spielplatz, ein
Teil Bürgersteig, oder man entscheidet, dass man das Budget von
mehreren Jahren zusammenlegt, um etwas größeres zu machen, z.B.
einen Sportplatz. Das macht zusammen 4 Mio. Zl, das ist das Geld,
das direkt den Bezirken zugutekommt und die Einwohner durch die
Struktur der Siedlungsräte entscheiden selbst. 
Das läuft schon so seit mehreren Jahren. Darüber hinaus implantieren
wir in diesem Jahr (2013), eigentlich finalisieren wir den Prozess
„Stettiner Bürgerbudget“. 2013 haben wir dafür 5 Mio. Zl vorgesehen
und genau morgen ist der Stichtag, an dem über die Projekte, die die
Einwohner vorgeschlagen haben entschieden wird. Es wurden 327
Projekte gemeldet und dies ist für uns ein voller Erfolg, dass man so
viele Projekte gemeldet hatte. Vergessen wir nicht, dass wir von einem
Jahr des Funktionierens dieses Projekts sprechen. 327 Projekte, davon
waren leider manche total unrealistisch – die mussten von dem
Ausschuss verifiziert oder abgesondert werden, denn Projekte, die z.B.
über 5 Mio. Zl lagen, die konnte man nicht realisieren. Schließlich hat
man 194 Projekte zum Weiterbestimmen ausgewählt und in ein paar
Tagen wird man die Liste der Projekte veröffentlichen, die realisiert
werden sollen. 
Und noch ein letzter Satz. Ich will die Gelegenheit nutzen und daran
anknüpfen, was hier schon im Impulsreferat gesagt wurde. Wir haben
manchmal mit einer Barriere zu tun, es gibt Menschen oder
Organisationen, die in ihren Ansichten sehr radikal sind und so wie wir
mit dem Phänomen des „Ökoterrorismus“ zu tun haben, haben wir
auch manchmal, könnte man sagen, mit dem Phänomen des
„Beteiligungsterrorismus“ zu tun. 
Dass heißt, wir haben mit Versuchen zu tun, dass man einfach alles mit-
entscheiden und abstimmen will. Das aber geht nicht. Ich möchte z.B.
nicht, dass ein Chirurg im Operationssaal nur das durchführt, was er im
Rahmen einer Betroffenenbeteiligung konsultiert hat. Also es gibt schon
ein paar Angelegenheiten, die von diesen Möglichkeiten ausgeschlos-
sen werden müssen. 
Einerseits bin ich ein absoluter Befürworter von Bürgerbeteiligung,
aber ich denke dass hier vor allem zur Debatte steht, wie wird die
Grenze bestimmt, wo und wann es doch so sein muss, dass die
Entscheidung von einer Person beschlossen wird, die auch die volle
Verantwortung tragen muss. Wann also der Mensch, der gewählt
worden ist, dh. ein Mandat erhalten hat, selbst entscheidet und zu
welchem Zeitpunkt die Entscheidung auf einer breiten Basis erarbei-
tet werden muss.

Treptow-Köpenick (Herr Igel):
Ich versuche, mich auf wenige Themen zu beschränken, würde aber
gerne noch an einige Aspekte, die Herr Runge angemerkt hat,
anknüpfen. Wir haben verschiedene Phänomene und ein Phänomen
ist, dass es neben einer gewissen Verunsicherung innerhalb der
Verwaltung, was Bürgerbeteiligung betrifft, auch ein hohes Interesse
der Verwaltung selbst an Bürgerbeteiligung gibt. Und es gibt verschie-
dene Formen wo auch die Verwaltung selbst enttäuscht darüber ist,
wie wenig Bürgerbeteiligungselemente genutzt werden.

Bürgerbeteiligung im Rahmen der Bauplanung existiert in der
Bundesrepublik schon seit den 70er Jahren und ist u.a. im Bau-
gesetzbuch festgelegt. Es ist eine sehr detaillierte Form von Bürger-
beteiligung, die aber kaum bekannt ist und wenig angenommen wird.

Kernelement ist, dass sich Bürger/innen in ihrem Ortsteil, zu Fragen
wie ein Grundstück genutzt werden darf, welche Form der Bebauung
möglich ist etc. äußern können. 
Das Interessante ist, dass diese Vorschläge von Bürger/innen nicht nur
dokumentiert werden, sondern im Laufe des Verfahrens von der
Verwaltung immer wieder veröffentlicht und abgewogen werden müs-
sen. D.h. eine Verwaltung muss zu einem Kritikpunkt oder Vorschlag
Stellung beziehen, ob dieser Vorschlag angenommen wird oder nicht. 
Wenn Planungen allerdings wieder verändert werden, dann geht auch
die Bürgerbeteiligung fast wieder von vorne los, weil dann eine
Auslegung der neuen Pläne erfolgen muss, wozu wiederum Bürger
Stellung nehmen können. Diese Vorschläge müssen abgewogen und
Planungen evtl. wieder verändert werden. Das führt dazu, dass ein
Planungsprozess im Baubereich über Jahre dauert, mitunter sogar
Jahrzehnte – ohne dass es zu einem Ergebnis kommt. […] 
Es ist häufig die Schwierigkeit von Politik und Verwaltung, Vorhaben in
die Öffentlichkeit zu bringen. Es kommt im doppelten Wortsinn nicht
an. Es kommt nicht an als Information beim Bürger oder die
Beteiligungsform wird nicht genutzt. […]

Ich möchte noch auf einen zweiten Bereich hinweisen. Auch die
gewählten Gremien (z.B. die Bezirksverordnetenversammlung, BVV)
kommen bei uns nicht ohne eine weitere Bürgerbeteiligung aus –
ganz im Gegenteil. Die Bürger/innen haben nicht nur das Recht, an
Ausschusssitzungen teilzunehmen, sie haben auch das Recht in der
BVV in Form von Einwohnerfragestunden den gewählten Politikern
Fragen zu stellen, auf die diese auch öffentlich antworten müssen. Sie
haben die Möglichkeit, in speziellen Ausschüssen vorstellig zu wer-
den, wenn sie Kritik an der Bezirksverwaltung haben und dann müs-
sen die Ausschüsse den jeweiligen Vorgang bearbeiten, dazu Stellung
nehmen und ggf. muss auch die Verwaltung anders handeln. 
Bürger/innen haben auch die Möglichkeit, durch eigene Initiativen
Beschlüsse zu schaffen. Bürgerbegehren, Bürgerentscheide und Ein-
wohneranträge sind Verbesserungen, die in den vergangenen Jahren
und Jahrzehnten auf den Weg gebracht wurden, die allerdings relativ
wenig wahrgenommen werden. Bei uns haben wir z. B. eine sehr
rege Einwohnerfragestunde. Es kommen sehr viele Bürger/innen und
stellen Fragen, aber wir haben bisher nur einen einzigen Einwohner-
antrag gehabt, der zum Erfolg geführt wurde. […]

In der Vorstellungsrunde wurde die sozialraumorientierte Planungs-
koordination (SPK) genannt, dies ist ein wesentliches Element der
Bürgerbeteiligung weil es Verwaltung und Bürgerschaft näher zuein-
ander bringen soll. Bürger erhalten dort einen Ansprechpartner, der
für einen bestimmten Ortsteil zuständig ist, nicht für ein Fachgebiet.
Viele Bürger können gar nicht identifizieren, wer für eine bestimmte
Frage in einer Verwaltung zuständig ist und wünschen sich deswegen
einen Ansprechpartner für Oberschöneweide oder andere Ortsteile
des Bezirkes.

Ein weiteres Thema ist die Beteiligung am Haushalt; da haben wir
sehr viel experimentiert. […] Seit diesem Jahr haben wir ein neues
Modell, das Modell der Kiezkasse. Ein Ortsteil bekommt ein Budget
und die Bürger/innen sollen nach ihren Vorstellungen entscheiden,
verteilen und auch darüber wie dieser Prozess organisiert werden soll.
Wir haben für den ganzen Bezirk 50.000,- € zur Verfügung gestellt.
Das ist relativ wenig, denn in jedem unserer 20 Ortsteile konnte so
zwischen 1.250,- und 5.000,- €, je nachdem wieviel Einwohner dort
leben, verteilt werden. Dieser Prozess ist erst mal sehr gut in Gang
gekommen, es sind Bürger gekommen mit vielen unterschiedlichen
Ideen. Viel entscheidender ist, dass auf diese Weise eine Kommu-
nikationsplattform über Bezirkspolitik geschaffen wurde. Über das
Vehikel, sie dürfen über Geld entscheiden, kam man auch ins
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Gespräch zu Fragen was mir in meinem Ortsteil gefällt. Damit hat man
eine Möglichkeit geschaffen, wo sich Bürger einbringen können. Es ist
der positive Nebeneffekt dieser Kiezkassen-Veranstaltungen, dass es
nicht nur um die Verteilung von Geld geht, sondern auch darum: Wie
geht es in meinem Ortsteil weiter?

Friedrichshain-Kreuzberg (Dr. Peter Beckers): 
Ich würde gerne darauf eingehen was Herr Runge gesagt hat. Erst
einmal - ganz grundsätzlich – halte ich es für einen Irrtum, wenn
geglaubt wird, dass es einen Widerspruch gibt zwischen Bürger-
interessen, politischen Interessen und Verwaltungsinteressen. Aus
meiner Sicht gibt es dort grundsätzlich keinen Widerspruch. Verwal-
tung ist für den Bürger da, […] und so verstehen Verwaltungs-
mitarbeiter sich auch. Das habe ich in vielen Diskussionen, die ich
geführt habe, wenn Politik und Verwaltung zusammentreffen durch-
aus auch erfahren. Das ist so.

Das zweite ist natürlich, dass gewählte Politiker in einer Demokratie ein
vitales Interesse haben, keine Politik gegen die Bürger zu machen also
sehe ich dort auch keinen grundsätzlichen Widerspruch. Ein Problem
bzw. Missverständnis gibt es […] zwischen, wie ich es umschreiben
möchte, formeller, man kann auch sagen geplanter Bürgerbeteiligung
und informeller oder auch ungeplanter Bürgerbeteiligung. 

Die Verwaltung ist so ausgerichtet, dass sie ihre Aufgaben, die ihr
gestellt werden, erfüllt. In der Regel sollte es auch genügend
Ressourcen geben, dass Verwaltung in die Lage versetzt wird, dies
auch tun zu können. […]

In den Bereichen, für die ich zuständig bin haben wir Senioren-
konferenzen, den Arbeitskreis Frauen und Mädchensport, […] wir
haben die Arbeitsgemeinschaft für Sportvereine, wir haben
Bürgerbeteiligung in den Ausschüssen der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV), wir haben ein Rederecht für sachverständige
Bürger, die Bürgerdeputierten. Wir haben den Elternausschuss […] wir
haben Schülerbeiräte, wir haben den Lehrerausschuss, wir haben wei-
terhin einen Integrations-, und Migrationsbeirat, einen Behinder-
tenbeirat und wir haben das Bezirkliche Bündnis für Wirtschaft und
Arbeit. Das ist natürlich nur ein Ausschnitt, ich habe jetzt noch gar
nicht über den Planungsbereich gesprochen, über den Jugendbereich.
Es gibt wirklich ein sehr breites Netz an Gremien, an Beteiligung, an
rechtlichen Beteiligungsformen, an Mitbestimmung. Das ist aus mei-
ner Sicht wirklich sehr ausgeformt. Es gibt mittlerweile auch erfolgrei-
che Bürgerentscheide in Friedrichshain-Kreuzberg. Wir hatten einen
Bürgerentscheid zu einer Bebauung, namens Media Spree, einer
sagen wir mal sehr volumigen Bebauung, vielleicht lernen sie das
noch kennen, wenn Sie hier im Bezirk sind. […] Das funktioniert schon
recht gut. 

Was allerdings zum Problem für Beteiligte wird, ist die ungeplante, die
informelle Beteiligung, die es auch gibt. Beteiligung wird in der Regel
von den Bürgern erstritten. Ich glaube, das haben sie richtig gesagt,
Herr Runge, das sehe ich auch so, das ist kein Geschenk, was die
Politik den Bürgern irgendwann gemacht hat. Gerade hier in Berlin
kann man das so nicht sagen, sondern es ist etwas, was Bürger sich
erstritten haben. Politik hat darauf reagiert, hat entsprechende Formen
geschaffen, die in der Tat eher die geplanten, formellen sind. […]

Ich bin auch für das Ordnungsamt zuständig und habe da verfügt,
mit sehr viel Bürgern an sogenannten runden Tischen […] auf glei-
cher Augenhöhe mit der Verwaltung Gespräche zu führen.
Eigentlich sollte man von der Verwaltungsseite her denken, und so
denken wir auch, ist es eigentlich Sache der Bezirksverordneten-

versammlung (BVV), diese Vorfelddiskussion zu führen. Die BVV,
unser Parlament, ich verkürze es mal, fasst dann Beschlüsse. Politik
und Verwaltung setzen diese Beschlüsse, wenn irgendwie möglich,
um und geben wieder Auskunft zurück an die BVV. Dies gilt auch für
die gesamten formellen Beteiligungsgremien, die wir haben. Bei den
informellen ungeplanten Formen ist es ein wenig anders. Da ist es
in der Regel so, dass die BVV für solche Detailfragen nicht die Zeit
findet und die Verwaltung wird beauftragt eine Lösung herbeizu-
führen. Meistens ist es so, dass sich die Bürger von sich aus erst
engagieren, wenn etwas in ihrem Kiez passiert, […]. Und dann wird
selbstverständlich der Stadtrat und die Verwaltung eingeladen. Und
dann ergibt sich ein Prozess, der außerhalb aller geplanten
Bürgerbeteiligungsverfahren noch mal läuft. Das ist etwas sehr
Aufwendiges und da sind die verschiedensten Gremien beteiligt.
Und es wurde auch schon vorhin gesagt, dass es manchmal auch
politische Gremien sind, die dann, manchmal für mich nicht nach-
vollziehbare, Forderungen stellen. Wir reden natürlich mit Allen – auf
gleicher Augenhöhe – es ist dabei wichtig, zu verstehen, was will
der/die Andere überhaupt, was für ein Anliegen steckt dahinter und
gibt es vielleicht nicht doch eine Möglichkeit, das in diesen politi-
schen Prozess mit einzubeziehen. 

Zum Beispiel haben wir hier ein Refugeecamp auf dem Oranienplatz.
Diese Flüchtlinge sind aus der ganzen Bundesrepublik gekommen
und geblieben und wir haben gesagt, na ja, jetzt wollen wir sie nicht
mit der Polizei vertreiben, sondern wir sehen deren Probleme und dul-
den sie hier in unserem Bezirk und das fordert, wenn man so etwas
zulässt, natürlich auch viel Zeit, viel Engagement. Einfach nur jeman-
den auf einer Grünfläche sein zu lassen, reicht letztendlich nicht aus.
Dies ist ein politisches Problem, was wir hier in Friedrichshain-
Kreuzberg sicher nicht lösen können, aber wir versuchen […] zumin-
dest für diese Gruppe, eine Perspektive zu finden.

Eine weitere Sache: Was wir gerade hier in Friedrichshain-Kreuzberg
ganz besonders erleben, ist der Prozess der Mietpreissteigerung, man
kann auch sagen Verdrängung, Gentrifizierung. Da gibt es eine große
Verunsicherung. Auch hier bringen sich natürlich Bürger mit politi-
schen Aktionen ein […]. Das geht dann partiell ineinander über, wenn
ich von einer ungeplanten oder informellen Bürgerbeteiligung spre-
che. Hier muss Politik soweit wie möglich reagieren. 

Und dann gibt es die Prozesse, die wir haben, im Bereich der
Nutzungskonflikte im öffentlichen Raum. Es kann sein, dass beispiels-
weise die Gastronomie überhand nimmt, die Bürger sich belästigt füh-
len durch Menschen, die des Nachts vor Ort sind, ihren Alkohol kon-
sumieren oder auch nicht, zumindest aber nicht leise sind. […] 

Das sind alles Dinge von denen man erst einmal gar nicht glaubt, sage
ich als Verwaltung, dass das jetzt eigentlich eine Aufgabe sein muss.
Aber es ist natürlich eine Aufgabe, weil Verwaltungsentscheidungen,
politische Entscheidungen sind. Und politische Entscheidungen sind
natürlich gefordert. 

Wenn man der Ausgangsthese folgt, dass es keine grundsätzlichen
Interessensgegensätze gibt, haben wir natürlich ein Interesse daran,
gemeinsam zu Lösungen zu kommen. Das heißt viele Gespräche füh-
ren und versuchen herauszufinden ob es vielleicht eine alternative
Lösung gibt. Es ist ja nicht alles was von der Verwaltung kommt
grundsätzlich alternativlos. […] 
Leider – das ist etwas was ich natürlich immer sehr bedaure – hat
Verwaltung nicht die Kapazität, alle einzelnen Punkte, die ja in einer
großen Anzahl an Verwaltung herangetragen werden zu bearbeiten.
Wir brauchen die Verwaltungsfachleute damit sie Auskunft geben
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können, auch gegenüber den Bürgern zu Detailfragen und zu rechtli-
chen Grundlagen. Ich ziehe mit meinen Verwaltungsfachleuten von
einem runden Tische zum Anderen und versuche zu moderieren.
Manchmal hat man auch eine externe Moderation, […] die Probleme
abnimmt. […] 

Im Kern ist das Hauptproblem aus meiner Sicht, dass Verwaltung und
Politik so wie sie bei uns in Berlin aufgestellt sind, nicht darauf ausge-
richtet sind, außerhalb dieser formellen geplanten Beteiligungs-
gremien Bürgerbeteiligung in informellen ungeplanten Bereichen
kapazitäts- und ressourcenmäßig abzubilden. Das führt möglicherwei-
se, Herr Runge, in der Tat zu Problemen, dass man dann als Bürger
vielleicht das Gefühl hat oder als Bürgerinitiative, die sich gründet, 
… ach die wollen gar nicht mit uns reden, jetzt kommen die schon
wieder nicht, jetzt haben die keine Zeit, was ist da eigentlich los und
irgendwie will man uns vielleicht gar nicht. Zumindest für diesen
Bezirk glaube ich sagen zu können ist das nicht unsere Absicht.
Sondern es ist einfach auch diesen ungeplanten Prozessen geschul-
det und den damit verbundenen Ressourcen, die Verwaltung und
Politik zur Verfügung stellen muss, die sie aber nicht in ausreichendem
Maße hat. 

Das ist vielleicht ein Prozess, der in den nächsten Jahren […] wenn
sich diese Formen [Kooperationsformen von Politik/Verwaltung und
Bürgergruppen, Red.] verstetigen zu anderen Modellen führen wird.
Die Senatsverwaltungen sehen ja auch was hier passiert und wie man
diese Prozesse mit Projekten der Bürgerpartnerschaften unterstützen
kann. […]

Ein ganz wichtiger Punkt: Trotz aller Bürgerbeteiligung, aller Prozesse,
die laufen: Die Entscheidungen darüber, was denn dann wirklich
umgesetzt wird, kann Parlament und Regierung nicht abgenommen
werden. In einem demokratisch verfasstem System muss die letztend-
liche Entscheidung beim Parlament liegen, hier bei uns in der BVV. Alle
Bürgerbeteiligung kann im Grunde genommen nicht gegen Parla-
ment und Regierung laufen, sondern muss in irgendeiner Form mit
Parlament und Regierung abgestimmt werden. 
Da gibt es möglicherweise in der Tat Unterschiede in dem was Bürger
vielleicht in ihrem originären Interesse sehen und dem was letztend-
lich im endgültigen Prozess dabei herauskommt. Für diese Prozesse,
die wir hier im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg haben, sind wir
bemüht und wirklich sehr engagiert, soviel Einzelfallgerechtigkeit […]
wie irgendwie nur möglich […] umzusetzen. Aber es ist […] irgend-
wann auch ein Ressourcenproblem, wenn die Bürgerbeteiligung in
der Demokratie so gelebt wird, wie man sich das eigentlich als
Demokrat auch wünschen mag und sich viele Bürger engagieren und
sich mit ihren Interessen einbringen. 

In der Tat ist der geplante Prozess [der Bürgerbeteiligung, Red.] – da stim-
me ich zu – ein Problem, […] Verwaltung will die Beteiligung, sie erfolgt
vielleicht in geringem Maße und dann, […] wenn man dann sagt, okay,
jetzt geht es aber los, jetzt wird gebaut oder umgesetzt, dann wird fest-
gestellt, hier ist aber doch jetzt der Bürger, der sich sehr effizient verhält,
obwohl er sich in diesen Vorplanungen gar nicht so beteiligte wie man
sich dies wünschte, aber dann, wenn es umgesetzt wird […] sagt, das
will ich so nicht. Er wartet im Grunde genommen erst einmal ab, was
dabei raus kommt und wenn er dies weiß, dann kommt das
Engagement. Aber dann ist es in der Tat auch schon sehr spät. 

Mokotów (Bogdan Olesiński) 
Unser großer Stadtteil Mokotów, der 230.000 Einwohner zählt, ringt
auch mit demselben Problem, dass die Einwohner denken OK, es gibt
die Demokratie, einmal in vier Jahren gehen wir wählen. Aber in der

Wirklichkeit haben wir keinen Einfluss darauf, was die Verwaltung in
unserem Namen so macht.

Wir haben versucht, dieses Problem zu lösen, obwohl wir sicherlich
weniger Erfahrung haben als Sie. Und so gibt es in unserem Stadtteil
einen Ausschuss für den sozialen Dialog (Dzielnicowa Komisja
Dialogu Spolecznego). Der hier anwesende Herr Robert Rzeszutek ist
der Vorsitzende dieses Ausschusses. Dieser Ausschuss hat vielerlei
Aufgaben, u. a. beurteilt er die Entwürfe von verschiedenen Gesetzen,
aber eine der wichtigsten Aufgaben dieses Ausschusses ist die
Teilnahme/Mitwirkung an der Verteilung von Budgetmitteln an Orga-
nisationen, die eine Förderung beantragt haben. 
In jeder Kommune ist es doch meistens so, dass es zu wenig Mittel
gibt. Der Ausschuss muss leider bestimmte Entscheidungen treffen,
wofür sie ausgegeben werden und wer sie bekommt. Dadurch lernen
auch die Bürger, dass das Budget nicht aus Gummi ist, das sich nicht
alles hier und jetzt realisieren lässt und so bereiten wir uns darauf vor,
dass das Partizipationsbudget eingeführt wird. […] 

Ich möchte Ihnen das Projekt „Sielce der Architekten“ in der Siedlung
Sielce vorstellen. Gemeinsam mit den Einwohnern werden die Räume
zwischen den Wohnhäusern neu entworfen, in einer Ausstellung prä-
sentiert und diskutiert wie die Umgebung aussehen soll. Es ist unser
Wunsch, in der zweiten Stufe diese Projekte realisieren zu können.
Und ich hoffe, dass wir dazu kommen. 

„Sezon na Sielce“ (Saison für Sielce) war ein kulturelles Projekt, das von
März bis Dezember 2012 stattgefunden hat. Daran nahmen 900
Menschen teil. Dazu muss man sagen, dass Sielce eine Problem-
siedlung ist. Daher denken wir, dass die Teilnahme von 900 Menschen
ein sehr großer Erfolg war. Es gab in diesem Rahmen Werkstätten,
Begegnung mit Kulturen anderer Länder, historische Spaziergänge,
Performances, Filmvorführungen und der Höhepunkt war das Fest
von Sielce. Es war ein Ereignis, in dessen Rahmen ein drittes Nachbar-
schaftspicknick stattgefunden hat. 

Das dritte Projekt ist das Programm in der Siedlung Wierzbno, wo sich
die Verwaltung überhaupt nicht beteiligt hat. In der Nähe der Straßen
Racławicka und Kazimierzowska hatten wir ein Problem mit Graffitis.
Das war ein sehr großes Problem, wo wir überhaupt nicht imstande
waren, es zu bewältigen. Einer der Einwohner, eine sehr engagierte
Person, die dort einen Laden besaß, hat die Nachbarn überzeugt, sie
haben selbst Farben gekauft und Sponsoren gewonnen. Einmal im
Monat haben sie die Wände bis zur Höhe der ersten Etage neu gestri-
chen. Ein Haus nach dem anderen wurde übermalt und sobald wie-
der neue Graffitis auftauchten, wurden sie wieder übermalt und dies
über einen längeren Zeitraum hinweg. Jetzt gibt es an den entspre-
chenden Häusern keine Graffitis mehr. 
Wir als Bezirksamt haben uns auch eingeschaltet und haben am Ende
jeder Streichaktion ein Fest, einen sogenannten Nachbarntag, veran-
staltet, weil wir diese Aktivitäten irgendwie fördern wollten. Aber es
ist nicht unser Verdienst, dass das Resultat dieses Engagements ein
großer Erfolg war. Man muss dies sehr würdigen, weil es ausschließ-
lich eine lokale Initiative von unten war und ist. 

Was das Partizipationsbudget betrifft, bereiten wir uns darauf vor, es
wird bei uns in Mokotów erst 2015 eingeführt. Wir arbeiten schon
daran, um zu beschließen, was damit finanziert wird und auf welche
Weise. Wir werden dafür einen ziemlich hohen Betrag zur Verfügung
haben, ca. 2,5 Mio. Zlotys (= ca. 650 T €). Das sind 0,5 % unseres
Etats. Im Rahmen der Vorbereitung führen wir z.B. schon jetzt
Konsultationen durch. Gerade wird durch eine Bürgerdiskussion fest-
gelegt, wo man im Bezirk Fitnessparcours anlegen sollte. Wir haben
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17 Orte ausgewählt, die wegen der Eigentumsverhältnisse etc. geeig-
net wären und jetzt sollen die Bürger selbst entscheiden, an welchen
Standorten es realisiert wird.

Auf ähnliche Weise wollen wir das Bezirksnetz der Stadtfahrräder ent-
wickeln. Die Bürger haben zehn Orte ausgesucht, wo sie sich eine
Fahrrad-Mietstation wünschen, aber wir haben das Geld nur für vier.
Also müssen die Einwohner selbst über die zukünftigen Mietpunkte
entscheiden. Mit diesen zwei Befragungsaktionen wollen wir auch
erreichen, dass die Bürger verstehen, dass es nicht so einfach ist, über
Geld zu entscheiden. […]
Jetzt möchte ich noch etwas zum Impulsreferat von Herrn Runge
sagen. Ich bin überzeugt, dass sowohl die Verwaltung als auch die
NGOs in der ersten Phase eines Projektes die gleiche Aufgabe haben,
nämlich das Interesse der Einwohner zu wecken. Aber wenn alles
schon geplant ist, wenn alle Vorschläge der Einwohner so weit mög-
lich berücksichtigt und alle Verträge unterzeichnet wurden, dann ist
auch schon das Ende erreicht. Dann übergeben wir die Realisierung
des Projekts den Fachleuten und sowohl die Verwaltung als auch die
Vereine und Bürger müssen sich zurücknehmen. Wenn der Chirurg am
Operationstisch steht, dann diskutiert auch er nicht mehr, er schneidet
einfach und rettet damit unser Leben. Wenn wir also wollen, dass die
Investitionen schnell realisiert werden sollen, dann müssen wir in
einem bestimmten Moment sagen, die Diskussion ist beendet, jetzt
kommt die Realisierung. 

Moderation: 
Vielen Dank für diese Statements […] sie zeigen auf, dass ein Bedürfnis
besteht, sich auszutauschen, wie sieht denn das bürgerschaftliche
Engagement bei uns im Stadtteil, in der Stadt selbst aus. […]
Was wir von diesem Paneel mitnehmen können ist das klare Plädoyer
von Herrn Runge, dass wir mit den Bürgern kommunizieren müssen
und zwar nicht nur in unserer traditionellen Vorstellung, was, bzw. wer
eigentlich Bürger ist, nämlich die Mittelschicht, sie versteht uns, mit der
können wir sprechen, da kommt es auch zu Entscheidungen usw.,
sondern dass wir tatsächlich mit allen Bürgern, mit allen Schichten
Gruppierungen kommunizieren müssen, um tatsächlich für die
Nachhaltigkeit im Stadtteil, die Entwicklung im Stadtteil zu sorgen
oder für die Legitimität dessen, was wir als Verwaltung machen. […] 
Es geht auch sehr stark um das Lernen, also nicht nur das Lernen der
Verwaltung, wie wir im Angesicht der neuen Zeit, der Globalisierung,
der erhöhten Erwartungen der Bürger, mit ihm kommunizieren (kön-
nen). […] es geht auch darum, dass die Bürger/innen, die Möglich-
keiten, die sie selber haben (kennen)lernen, den Einfluss, den sie auf
ihre Kommunen, auf ihren Stadtteil nehmen können. […]

Jetzt ist es Zeit, dass Sie sich mit ihren Kollegen/innen austauschen
und schauen wie sieht das denn bei Ihnen aus, was können wir von-
einander lernen und wie können wir hier von diesem Austausch pro-
fitieren. Deswegen haben wir drei Workshops zu folgenden Themen
vorgesehen: 
y Aktivierende Methoden im Stadtteil (Markus Runge)
y Stadtteilfonds, die Finanzakquise ist wichtig – wie verteile ich denn

das Geld im Stadtteil, wie versuche ich, die viel zu kurze Decke,
doch so zu spannen, dass, wenn nicht alle, dann doch die Mehrheit
zumindest zufrieden ist. (Bahar Sanli)

y die Kinder- und Jugendpartizipation (Michael Kunsmann).
[…]
In den einzelnen Workshops werden Sie einen kurzen Input von den
jeweiligen Moderatoren hören, worum es geht, welche Erfahrungen
sie mit den Themen jeweils gesammelt haben. 
Es geht vorrangig auch darum, miteinander ins Gespräch zu kommen,
um den gegenseitigen Erfahrungsaustausch, gezielt bezogen auf Ihre

Interessen und Hintergründe, wie macht Ihr das, welche Probleme
habt Ihr, welche Herausforderungen, welche Mittel können nochmals
aufgenommen werden, wie funktioniert die Kommunikation, was
sind Ihre besonderen Fragen? 

Berichterstattung Workshops:

Aktivierende Methoden im Stadtteil:

Markus Runge knüpfte zunächst noch einmal an seinen Vortrag an:
Zentral ist es, bei allen Prozessen im Stadtteil tatsächlich die Menschen
zu erreichen, sie einzubeziehen, ihnen Raum und Unterstützung zu
geben, ihren Stadtteil und seine Entwicklung mit zu gestalten und mit
zu entscheiden. 
Anschließend stellte er zwei offene Verfahren bzw. Methoden aus der
Praxis der Stadtteilarbeit des Nachbarschaftshauses vor. 
Um mit den Menschen in verschiedenen Stadtteilen Kreuzbergs ins
Gespräch zu kommen und von ihnen zu erfahren, welche Themen sie
bewegen, werden unterschiedliche Methoden genutzt.

Die Aktivierende Befragung
Die aktivierende Befragung ist im Wesentlichen eine Haustür-
befragung. Zusätzlich können Gespräche an öffentlichen Aufent-
haltsorten im Stadtteil geführt werden oder auch Gespräche mit
bestehenden Gruppen. Die Bewohnerinnen und Bewohner eines
Stadtteils werden nicht nur nach ihren Meinungen und Einstellungen
befragt, sondern gleichzeitig dazu angeregt und ermutigt, aktiv zu
werden, für ihre Interessen einzutreten und bei der Lösung von
Problemen im Gemeinwesen mitzuwirken.
Die aktivierende Befragung kann thematisch ganz offen sein: Wie
gefällt Ihnen das Leben hier im Stadtteil? Was gefällt Ihnen nicht? Wo
würden Sie selbst aktiv werden wollen, etwas im Stadtteil zu verän-
dern?
Neben der ganz offenen Befragung ist es auch möglich im Kontext
einer aktivierenden Befragung thematisch zu fokussieren. 

Kommunikationsarbeit mit dem Kiezmodell
Aktivierende Befragungen sind personal- und zeitaufwendig. Für grö-
ßere Stadtteile ist eine flächendeckende aktivierende Befragung oft
nicht realisierbar. Daher kam in der Stadtteilarbeit die Frage auf, wie
wir – ohne an jeder Tür zu klingeln – dennoch mit vielen Menschen
ins Gespräch kommen könnten. Mit einem Fragebogen in der Hand
Menschen auf der Straße anzusprechen ist oft wenig erfolgreich. 
Angelehnt an die Methode des Planning for Real arbeitet das
Nachbarschaftshaus seit mehreren Jahren bereits mit Kiezmodellen
als Ansprache- und Kommunikationselement im Stadtteil. 
Bereits die Bauphase des Kiezmodells wird bewusst an wechselnden
Orten im Stadtteil gestaltet, z.B. in einem Pflegezentrum oder in
Jugendeinrichtungen im Kiez. Dabei wird versucht jeweils auch die
Menschen in den Einrichtungen mit einzubeziehen.
Zu Beginn der Arbeit mit dem Modell ist es von Interesse, zunächst
allgemein viel über den Stadtteil zu kommunizieren, dabei viele
Kontakte und Zugänge zu Menschen zu finden und die Breite der
Themen zu erfahren, die die Menschen beschäftigen und für die sie
sich möglicherweise einsetzen wollen. So werden bei den
Präsentationen im Stadtteil ein Flipchart oder eine Moderationswand
aufgestellt, auf der die Passanten die Themen im Stadtteil aus ihrer
Sicht notieren können. Darüber werden Listen erarbeitet, die an unter-
schiedlichen Orten unterschiedliche Themen beinhalten und
Aufschluss über die Breite an Problemen oder Veränderungswün-
schen geben. Das ist die Grundlage des Modelles. 
Man stellt sich irgendwo auf die Straße und beginnt darüber mit den
Leuten in Kontakt zu kommen, das Quartier, den Kiez zu visualisieren,
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um Anknüpfungen an die eigenen Erfahrungen der Passanten herzu-
stellen. Somit erkennen sie, oh, hallo, hier wohne ich, hier geht mein
Sohn zur Schule. Markus hat diese Modelle „Mundöffner“ genannt,
das hat uns sehr gut gefallen, wobei diese Modelle verschieden aus-
sehen und gestaltet werden können, sie verändern sich mit dem fort-
laufenden Prozess und dessen Dokumentation im Modell.
Wir haben festgestellt, dass es für die Stadtteilbewohnerschaft /
-gesellschaft, die wir aktivieren wollen, wichtig ist, einen Anlaufpunkt, ein
Zentrum, einen Treffpunkt zu haben, wohin die Leute, die sich schon
aktiv beteiligen, kommen können und wohin die anderen eingeladen
werden können; und wir haben festgestellt, dass es weder in Berlin noch
in Stettin und in Warschau an solchen Orten fehlt. D.h. wir haben sie.

Charrette-Verfahren
Birgit Beyer vom Grünflächenamt Friedrichshain-Kreuzberg stellte uns
das Charrette-Verfahren am Beispiel „Böcklerpark für Alle“ vor. 
Es ist eine öffentliche Planungsmethode zur Stadt- und Regional-
entwicklung mit direkter Beteiligung der Bürger. Die Bezeichnung
„Charrette“ kommt aus dem Französischen und meint so viel wie
Karren oder Wagen. In diesen wurden im 19. Jahrhundert die
Kunstarbeiten der Kunstakademiestudenten zur Begutachtung zur
Akademie gefahren und die Probanden arbeiteten unter den
Kommentaren und Ratschlägen der zusehenden Bevölkerung noch
während der Fahrt daran. Das Prinzip ist es, dass Planer, Unternehmer,
Projektentwickler und weitere Entscheidungsträger mit Betroffenen
und interessierten Bürgern über ein geplantes Bauvorhaben diskutie-
ren und gemeinsam die Planung vorantreiben. Hierdurch wird das
Vorhaben gefördert und es entsteht Vertrauen in die Planung. Das
Besondere an Charrette ist, dass auch die notwendigen Verwal-
tungsverfahren in den Prozess integriert werden. Vom Ansatz her
ähnelt die Charrette dem Perspektivenwerkstatt-Verfahren, das die
Öffentlichkeit des Planungsverfahrens betont und eine umfassende
Bürgerbeteiligung in den Planungsprozess einbezieht. Es gibt drei
Phasen: die Auftaktcharette (Vorstellung des Vorhabens), in der
Hauptcharette tauschen sich alle Beteiligten aus und entwickeln ein
Planungskonzept. In der Abschlusscharette werden die Ergebnisse mit
Politik und Verwaltung abgestimmt und nachfolgend Handlungs-
schritte festgelegt. 

Leider hatten wir zu wenig Zeit, um all die Themen durchzudiskutie-
ren, ausführlich und tiefgehend, und wir müssen feststellen, dass es
einen großen Bedarf an solchen Treffen gibt, sie öfters zu organisie-
ren und mit mehr Zeit für solche praktischen Diskussionen. 

Stadtteilfonds: 

Wir haben über das Projekt der Kiez-(Aktiv)Kassen in Berlin gespro-
chen, die wir auf Polnisch Nachbarschaftskassen nennen könnten. Das
ist ein typisches Kreuzberger Projekt, das man schon in Treptow-
Köpenick anders macht, wo es Gelder der öffentlichen Hand sind. 
In Friedrichshain-Kreuzberg läuft es so:
Kerngedanke ist, lokale gemeinwesenorientierte Aktivitäten im und
für den Kiez mit kleinen Förderbeträgen bis zu 750,- € zu unterstüt-
zen. Privatpersonen oder Vereine reichen hierzu einen Antrag mit der
geplanten Projektidee und der gewünschten Fördersumme ein. Die
Jury der KiezAktivKasse, die sich aus Bewohner/innen von Kreuzberg
zusammensetzt, entscheidet nach Eingang der Anträge über die
Förderung der Projekte. Die Entscheidung erfolgt nach Kriterien, die
die Bewohner/innen selbst festgelegt haben. Zu den Förderkriterien
zählen z.B.: 
y Soziale und kulturelle Aspekte

Es werden Projekte gefördert, die einen kulturellen und/ oder
sozialen Hintergrund haben. 

y Zugang für eine breite Öffentlichkeit
Projekte sollen möglichst eine breite Öffentlichkeit ansprechen und
auch für diese zugänglich sein.

y Umsetzbarkeit/Realistisch
Projekte, die gefördert werden, sollten realisierbar sein. 

y Eigenanteil
Alle Projekte sollten einen Eigenanteil einbringen. Dieser muss
nicht finanzieller Natur sein, sondern es kann sich dabei auch um
Eigenleistungen z.B. in Form von Arbeitszeit handeln. 

Zweimal im Jahr findet ein Nachbarschaftsflohmarkt zu Gunsten der
KiezAktivKasse statt. Die Standteilnehmer/innen spenden pro Stand 
7,- €, die direkt in die Kiezkasse fließen. Über die Flohmärkte kommen
im Jahr mehr als 980,- € an Spenden zusammen. Auch bilden die
Gewerbetreibenden in den Kiezen eine wichtige Spendergruppe. 

Dass die Jury nur aus Bürgern besteht ist für uns in Stettin gänzlich
unbekannt. In Polen gibt es eher Gelder für die Siedlungsräte. Für uns
ist das ein Beispiel, dem wir folgen könnten, aber ich denke, es wird
schwierig, ähnliches in Polen zu realisieren. 

Die Diskussion ist dann ein wenig zerfasert, weil wir verschiedene
interessante Aspekte gefunden und diskutiert haben wie z.B.
Nachbarschaftshäuser. Wir fanden, dass es Orte sind, wo man sehr
gut Bürger zu partizipatorischen Initiativen motivieren kann. Der
Bürgermeister von Mokotów hat das Thema angesprochen, dass es
manchmal so ist, dass diese Nachbarschaftshäuser, die auch schon in
Polen existieren, überwiegend von der Altersgruppe 50+ angenom-
men werden, was eigentlich in ganz Europa beobachtet wird, weil die
Gesellschaft immer älter wird. Wir haben also darüber gesprochen,
wie man auch andere Altersgruppen ansprechen kann.

Kinder- und Jugendpartizipation:

Wir haben alles in einem anderen Blickwinkel betrachtet, wir haben
uns auf das Thema konzentriert, was die Partizipation von Kinder und
Jugendlichen in Aktivitäten zugunsten der lokalen Gesellschaft unter-
stützt und was diese Gruppe hindert, sich zu engagieren. 

Hier haben wir ein paar positive Punkte gefunden, dass Jugendliche
sich dann engagieren, wenn sie etwas bewirken können, wenn sie
ernst genommen werden, und dass es auch von ihren
Entscheidungen abhängt. Folgend haben wir konkrete Beispiele
gegeben. Herr stellvertretender Bürgermeister erzählte über seine
Erfahrungen als Lehrer in einer Schule, in einer Klasse. Die Klasse hat
ausgangsweise nicht sehr gut funktioniert, dann erzielte die Klasse
sehr gute Erfolge und das war vor allem die Folge davon, dass man
den Jugendlichen, Voraussetzungen für eigenständiges Handeln
geschaffen hat, dass sie ernst genommen wurden.

Wir haben darüber gesprochen, was den Partizipationsprozess noch
stärker beeinflusst, das sind authentische Erfolgserlebnisse, die
Jugendliche durch ihr Engagement erleben können. Wir hatten hier
ein Beispiel aus Stettin, wo Jugendliche Aktivitäten zur Gestaltung
eines Sportplatzes übernommen haben und durch den lokalen
Siedlungsrat unterstützt wurden. So wollten Jugendliche einen funk-
tionierenden Sportplatz haben und mit ihrem Einsatz, dort auf dem
Platz Ordnung zu schaffen, leisteten sie die Vorbedingungen für eine
Erneuerung der Fußballplatztore, die über den Siedlungsrat finanziert
wurden. In der Folge gab es über die sogenannten Mikroprojekte der
Siedlungsräte die Möglichkeit, dass Jugendliche Geld bekamen und
selbst entscheiden konnten, wie es ausgegeben werden sollte. Das
hatte eine sehr positive Wirkung, entgegen bisheriger Erfahrungen,
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die zeigen, dass Jugendliche bei der leider üblichen „Fremdbe-
stimmung ihrer Interessen“ sich schnell zurückziehen und wegbleiben. 

Ein Grund für fehlendes Engagement von Jugendlichen im Alter von
18 bis 21 Jahre ist häufig die Gegebenheit, dass Jugendliche „hier“
wohnen und in einem anderen Stadtteil lernen und somit durch die
Fahrtzeiten weniger Zeit für andere Beschäftigungen haben. Wenn sie
sich trotzdem engagieren, ist es eher im Stadtteil, wo sie wohnen und
vertraute Bezugssysteme gegeben sind als in der „entfernten“ Schule,
in einem „fremden“ Stadtteil. 

Wir haben über Formen von Jugendgremien gesprochen, deren
Aktivitäten die Partizipation von Jugend stärken und fördern. In dem
Sinne haben wir über Jugendparlamente diskutiert oder darüber, dass
Jugendliche im Stadtteil und auch in der Verwaltung Ansprech-
personen haben müssen. Personen, die von den Jugendlichen ange-
nommen werden, die sie vom Namen her kennen; die mit ihnen
zusammenarbeiten, für sie zuständig sind, Hilfe und Unterstützung
geben und/oder vermitteln.

Wir haben darüber gesprochen, dass es gut wäre, wenn man
(Fort)Bildungsmaßnahmen auf verschiedenen Ebenen ergreift, damit
das Thema Partizipation für alle verständlich wird, für Kinder, für
Jugendliche, für Eltern, und auch für Lehrer, kurzum: Für alle, die in
einem Stadtteil, einer Siedlung entsprechend tätig werden oder sind. 

Das war es, was wir besprochen haben, dass man Kinder u.
Jugendlichen viel mehr zutrauen und ihnen eben ermöglichen soll-
te, selbst aktiv zu werden, wenn sie z.B. Räume brauchen, um sich
zu treffen, dafür Geld benötigen, usw. Dass man sie bei diesen
Prozessen unterstützt ohne sie zu vereinnahmen, sie zu beeinflus-
sen, sondern ihnen die Möglichkeiten und Mittel gibt, sich selbst zu
organisieren. 

Weiter war uns wichtig, dass es im Stadtteil Orte und Ansprechpartner
geben soll und entsprechende Strukturen aufgebaut werden,
Netzwerke, die ihnen weiterhelfen, sie beraten und unterstützen, wie
begleiten. Diese Stadtteilinstitutionen sollten auch eine Scharnier-
funktion haben zur Politik, zur Verwaltung, zu den Ämtern. Kinder
haben mit der Bürokratie wenig am Hut, die Scharnierfunktion soll
dazu verhelfen, dass Kinder und Jugendliche ernstgenommen und
nicht für andere Interessen instrumentalisiert werden.

Moderation/Tagesresümee 

Was können wir vom heutigen Tag mitnehmen? Es wird noch größe-
re Arbeit auf Sie zukommen, denn die Welt ist komplizierter gewor-
den. Abgesehen von dem demographischen Wandel, den Sie ange-
sprochen haben, hat auf der einen Seite die „Stadt“ immer mehr
Herausforderungen, mit denen man sich beschäftigen muss. Auf der
anderen Seite haben wir die Bürger, die in der Ära von Twitter,
Internet, Facebook usw. viel mehr wollen, auch mehr wissen, als es
früher war. (Wo es reichte, dass die Leute informiert wurden, sei es
von der Stadtverwaltung oder sei es aus den Zeitungen über
bestimmte Vorgänge und sie waren zufrieden, dass die Stadt für sie
alles regelt.) 

Heutzutage wissen die Bürger – egal ob es in Polen oder in
Deutschland ist oder auch in anderen Ländern - durch diese globale
Kommunikation, die viel stärker benutzt wird als früher, was sie wol-
len. Sie wollen natürlich auch, dass ihre Anforderungen, die sie stellen,
erfüllt werden von der Verwaltung – und das ist eine der wichtigsten
Herausforderungen und natürlich auch eine Voraussetzung für stärke-

res bürgerschaftliches Engagement und die Stärkung der Bürger-
beteiligung im Stadtteil. 

Auch der Staat kann heutzutage nicht mehr alles machen, es ist nicht
wie früher, als die Erwartung war, der Staat kümmert sich um alles. Im
Wohlfahrtsstaat Deutschland, sollte alles geregelt werden, in Polen, in
älteren Zeiten wurde das Meiste zentral geregelt. 
Heutzutage kann man sich bestimmte Sachen nicht mehr leisten. Das
heißt, der Staat geht davon aus, egal ob es die alte Idee eines aktivie-
renden Staates ist oder anderer Konzepte, dass es mehr die Bürger
sind, die sich selber engagieren, die bestimmte Aufgaben, eine
bestimmte Rolle innerhalb der Gesellschaft übernehmen. Die Mittler
zwischen dem, was der Staat wolle, sei es auf der Bundesebene, sei
es auf der lokalen, auf der föderalen, auf der zentralen Ebene, und
dem Bürger, das sind die Vertreter der einzelnen Stadtver-
waltungseinheiten, der einzelnen Bezirke. 

Sie müssen zurechtkommen mit ihren normalen Aufgaben, aber auch
mit der veränderten Realität. Das ist von Herrn Runge in seinem
Inputvortrag klar dargestellt worden, dass es immer schwieriger und
komplexer wird, den ganzen Erwartungen von oben, von unten, von
der Seite und natürlich mit den eigenen Kapazitäten klarzukommen. 

Deswegen war es sehr wichtig, sich heute miteinander auszutau-
schen und festzustellen: ja, es geht nicht nur darum, dass wir schau-
en, wie die anderen es machen, sondern dass wir noch mehr reflek-
tieren, wie eigentlich die Herausforderungen sind, welche Probleme
wir haben, welche auf uns zukommen. Wie versuchen wir das zu
lösen, woher kommt z.B. die Finanzierung, wird das Geld durch die
Bürger gesammelt, kommt das Geld vom Staat usw. Es geht darum,
zu schauen, dass es sehr große Veränderungen insgesamt in der
Verwaltung, in den Stadtteilverwaltungen, in der Stadtentwicklung
gibt und nach wie vor geben wird. 

Sie haben heute Abend noch Chancen sich auszutauschen. Ich
bedanke ich mich ganz herzlich bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit
und für Ihre zahlreichen Beiträge und Lust noch hier zu sitzen und mir
zuzuhören. Dafür werden Sie belohnt, um 19.00 Uhr geht es los mit
dem Empfang des Bezirksbürgermeisters Herrn Igel in Treptow-
Köpenick. 
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Freitag, 8.11.2013 Vormittag

Exkursionen

Der heutige Vormittag ist der Praxis vor Ort gewidmet. Wir haben
zwei Exkursionen vorbereitet. Zur Auswahl stehen:
y Erkundung des Kunger-Kiezes in Treptow-Köpenick und
y Kennenlernen des Wohngenossenschaftsprojektes Möckernkiez in

Verbindung mit der Erkundung des Gleisdreickparks in
Friedrichshain-Kreuzberg

Kunger-Kiez: 

Der Kunger Kiez ist ein interessanter Stadtteil ganz im Norden von
Treptow-Köpenick und an der Grenze zu den zwei Nachbarbezirken
Neukölln und Friedrichshain-Kreuzberg. Wir machen bei hoffentlich
regenfreiem Wetter einen kleinen Spaziergang durch den Kiez und
besuchen dort eine bürgerschaftliche Initiative, eine Nachbar-
schaftsinitiative, die sich vor ungefähr vier / fünf Jahren gegründet hat
und eine Nachbarschaftsgalerie betreibt sowie verschiedene andere
Projekte, wie ein kleines Theater von Bürger für Bürger. Wir werden
eine kleine Führung haben und können uns darüber informieren und
unterhalten, warum sich Bürger für ihren Kiez engagieren, wie so
etwas aussehen kann, was gut läuft, was weniger gut läuft, welche
Probleme die Bewohner dort haben und wie sie damit umgehen. 

Wohngenossenschaftsprojekt Möckernkiez / Gleisdreieckpark:

Das Wohngenossenschaftsprojekt Möckernkiez ist auf einer ehemali-
gen Industriebrache angesiedelt, an der Grenze von Kreuzberg zu
Tempelhof Schöneberg und wurde heftig und umfangreich im Bezirk
und im Stadtteil diskutiert, wie es sich gestalten soll, insbesondere
auch unter dem Aspekt, inwieweit Genossenschaftsmodelle dazu bei-
tragen können, dass Wohnen sich noch in einigermaßen bezahlbaren
Niveaus bewegt, dass Genossenschaftsmodelle evtl. eine Antwort auf
Verdrängung aus dem Stadtteil (Gentrifizierung) wären. Das
Wohngenossenschaftsprojekt liegt im und am sogenannten Gleis-
dreieckpark. Dieser Park ist eine ehemalige Industriebrache, ein ehe-
maliges Eisenbahngelände, welche/s vom Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg aufgekauft und zu einer großen Parklandschaft umgestal-
tet wurde. 
Diese Umgestaltung der ehemaligen Industriebrache war mit einer
erheblichen Konfliktgemengelage verbunden, weil es ganz unter-
schiedliche Interessen an der zukünftigen Nutzung und Gestaltung
dieses Areales gab. Es gab Auseinandersetzungen mit Kleingärtnern,
mit unterschiedlichsten Anwohnergruppen, mit potentiellen
Investoren, mit den Fachleuten aus dem Bereich Landschaftsplanung.
Dieser Auseinandersetzungsprozess ging über Jahre und ist im
Endeffekt auch heute noch nicht abgeschlossen. 

Durch den Park begleitet uns Birgit Beyer vom Grünflächenamt
Friedrichshain-Kreuzberg, die gestern das Charettemodell im Zusam-
menhang mit dem Hans-Böckler Park in der Arbeitsgruppe von
Markus Runge vorgestellt hat. Birgit Beyer ist u.a. zuständig für die
Grünflächen-, Spielplatzgestaltung im Bezirk und dort auch die
Verantwortliche für Investitionsvorhaben und Innovationsprojekte in
diesem Bereich. 

Abschlussplenum Freitag, 8.11. 2013 Nachmittag

Berichterstattung der Exkursionen 
mit Diskussionsanteilen

Moderation: 
Meine Damen und Herren, ich hoffe, Sie hatten einen schönen
Vormittag. Wir, Sie waren heute unterwegs – um u.a. die Frage zu klä-
ren, wie kommuniziert die Verwaltung mit den Bürgern bzw. wie kann
da durchaus ein wenig verstärkt und innovativ Interaktivität in die
Kommunikation kommen. 
Wir leben im Zeitalter von Web 3.0, auch in der Verwaltung, wo durch-
aus erwartet wird, dass es nicht nur Verwaltung ist, die durch
Konsultationsprozesse mit Bürgern sich einfach ein wenig orientiert,
wie sie die Entscheidungen treffen wollen, sondern wie die Bürger
selbst, teilweise die Macht auch in ihre Hände nehmen und bestimm-
te Prozesse einsteuern. Das sind die Herausforderungen für
Verwaltung 3.0 und das war auch das, was wir besprochen, bzw. vor
Ort angeschaut haben.

Ich weiß, dass die Gespräche, nicht nur interessant, sondern auch sehr
tiefgründig waren, und so würde ich gerne hören, was haben Sie
gemacht, was haben Sie gelernt, Neues erfahren. Ich merkte zumin-
dest in unserer Gruppe, dass man natürlich über die Beispiele vor Ort
gesprochen oder sich angeschaut hat, was vor Ort geschieht, in den
Kiezen. Aber auch sehr viel miteinander gesprochen hat und feststell-
te, wie unterschiedlich bestimmte Probleme oder bestimmte Themen
in Deutschland und Polen angegangen werden. 

Wir haben gestern schon bei einigen das Problem gehabt, überhaupt
das Wort Kiez ins Polnische zu übersetzen, weil diese Mentalität in
Polen nicht immer vorhanden ist. Wir haben uns heute, zumindest in
einer Gruppe mit dem Thema Milieuschutz beschäftigt, aber das
überlasse ich mal lieber denjenigen, die jetzt referieren werden, um zu
erzählen wo hat es denn da gehackt und wie groß waren die
Unterschiede oder evtl. Kontroversen 

Mokotów: 
Wir waren heute im Kungerkiez in einem Nachbarschaftshaus (NBH);
der Kiez ist ein Quartier nahe der ehemaligen Berliner Mauer. Wir
haben begonnen mit einem Treffen in dem NBH. Dort hat uns die
Leitung des Hauses begrüßt und uns vorgestellt, welche Aktivitäten in
diesem Haus stattfinden. Es war für uns sehr interessant. Es gab dort
auch mehrere andere Personen, die im Haus aktiv wirken. Es gibt dort
eine Galerie, eine Art Bibliothek, wo man Bücher nehmen kann und
dafür eigene mitbringt, eine Reihe paratheatralischer Aktivitäten usw.
Es handelt sich dabei um Initiativen von unten, die die Leute einbrin-
gen und die realisiert werden. 

Herr Schmitz hat uns auch erzählt, weshalb es zu dieser Initiative kam,
weshalb dieses NBH überhaupt entstanden ist. Er hat die Probleme
dargestellt, mit denen diese lokale Bewohnerschaft zu ringen hat und
auf die diese Initiative zu reagieren versucht. 
In diesem Kontext wurden die Unterschiede zwischen Berlin und
Warschau deutlich gesehen. Einerseits geht es hier wahrscheinlich um
den Grad der Kapital-Kumulierung, andererseits um Unterschiede in
der Eigentumsstruktur. Wie wir später über individuelle Gespräche
erfahren haben werden in Bln bis zu 80% der Wohnungen zur Miete
bewohnt, dh. die Eigentümer und Mieter sind zwei ungleiche
Gruppen mit widersprüchlichen Interessen. So entstehen die
Probleme der Mieter, um die sich die Gründer des NBH kümmern.
Es ist total anders in Warschau, wo eben Bewohner und Eigentümer
der Wohnungen, grob gesehen, eine und dieselbe Gruppe sind – hier
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gibt es natürlich auch Bewohner der Kommunalen Wohneinheiten d.h.
sozialer Wohnungen, dies ist aber total etwas anderes. Also, haben wir,
über Gentrifizierung gesprochen und Probleme, die daraus resultieren
und die man in Warschau nicht hat oder nur in einem geringen Anteil. 

Nach dem Gespräch haben wir einen kleinen Spaziergang durch den
Kiez gemacht und eine kleine Siedlung, die innerhalb des Kiezes entstan-
den ist, kennengelernt. Wir haben dafür kein Wort auf Polnisch und ich
weiß nicht, wie ich es genau benennen könnte – eine Siedlung, die aus
verschiedenen Wagen entstanden ist. In Deutsch bezeichnen sie es als
Wagenburg, entlehnt aus der Pionierzeit in Amerika. So hat man wäh-
rend der Fahrten aus dem Osten nach Westen jede Nacht die Wagen in
einen Kreis gestellt, wie eine Festung – eine Burg gegen Indianer und
wilde Tieren. Es ist natürlich bei der Siedlung, die wir gesehen haben,
eine schiere Übertreibung. Und noch eins: Man hätte denken können,
dass es eine Wohnsiedlung für Obdachlose ist, ist es aber nicht, – dort
wohnen überwiegend  Menschen, die diesen Lebensstil bewusst
gewählt haben.  

Während des Spaziergangs wurden auch andere Probleme gesehen
bzw. angesprochen, wie eine Grünanlage, wo sich Alkoholiker und
Junkies trafen, und Drogenhandel stattfand. Dieses Problem wurde
dadurch aufgelöst, dass man die Parkbänke entfernte. 

In Warschau haben wir geradezu die gleichen Probleme. Wenn es
keine Bänke gibt, verlangen die älteren Bürger sowie Mütter mit
Kindern, dass man sie in den Park aufstellt, und wenn es sie gibt, wol-
len dieselben Gruppen, dass man sie entfernt, weil die Alkoholiker
dort sitzen und trinken.

Wir haben Gebäude gesehen, mit deren Bau die Anwohner nicht
immer einverstanden waren und ein Ausdruck dieser Unzufriedenheit
war, dass das Haus mit Farbe beworfen wurde. Ich bin mir nicht sicher,
ob dies ein richtiger Ausdruck für Proteste ist. 

Wir haben einen kleinen Zirkus gesehen, der eine Art Zirkusschule für
Kinder ist, wo nicht der Zirkus als solcher wichtig ist, sondern, dass es
eine interessante Beschäftigung für Kinder und Jugendliche in der
Gegend gibt. Wichtig ist, dass dieses Projekt weiter existiert, obwohl
gerade an diesem Ort zuerst eine Wohnsiedlung geplant war, jetzt
aber ein Kaufzentrum entstanden ist. Die Bürger waren mit dem Bau
dieses Zentrums nicht glücklich, weil dadurch viele kleine Läden
schließen mussten. Die Bezirksverwaltung hat sich in dieser Situation
darum bemüht, dem Zirkus einen Teil des Geländes zur Verfügung zu
stellen und er musste nur ein paar Meter verschoben werden. Die
Zustimmung dazu kam vom Investor, der Einkaufskette, die dort vor
Ort ihr Einkaufszentrum errichtete.

Treptow-Köpenick: 
Ich will an dieser Stelle nochmal deutlich machen, dass das
Nachbarschaftshaus ein Begegnungszentrum ist, welches ohne jede
öffentliche Förderung betrieben wird, das heißt Bürger/innen haben
sich zu einer Initiative zusammengetan, opfern ihre Zeit und versu-
chen, die Räumlichkeiten, die ungefähr 2.000,- € pro Monat für Miete
und Nebenkosten erfordern zu finanzieren, indem sie Projekte anbie-
ten, z.B. von Yoga bis Spanisch, Russisch, Englisch usw. wobei die
Dozenten einen Teil ihres Honorars zur Verfügung stellen oder mit
einem kleinen Honorar zufrieden sind und aus diesen Einnahmen
finanzieren sie die Räume. 

Das Thema Gentrifizierung ist angesprochen worden und spielt eine
relativ große Rolle hier in Berlin. In Berlin sind über 80% der
Wohnungen Mietwohnungen, und in diesem Gebiet versucht man

gegen die Entmischung der Bevölkerung und gegen die Aufwertung
über ein bestimmtes Maß hinaus, durch einen sogenannten
Einwohnerantrag und eine Milieuschutzsatzung zu wirken. Diese
Initiative hat jetzt einen Unterschriftensammlung veranlasst und wenn
sie diese stemmen, d.h. die nötige Anzahl von Unterschriften bekom-
men, dann werden sie einen Einwohnerantrag beim Bezirk einreichen,
der fordert, für dieses Gebiet eine solche Milieuschutzsatzung zu erar-
beiten und zu verabschieden und damit muss sich das
Bezirksparlament, die Bezirksverordnetenversammlung beschäftigen. 

Milieuschutzsatzung heißt, dass per Satzung festgelegt wird, dass das
Milieu erhalten bleiben muss. Das bedeutet, dass eine bestimmte
Bevölkerungsmischung und eine bestimmte Mischung im Angebot
erhalten bleiben muss. Es muss relativ genau in dieser Milieusatzung
beschrieben werden, was für dieses Milieu typisch ist und dass diese
typischen Dinge zu erhalten sind. Es ist ein schwieriger Weg, weil es
kompliziert ist, das zu beschreiben. Genauso kompliziert ist es auch
mit so einer verabschiedeten Satzung umzugehen, weil es ziemlich
interpretationsbedürftig ist und natürlich immer wieder Diskussionen
hervorruft. Aber es ist eine der wenigen Möglichkeiten, um diesen
Aufwertungsprozess ein wenig anzuhalten. Angelegenheiten wie die
Mietpreisgrenzen oder Neuvermietungsgrenzen oder Anzahl der
Umwandlungen von Mietwohnung in Eigentumswohnungen, das
wird zum großen Teil über Bundesgesetzgebung geregelt und ist des-
halb für den Bezirk, die Kommune nicht händelbar. 

Moderation: 
Ich würde gerne noch einen Punkt ansprechen, den ich persönlich
interessant fand. Der Besuch, wie schon erwähnt wurde, war bei einer
Bürgerinitiative, die wirklich tatsächlich ohne öffentliche Gelder opera-
tiv tätig ist. Eine von diesen Ideen, die Herr Schmitz hatte, war einfach
mal zu sagen, okay wir müssen auf jeden Fall als Initiative bestehen
bleiben, und es ist gut, dass wir hier sind. 
Die Initiative wehrt sich gegen die Änderungen, die es im Kiez gibt und
diese Änderungen sind, so hatte ich den Eindruck, ein wenig dämoni-
siert worden durch Zuteilung des schwarzen Peters, verursacht durch
die bösen Hedgefonds, Investitionsfonds oder Banken, die jetzt versu-
chen, diesen Kungerkiez zu einer Art Spekulationsobjekt zu machen. –
Ich bin mir nicht sicher, ob das tatsächlich so ist oder nicht.
Es war eine interessante Beobachtung zu sehen, dass die Interessen;
die die Initiative im Kiez repräsentiert, gegen die „Bösen“ gerichtet
war, was aber auf der anderen Seite auch ein klares Plädoyer ist. Das
heißt, das Gespräch, welches Herr Schmitz mit uns führte, war durch-
aus interessengeleitet. Er hatte eine ganz klare Position, die sich in
sehr vielen Punkten, von der Stellungnahme des Bezirkes bzw. der
Verwaltung unterscheidet.

Es gab die Erwartung, für Bürgerinitiativen, die keine öffentlichen
Gelder oder Förderung erhalten, einen Ansprechpartner bei der
Verwaltung zu haben. Personen, die sie bei notwendigem
Fundraising, finanziellen Abrechnungen, Verwendungsnachweise
usw. unterstützen. Die Initiative betreibt ihr Engagement ehrenamtlich,
die Mitglieder haben ihre eigenen Berufe, bzw. Beschäftigungen und
haben nicht die erforderliche Zeit für Fundraising oder bürokratisch
aufwendige und einwandfreie Abrechnungen oder ähnliches. Das
Plädoyer, das aus dem Gespräch hervorgegangen ist, war ganz ein-
deutig, die Verwaltung muss dafür sorgen, dass wir einen hauptamt-
lichen Ansprechpartner haben, der sich um solche Initiativen mit ihren
organisatorischen Anliegen kümmert. 

Mokotów: 
Ich habe mir Gedanken gemacht, warum es hier so viele
Mietwohnungen gibt. Ich dachte, dass nach der Wiedervereinigung,
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dass die ganzen Ressourcen in Ostberlin, dass dort andere
Eigentumsformen vertreten sind. Das hat mich ein wenig schockiert,
warum gibt es hier so viele Mietwohnungen? 

Friedrichshain-Kreuzberg: 
Ich könnte sagen, dass die Frage umgekehrt gestellt werden soll.
Warum ist es in Polen so, dass überwiegend alle Bürger/innen
Wohnungen kaufen müssen? 

Treptow-Köpenick: 
Es ist Fakt, dass sowohl in West- als auch in Ostdeutschland über 80%
der Wohnungen vermietet sind. Deutschland nimmt diesbezüglich in
Europa Platz zwei ein. Platz eins hat zur allgemeinen Überraschung
die Schweiz. Es hat damit zu tun, dass das Mietrecht in Deutschland
stark ausgeprägt ist, d.h. Mieter haben ziemlich umfassende Rechte
und haben keine Veranlassung, diese Rechte aufzugeben, um eine
Wohnung zu kaufen, um an dieser Stelle eine Sicherheit zu bekom-
men. Sie sind als Mieter schon sehr stark gesichert. Das ist jedenfalls
die offizielle Begründung. 

Moderation: 
Wir können das auch nochmal aus der historischen Perspektive
betrachten. Mietwohnung ist der Normalzustand. Vor dem zweiten
Weltkrieg, war das absolut üblich, dass man zur Miete (czynsz) wohn-
te und dann kamen die kommunistischen oder sozialistischen Regime
und haben die Eigentümer enteignet und man wohnte in den
Kommunalwohnungen. Diese wurden später teilweise in Genossen-
schaften umgewandelt, teilweise hat man versucht die Kommunal-
wohnungen loszuwerden und erst langsam kam die Kultur des
Eigentums in Polen zum Tragen. Z.Zt. gibt es nach wie vor eine unsi-
chere Stellung – was für osteuropäische Länder absolut nicht unüb-
lich ist – in allen postkommunistischen Staaten ist es der Zustand, dass
man sagt, Eigentumswohnungen sind das A und O. Weil es das ein-
zige ist, was mir Sicherheit gibt, ich habe so Kapital aufgebaut, was ich
meinen Kindern weitergeben kann. 
In Westeuropa dagegen, fragt sich jeder, wozu soll ich eine Eigen-
tumswohnung haben, wenn ich dann meinen Job wechseln will, ich bin
natürlich viel flexibler, dass ich mal in ein anderes Land ziehe. Wenn
meine Familie kleiner wird ist es kein Problem, dass ich eine kleinere
Wohnung suche oder auch eine größere, wenn die Familie sich ent-
wickelt. Also hier werden solche Werte wie Flexibilität bevorzugt und
nicht wirklich das Gefühl, eine Eigentumswohnung haben zu müssen.

Mokotów: 
Ich habe keinen Zweifel an dieser Diagnose, aber mich interessiert es,
warum nach der Vereinigung hier in Berlin gerade so eine
Eigentumsstruktur entstanden ist, weil es in der ehemaligen DDR und
Ostberlin doch anders war?

Treptow-Köpenick:
Es gab Genossenschaften, sogenannte Arbeiterwohnungsbau-
genossenschaften, die sind nach der Wende als Genossenschaften
erhalten geblieben und sind heute noch Genossenschaften. Dann gab
es kommunale Wohnungsgesellschaften, die Wohnungen verwaltet
haben, die damals dem Staat gehört haben und diese sind zum Teil in
Wohnungsbaugesellschaften überführt worden und zum Teil sind sie
privatisiert worden. Das hat auch etwas mit den Altschulden zu tun. 

Mokotów: 
Also jetzt ist für mich etwas klar, aber noch nicht ganz. Ich möchte
mich vergewissern: Diese staatlichen Wohnungen oder Häuser mit
ihren vermieteten Wohnungen wurden an irgendwelche Investoren
oder Institutionen verkauft?

Treptow-Köpenick: 
Ja, das Grundprinzip heißt: Eigentum bricht Miete nicht. Das heißt die
Mieter müssen mitgenommen werden. die Mietbedingungen sind
relativ stark geregelt. 

Mokotów: 
Also der Unterschied zwischen Polen und Deutschland besteht darin,
dass bei uns die Privatisierung bedeutete, dass jeder Mieter seine
Wohnung von der Kommune als Eigentum erwerben konnte. Der
Kauf wurde ermäßigt abgewickelt, oft mit einer Ermäßigung bis zu
90%. Viele Menschen haben das genutzt und sie sind jetzt die
Eigentümer und sie mussten für ihre Wohnungen nicht so viel bezah-
len, wie sie wirklich wert waren. 
Es gab in Polen in keiner Stadt eine Möglichkeit, ein ganzes kommu-
nales Mietshaus samt Mietverträgen zu kaufen. Ausnahmen beste-
hen lediglich bei Rückgabe aufgrund illegaler Enteignung und deren
Feststellung aufgrund eines Gerichtsprozesses. Dann ist es so, dass es
in diesem Haus natürlich Mieter gibt. Aber dies passierte ziemlich sel-
ten. Sonst aber gab es keine Möglichkeit, dass ein Mietshaus mit
Mietern an einen Privatbesitzer verkauft wurde. Es gab nur den
Verkauf von einzelnen Wohnungen an die Mieter. 

Moderation: 
ich möchte hier das Thema gerne beenden und auf die zweite
Exkursion Friedrichshain-Kreuzberg kommen.

Mokotów: 
Wir hatten im Rahmen unserer Exkursion die Gelegenheit, ein Beispiel
für die Revitalisierung einer Industriebrache zu sehen. 

Ein Zugang dazu war die Gründung einer Wohnungsbau-
genossenschaft mit der Absicht einer Teilbebauung des Geländes,
und das war eine Idee, die von den Bewohnern kam, und der zweite
Zugang war, das Gelände als Park zu entwickeln und zwar im doppel-
ten Sinne: einerseits als moderner Park und andererseits als Gebiet zur
Erhaltung des vorherigen naturwüchsigen Bestandes bei Integration
und Erhaltung alter postindustrieller Elemente als integrierte
Bestandteile der Grünanlage vor Ort.

Beginnen wir mit der Wohnungsbaugenossenschaft, weil es eine sehr
interessante Lösung ist. Als feststand, dass ein Teil des Geländes als
Bauland ausgewiesen ist, haben sich damals 250 Menschen gefun-
den, um eine Wohnungsbaugenossenschaft zu gründen und finan-
zielle Mittel einzuwerben, um dieses Gelände zu kaufen. Dies gelang
auch mit Hilfe und Unterstützung durch die lokale/kommunale Politik,
die angesprochen und in die Entwicklung der Planungen miteinbezo-
gen wurde, wie auch die Bewohnerschaft der angrenzenden Stadt-
und Wohnquartiere. Dazu zählt insbesondere auch die zuständige
Fachverwaltung (Dezernat für Planen, Bauen, Umwelt und Immo-
bilien).

Die Wohnungen (400 WE) werden unterschiedlich groß sein, für
Menschen mit unterschiedlichem Alter und unterschiedlichem
Familienstand, für Singles, für Senioren, für Familien. Ziel ist es u.a.
einen gewissen Prozentsatz von Wohnungen kostengünstig zur
Verfügung zu stellen. Dazu gibt es in den Erdgeschossen Gewerbe-
räume und Gemeinschaftseinrichtungen. Das gesamte Projekt ist
einerseits begrenzt durch die neu entwickelte Parkanlage und schließt
sich andererseits über Verkehrswege hinweg an ein Altbau-,
Wohngebiet des Stadtteiles in Kreuzberg.
Jedes Mitglied der Genossenschaft muss 40% des Wohnungswerts
als Genossenschaftsanteil einzahlen, 60% kommen über Kredite. Das
erlaubt – so hofft man - auch vielen Menschen, die nicht so vermö-
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gend sind, über die Mitgliedschaft, den Kauf von Genossen-
schaftsanteilen, Wohnrechte zu erwerben. 
Die Genossenschaft gründete einen eigenständigen Stadtteilverein,
der die Zusammenarbeit mit Anwohnern und anderen Initiativen,
Organisationen und Vereinen im Stadtteil zum Ziel hat. Dieses gemein-
same Aktivsein der Genossenschaft und des Vereins ist eine gute Idee
und erlaubt, Ziele wie auch Probleme schon in der Planungsphase
durch gemeinsame Gespräche vorzustellen, zu diskutieren, mögliche
Lösungen zu finden und dafür Akzeptanz einzuwerben. 

Der zweite Teil dieser großen Fläche ist der Park, der dort auf postin-
dustriellem Gebiet entstanden ist und der vielseitige interessante
Elemente aufweist. Da gibt es einen Spielplatz für Kinder, der aus
natürlichen Elementen gebaut wurde und Teile des ursprünglichen
Gebietes integriert. Es wurden Sand- und Erdhaufen aufgeschüttet,
die den Veränderungen des Wetters und der Natur ausgesetzt sind;
es gibt Findlinge, usw. die den Kinder einen spielerischen, gestalteri-
schen Umgang mit der Natur, den natürlichen Elementen ermöglicht. 

Der andere Teil des Parks ist ein angelegter, konventioneller Park im
modernen Stil, gestaltet. Die Menschen vor Ort konnten erreichen,
dass Teile des Parks so aufrechterhalten werden, wie es ursprünglich
auf dem Gelände war, wie die Natur sich das ehemalige Eisen-
bahngelände zurückerobert hat. Dort ist seit der Zeit nach dem Krieg
z.B. eine große Pflanzenvielfalt gewachsen – es ist ein kleiner Wald
entstanden und die Bürger/innen wollten, dass soviel wie möglich
davon erhalten bleibt, wie es sich in den zurückliegenden Jahrzehnten
entwickelt hat. 

All diese Initiativen sind von unten initiiert, entweder von Menschen
selbst, oder von Bürgerinitiativen, Vereinen usw. – sie alle haben einen
Einfluss auf die endgültige Gestaltung der Parkanlage genommen
und das war sehr interessant. Außerdem wird das Wohnen an so
einem Ort in der Zukunft sehr exklusiv und angenehm sein. Umso
wichtiger das Anliegen dieser Wohnungsbaugenossenschaft die Kos-
ten möglichst preisgünstig zu halten, damit nicht nur eine privilegiert
Einkommensschicht dort vertreten sein wird. 
Wen ich etwas ausgelassen habe, möchte ich um Ergänzungen bitten.

Mokotów: 
Was Respekt hervorruft, sind die vielen Initiativen mit diesem sozialen
Engagement. Dass der Mieterverein und die Genossenschaft zusam-
men wirken, bringt ja auch Effekte oder die Aktivitäten mit dem Nach-
barschaftsgarten, auf dem Parkgelände, der vorwiegend die Integration
von Menschen mit Migrationshintergrund unterstützt und bewirkt, dass
sich die Menschen, die dort wohnen, besser kennen lernen.

Mokotów: 
Tatsächlich trägt dort vieles integrative Züge, wie eben dieser Garten,
wo jeder kommen und mitmachen kann. Es gibt dort auch andere
Orte, die solchen Charakter haben, wo sich Menschen, die sich vorher
nicht kannten, treffen können, etwas zusammen unternehmen, die
Zeit zusammen verbringen. Und sehr viel der Ausstattung in diesem
Park dient diesem Zweck. 

Moderation: 
Mir stellt sich noch eine Frage, weil dieses Bauprojekt sehr zentral in
der Stadt liegt, es ist am Rande zum Potsdamer Platz, es ist nicht weit
zum Tiergarten zu Berlin Mitte. Wie gefährlich wie wahrscheinlich ist
es, dass diese Wohnungen zu Spekulationsobjekten, z.B. über Unter-
vermietungen zu hohen Mietpreisen weiter angeboten werden und
ähnliches, also über Hintertüren dem liberalen Markt zum Opfer fallen
kann.

Treptow-Köpenick: 
Im Rahmen der Genossenschaft, des Genossenschaftsrechtes können
sie nicht außerhalb dieser Grenzen eine Nutzung haben. Eine
Untervermietung ist ausgeschlossen. 

Friedrichshain-Kreuzberg: 
Im Möckernkiez ist der qm-Preis/Wohnung mit 2.300,- € angegeben,
im Frdrh-Krzbger Durchschnitt liegt dieser bei Eigentumswohnungen
derzeit bei ca 2.500,- € – also soviel preiswerter ist das nicht unbe-
dingt. Entscheidend ist, dass man nur oder bereits mit 40%
Eigenkapital sich bewerben kann, man muss nicht 100% auf den
Tisch legen. 

Treptow-Köpenick: 
Ein Großteil der Genossenschaften wird i.d.R. über seinen Verbund,
also über den Dachverband nochmals sehr genau kontrolliert, dass
die Satzung, die Rechte gerade der Genossenschaftsmitglieder
gewahrt werden. Eigentlich sehen wir das Genossenschaftsmodell als
einen Einstieg für eben genau die, die sich eine Eigentumswohnung
niemals leisten können, aber bei 40% ist das etwas, wo man eher
sagt, okay ich kann mir einen bestimmten Anteil von Eigentum leisten,
es bleibt im Erbe, das ist wichtig, es geht nicht verloren und wenn
man aus irgendwelchen Gründen doch verkaufen möchte, kann man
eben diese Anteile zurückgeben. 

Mokotów: 
In Warschau sind die Preise der Wohnungen ähnlich wie bei Ihnen in
Berlin. Man verdient aber in Polen nicht soviel, wie in Deutschland. Der
Durchschnittslohn in Polen beträgt 900,- € Brutto. In Deutschland ver-
dient man, wie wir es feststellenkonnten, ca. 1.600,- €, das ist fast 2x
so viel als in Polen. Trotzdem kauft man in Polen die Wohnungen zu
dem „Berliner“-Preis, vor allem, weil es gute Wohnungen sind, neu
errichtet, vom Developer. Und in Berlin gibt es starken Widerstand
gegen Eigentumswohnungen. Das ist nun Mal eine sehr interessante
Beobachtung. 

Moderation: 
Okay, ich glaube das Thema Eigentumswohnungen versus Miet-
wohnungen versus Genossenschaftswohnungen haben wir genü-
gend ausgeschöpft. Ich würde in diesem Zusammenhang gerne auf
ein Thema eingehen, von dem ich weiß, dass es in Polen ein Problem
und eine Herausforderung ist, nämlich gated communities, also die
Tatsache, dass, wenn neue Bauprojekte entstehen vor allem in
Warschau, aber ich glaube vielleicht auch in Stettin werden die gesam-
ten Wohnviertel mit hohen Zäunen mit einer Einfahrt und nochmals
mit einer Überwachungskamera, Schutzmann usw. ausgestattet, weil
man sich so sicherer fühlt. Es ist vielleicht nicht schön und für das städ-
tische Umweltbild nicht wirklich vorteilhaft. 
Ich würde gerne wissen, wie ernst das Problem in Warschau und in
Stettin ist, weil ich hier an diesem Wohnprojekt sehe, dass man genau
das Gegenteil versucht zu erreichen, indem man diese Wohnanlage
öffnet und sagt es gibt Zugänge zum Park, es gibt diesen
Rosengarten, es geht darum, dass wir wirklich in das städtische
Umweltbild integriert werden – auf der anderen Seite haben wir in
Warschau oder anderen großen Städten einfach nur Zäune

Friedrichshain-Kreuzberg: 
Ich würde sagen, es gibt in Berlin auch diese gated communities, die
Bremer Höhe in Pankow z.B. wo man auch nur mit Zahlencode rein-
kommt usw. Das heißt wir haben diese Gegebenheiten durchaus
auch, wenn auch vielleicht nicht so häufig. 
Ich denke Kreuzberg ist zum Teil besonders sensibel, was dieses
Thema betrifft, weil man sich auch des Widerstandes, des Protests
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bewusst ist und es gibt in diesem Fall hier bei der Genossenschaft
den anderen Weg, also um Akzeptanz zu bitten.
Auch dieses Genossenschaftsprojekt wird in Kreuzberg durchaus kri-
tisch diskutiert, weil es doch in gewisser Weise einkommensstärkeren
Bevölkerungsgruppen, wenn auch nicht extrem elitären Bevöl-
kerungsgruppen zugute kommt. Dennoch sind es nicht die, die wir
auch ganz viel in Kreuzberg haben, nämlich diejenigen, die von
Transferleistungen abhängig sind. Die sich dieses Wohnen dort nicht
leisten können. Insofern ist das auch ein Versuch der Genossenschaft
wirklich in der Bevölkerung auf Akzeptanz zu stoßen. 
Und auch davon haben wir in Kreuzberg mehrere Beispiele, also hier
ganz in der Nähe der alte Teil des Urbankrankenhausgeländes, wo die
neuen Bewohner/innen auch auf eine ähnliche Art und Weise auf den
Stadtteil in der Nachbarschaft zugehen und z.B. über eine Galerie, die
für die Nachbarschaft offen steht, kulturell um Akzeptanz werben.  

Treptow-Köpenick: 
Das Ansehen solcher Anlagen wird dadurch deutlich, dass es eigent-
lich der Inbegriff der sogenannten Supergentrifizierung ist Wir spre-
chen von Supergentrifizierung wenn solche gated communities letzt-
endlich nur für die Reichen entstehen, es gibt einige in Berlin-Mitte,
einige in Berlin-Pankow, Gottseidank bis jetzt nur eine Handvoll, - aber
es gibt sehr viel Widerstand dagegen.

Mokotów: 
Ich würde nicht unbedingt sagen, dass diese „ummauerten“
Siedlungen bei uns für besonders reiche Bürger gebaut wurden, weil
dort ganz „einkommensnormale“ Menschen leben. Es gab eine
Zeitlang eine gewisse Mode, auf diese Art und Weise zu wohnen, und
so wurde auch, der Mode entsprechend, gebaut. 
Also es ist nicht so, dass, wenn ein privater Investor etwas baut, er
ohne Wenn und Aber nur solche gate-communities baut. Es entste-
hen auch durchaus gewöhnliche Neubau-Siedlungen. In Wilanów, es
ist ein Vorort von Warschau, entsteht momentan eine ganz neue Stadt
und die ist nicht so gebaut. Es sind insgesamt 150.000 ha („in einem
Stück“), die für die Bebauung vorgesehen sind und man baut Häuser
mit vier Stockwerken, Straße für Straße, Stadtviertel für Stadtviertel.
Also, es gibt auch solche normale Siedlungen, von einem Bauherrn
gebaut. Es ist natürlich immer noch in der Bauphase, es wird praktisch
noch zwanzig Jahre weitergebaut, aber er ist nicht und wird nicht eine
Siedlung für Reiche werden. Dort kann auch jemanden, der wirklich
durchschnittlich verdient – Mitarbeiter von Hochschulen oder ähnli-
ches wohnen und das sind nicht die Reichsten, diese Menschen, also
auch solche Menschen können dort Eigentumswohnungen erwer-
ben. 

Mokotów: 
Das hängt auch mit unserer Geschichte zusammen. Es war eine
schwierige Geschichte, zuerst die Teilung Polens und danach, und es
war so, dass alle, die bei uns regiert haben, versuchten, Polen zu ent-
eignen, bei jeder Gelegenheit und, dass man sich deshalb so verbun-
den fühlt mit Eigentum, das ist wirklich sehr wichtig für uns, das ist
wichtiger als andere Möglichkeiten. Hier in Berlin wählt man vielleicht
einen schönen Urlaub oder Kunstwerke in der Wohnung oder etwas
Ähnliches. Aber in Polen gibt es diese Gebundenheit an das
Eigentum, – ich fühle mich freier als Mensch, weil ich etwas besitze.
Aber, das geht auch langsam zurück. Mitte der neunziger Jahre gab
es solche Fälle, dass dort, wo eine Siedlung ohne Zaun gebaut wurde,
die Eigentümer sofort nach dem Einzug den Zaun selbst aufgestellt
haben. Aber das geht vorüber. Wie schon gesagt wurde, in Wilanów
baut man keine Zäune mehr. Wir hängen zwar weiter an unserem
Eigentum, aber wir bringen das nicht mehr so zum Ausdruck durch
einen Zaun, der sagen soll, das hier ist unser Eigentum. 

Stettin: 
Ich möchte noch etwas zum Thema Eigentum sagen. In Stettin kann
man das auch merken, aber es gibt auch das Streben danach, sich zu iso-
lieren, durch einen Zaun abzugrenzen und es ist in der Tat sehr wichtig,
dass man Fremde nicht reinlässt. Es gibt neue Siedlungen, ein Bauherr
verkauft Eigentumswohnungen und die Menschen, die diese
Wohnungen kaufen, müssen dann dreißig Jahren lang diese
Wohnungen zurückzahlen. Vermutlich werden sie sich absolut nichts
anderes leisten können in diesen Jahren, aber das wollen sie so, wir
haben wirklich ein sehr großes Bedürfnis nach Eigentum. Und auch diese
Tendenz, sich abzugrenzen durch einen Zaun. Die Wohnungspolitik in
Polen und Deutschland scheint ganz unterschiedlich zu sein. 

Mokotów: 
Ich möchte feststellen, dass auch die fehlende Infrastruktur ein
Problem darstellt. Die Wohnungen sind von privaten Bauherren
gebaut und für sie ist am wichtigsten die Wohnfläche, die sie ver-
kaufen können, und die Infrastruktur bleibt auf der Strecke. Es gibt
zu wenig Kindergärten oder Schulen. Und jetzt: wenn junge
Menschen eine Wohnung kaufen, wird praktisch ein ganzes Gehalt
gebraucht, um die Kredite zu zahlen. Für alles, was man im Leben
braucht, arbeitet die zweite Person in der Ehe, und arbeitet schwer.
Da ist die ungenügende Infrastruktur eine zusätzliche Last. Dies
bedeutet, dass man sein ganzes Leben lang arbeitet, man hat
Kinder, irgendwo müssen Kinder auch in die Schule oder in den
Kindergarten gehen, das ist sehr weit und deshalb ist es auch oft so,
dass junge Leute in Polen weiterhin bei ihren Familien, bei ihren
Eltern leben. Das ist nicht so, weil sie das mögen, sondern sie schaf-
fen es finanziell nicht anders. 

Mokotów: 
Ich bin der Meinung, dieses für Polen typische Streben nach dem
Zaun, hängt nicht mit dem Eigentum oder Statusbedarfen zusammen.
Nein, es ist nicht so, dass diese umzäunten Siedlungen besser sind
und drinnen nur Reiche wohnen und draußen Arme. Meines
Erachtens ist der Grund dafür unser niedriges soziales Kapital, sehr
wenig Vertrauen zueinander – deshalb fühlen sich die Polen viel woh-
ler in umzäunten Siedlungen

Da ist noch eine Sache, diese jungen Menschen, sie sind am häufig-
sten die Käufer von diesen Wohnungen, aber sie haben oft keine
andere Wahl. Es gibt keine staatliche Bauherren, keine Investoren, die
Mietwohnungen bauen. Also der Markt der Mietwohnungen ist sehr
klein. Man muss auch wissen, dass es keine Preisunterschiede gibt
zwischen Miete und einer Kreditrate, also oft lohnt es sich mehr, eine
Wohnung zu kaufen, da die Kreditraten so hoch sind wie die
Monatsmiete, und manchmal gar niedriger. 

Mokotów: 
Ich möchte noch sagen, dass ich in so einer Siedlung der neu gebau-
ten Häuser in Warschau lebe. Dort wurden 80% der Wohnungen von
Menschen aus anderen Orten gekauft, gar nicht aus Warschau. Sie
wurden gekauft, um weiter vermietet zu werden. So wird in Polen
Geld verdient. Man sieht jedoch, dass es nicht immer richtig klappt
und viele dieser Wohnungen stehen leer, weil der Besitzer die Miete
zu hoch angesetzt hat. Also auch das ist/wird ein Problem. 

Moderation: 
Es scheint ein Schicksal des heutigen Nachmittages zu sein, dass wir
immer wieder zu der Frage Wohnungsmangel, Mieten, vermieten,
kaufen zurückkommen. Das heißt aber, dass irgendwie das Thema
Wohnung mit dem Thema bürgerschaftliches Engagement verbun-
den ist. 
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Und zwar wurde es so schön gesagt, dass das mangelnde
Sozialkapital, also dieses Gefühl, was man in Polen hat, natürlich vor
allem in den Städten gegeben ist. Dass man sich erstmal um sein
Eigentum kümmert und Eigentum ist normalerweise ein Haus, das ist
wichtiger als die weitere Gegend, das Quartier, der Kiez. Man konzen-
triert sich darauf, was man hat, nämlich die Wohnung. Das trägt dazu
bei, dass man zurückhaltender ist, was ein Engagement für das
Gemeinwohl, für die Gegend, das Quartier angeht und daraus
begründen sich andere Herausforderungen, die sie als Verwal-
tungsmitglieder haben.

Ich würde gerne nochmal auf das Thema Gleisdreieckpark zurück-
kommen. Das ist tatsächlich, wie sie es in der Gruppe gehört haben,
ein Park, der mit starker Bürgerbeteiligung entstanden ist. Es gab,
bevor dieser Park angelegt wurde, sehr viele Initiativen, Bürger-
konsultationen auch Internetplattformen, Internetgespräche, wie die
Bürger sich so einen Park vorstellen, weil es natürlich darum ging, die-
ses postindustrielle Gebiet möglichst ansprechend, möglichst bürger-
nah zu gestalten und das Ergebnis haben Sie heute gesehen oder
partiell auf den Bildern. 
Auf der anderen Seite in der ersten Gruppe, die im Kungerkiez war,
haben wir ein Gespräch darüber gehabt, dass der Bezirk dort auch
einen Park gestaltet hat, aber ohne die Beteiligung der Bürger.
Daraufhin haben die Bürger gesagt, na ja es ist ja schön, dass es grün
ist, aber wir wollen da nicht hin, weil es einfach unseren Erwartungen
nicht entspricht. 

Meine Frage ist, wie soll man mit diesem Thema umgehen, die
Gestaltung des urbanen Raumes, also des gemeinen Raumes. Bürger
miteinbeziehen oder nicht miteinbeziehen, wie ist das in Polen in
Stettin, in Warschau? 

Mokotów: 
Ich kann etwas über Sadyba sagen, weil der Kindergarten, in dem ich
arbeite, sich dort befindet. Wir haben vor Ort eine sehr starke lokale
Gemeinschaft, die viele interessante Aktionen initiiert und durchführt.
Auch die Einwohner werden einbezogen, auch im Bereich der
Finanzierung. Wenn Geld fehlt, schreibt man, „uns fehlt so und soviel
Geld, bitte helfen Sie“. Jedes Jahr gibt es einen Wettbewerb für den
besten Garten und dann wandert man durch die Gärten mit verschie-
denen Begleitveranstaltungen in den Gärten. Man muss es vielleicht
erklären, dass Sadyba ein alter Stadtteil von Mokotów ist, mit alten
Häusern, Gärten, Laternen, ein sehr schönes Gebiet, sehr nah an
Jeziorko Czerniakowskie – das ist ein See mit Schilf, Wasservögel usw.
In Sadyba passiert sehr viel aus der Initiative der Einwohner, sie schaf-
fen es dort, sich um die Sachen zu kümmern, sie können um manche
Sachen kämpfen, finden Zeit dafür. Sie haben viele Menschen mitein-
bezogen. Vieles davon wird wie ein bestimmtes Ritual realisiert. Im
Frühjahr wissen wir, dass es die Gärten-Begehung gibt, es gibt auch
Treffen mit Einwohnern, die interessant sind oder Zeitzeugen für
bestimmte historische Ereignisse. 

Stettin: 
Ich denke, dass wir auf das, was in Stettin passiert, stolz sein können.
Ich werde hier über meine Siedlung berichten, wo ich die Vorsitzende
des Siedlungsrates bin. In der Mitte unserer Siedlung gibt es einen
Park, den Frédéric Chopin Park. Es war aber ein Park nur noch vom
Namen her, zu dicht bewachsen und stark verwildert. Dort haben sich
die Alkoholiker gerne und oft getroffen. Viele Wege führten durch
den Park, Kinder gingen zur Schule, Erwachsene zur Arbeit, es gab
auch ein Zugang zu einem der größten Krankenhäuser der Stadt. 
Irgendwann entstand die Idee, dort etwas zu ändern. Wir arbeiteten
in kleinen Schritten, nicht mit Konsultationen der Bürger/innen, das

nicht, aber wir wollten sehen, wie die Bewohner darauf reagieren,
wenn wir was tun. Wir haben zuerst eine Beleuchtung installiert und
schon dadurch hat sich einiges verändert. Die Wege wurden siche-
rer, die Alkoholiker zogen sich allmählich zurück. Mit der Hilfe von
Jugendlichen haben wir einen Fußballplatz geschaffen. Dann haben
wir dort den ersten Outdoor-Fitness-Parcours installiert, den ersten
in ganz Stettin, wo auch die älteren Menschen kamen, um ein biss-
chen Sport zu treiben. Die nächsten Schritte entstanden schon teil-
weise mit Bürgerbeteiligung. Das, was wir vorher angeboten haben,
richtete sich an Jugendliche und Erwachsene. Für die Kinder gab es
nichts. Jetzt ist auch ein Spielplatz entstanden. Auch das geschah in
kleinen Schritten, wir wussten nicht, ob das auf Interesse stößt, bald
aber haben wir festgestellt, dass aus den angrenzenden Siedlungen
die Eltern mit ihren Kindern kamen. Das war schon ein positives
Signal und wir haben weitere Fördergelder beantragt, um hier an
diesem Ort mehr investieren zu können.. 
Ich muss feststellen, wir haben keine negativen Äußerungen aus der
Bevölkerung gehört, alle haben zugestimmt, dass sich da etwas
ändern soll. Die Menschen sind sogar mit Ideen gekommen, was man
noch machen könnte, wie man das besser gestalten könnte. 

Stettin: 
Ich möchte über ganz Stettin berichten. Es gibt in der Stadt 37 Sied-
lungsräte, und jeder Rat realisiert natürlich ein eigenes Programm,
aber die Strukturverbesserung oder Aufrechthaltung und Pflege der
Grünanlagen gehören generell zu den satzungsmäßigen Aufgaben
der Siedlungsräte.

Mokotów: 
Es ist aber interessant zu wissen, wie bei Euch diese Verbesserung
geschieht? Ist es so, dass man dort oben feststellt, oh, der Park sieht
überhaupt nicht schön aus, wir müssen unbedingt etwas ändern, und
erst dann kommen die Bürger, um sich zu beteiligen, oder ist es mehr
ein bottom-up Prozess und es sind die Bürger, die als erste anmerken
und mit Ideen kommen. Können sich die Bürger überhaupt dazu
äußern und wenn ja, dann wann? 

Stettin: 
Siedlungsräte sind gewählte Gremien. D.h., wenn jemand dort aktiv
sein möchte, muss er gewählt werden. Daher ist es in der Regel so,
dass wenn man im Siedlungsrat aktiv ist, man dorthin schon mit sei-
nem Programm kommt, mit seiner Idee, wie und was man ändern
möchte und dies wird sie/er vorstellen in der Zeit vor den Wahlen.
Werden seine Projekte von den Bürgern akzeptiert, wird der Kandidat
gewählt, dann versuchen wir von der Stadtverwaltung das Geld für
unsere Projekte zu bekommen. 

Mokotów: 
Ich würde auch gerne etwas dazu beitragen und zwar die Rolle der
Bildungsinstitutionen (Kindergarten, Schule usw.) vor Ort. In der
Satzung dieser Bildungsinstitutionen ist es vorgeschrieben, dass sie
mit den Bürgern zusammenarbeiten müssen. In der Praxis hängt es
davon ab, ob es eine tradierte Institution ist, die solche Aufgaben
schon seit Jahren erfüllt. Da werden z.B. Treffen organisiert, die zahl-
reich besucht werden, diese Leute kennen sich, sind auch imstande
gemeinsam etwas zu unternehmen. Und wir (die Leute von den
Bildungsinstitutionen) kennen sie, meistens deshalb, weil sie ihre
Kinder bei uns hatten. 
Wir haben positive Beispiele von gemeinsamen Festen, wie z.B. den
Kürbis-Tag. Diese Idee hatte eine Lehrerin, welche Inhalte braucht
man, was muss man mitbringen, z.B. Essen. Es war ein Fest für die
Kinder und Eltern zusammen und das war auch ein wenig eine
Vorzeigefunktion und Anreiz für die nächsten Feste. Solche Feste fin-
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den regelmäßig statt, das hängt manchmal zusammen mit den 
traditionellen Festen, die so stattfinden, wie Weihnachtstreffen, 
St-Andreas-Tag usw.. Dann gibt es den Großmuttertag und den Tag
des Großvaters, wo sich die Menschen auch massenweise daran
beteiligen und manchmal haben wir das Problem, dass nicht Alle in
die Räume passen, die wir anmieten. Ich glaube, es gefällt den
Menschen, sie fühlen sich gut dabei. Es gibt auch Schul- und
Kindergartenfeste, die von der Lehrerschaft zwar unterstützt, aber
gänzlich von den Kindern und den Eltern organisiert werden. In der
Schule gibt es immer die Sportfeste, wo man darauf achtet, dass es
keine Verlierer gibt, alle Kinder alle Aufgaben erfüllen und alle
Goldmedaillen bekommen. 

Mokotów: 
Ich habe heute die Frage gehört, ob die Verwaltung sich an die Bürger
wendet, mit der Frage, was man überhaupt mit so einem Park
machen könnte? Ich werde hier einen Konflikt ansprechen, der sehr
heiß diskutiert war. Es ging um die Revitalisierung des Parks Ogród
Krasinskich. Das ist ein sehr wichtiger Park mitten im Zentrum von
Warschau und es wurde dessen Erneuerung beschlossen. Es ging
darum, dass man die historische Substanz erhält und die historischen
Bauten wiederherstellt jedoch hatte sich zwischenzeitlich viel
Baumwuchs entwickelt, der entfernt werden musste, um diesen Plan
zu realisieren. Gegen die Baumfällungen haben sich Stimmen erho-
ben nicht nur in Warschau, sondern in ganz Polen. Es haben sich
Schauspieler engagiert, Politiker, Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens. Es gab eine zunehmend großflächige hitzige Diskussion und
eine ziemlich stark ausgeprägte Konfliktlage. 
Erst danach hat die Verwaltung versucht, den Bürgern zu erklären,
warum sie so eine Entscheidung treffen wollte. Es gab Treffen mit
dem Denkmalschutzamt, mit dem Grünflächenamt Warschaus, aber
der Konflikt brannte schon, weil sich vorher niemand darum geküm-
mert hat, mit den Bürger ins Gespräch zu kommen. Außer dass das
alles Emotionen hervorgerufen hat, musste man feststellen, dass die
Anwohner, die sich vielleicht früher keine Gedanken gemacht haben
über den Park, und auch nicht daran gedacht haben, dass es deren
gemeinsamer Ort ist, jetzt zusammen fanden, sich organisierten, um
über ihre Anliegen zu diskutieren. Sie treffen sich jetzt in einem neu-
tralen Raum einer NGO, Politiker Warschaus sprechen mit ihnen und
man fragt sie schon, in welchen Teil dieses Parks man Fahrrad fahren
darf und wo dürfen Kinder spielen und welche Teile des Parks ganz
natürlich bleiben sollen. 

Jetzt denke ich, dass das ein Beispiel, ein gutes Beispiel ist. Es begann
mit einem Konflikt, der sehr massiv war, der auch, wie ich denke, einer
der Gründe, ein Argument war, eine Volksbefragung in Warschau zu
organisieren zur Absetzung der Stadtpräsidentin, so scharf war dieser
Konflikt. Und daraus ist jetzt viel Gutes entstanden, weil die Politik tat-
sächlich angefangen hat, mit Menschen zu sprechen und jetzt betref-
fen diese Gespräche nicht nur den Park Ogród Krasinskich, sondern
auch andere ähnliche Orte in Warschau. 

Abschlussrunde: 

Welche Rolle spielen in Polen die Räte, was ist das, wie werden sie
gewählt, welche Befugnisse haben sie?

y Zuerst muss man feststellen, dass ein Siedlungsrat in Warschau
eine ganz andere Struktur hat als ein Siedlungsrat in Stettin. Es gibt
die Stadt – Stettin oder Warschau – die teilt sich im Fall von Stettin
in Stadteile, in denen die Hilfseinheiten tätig sind – d.h. die
Siedlungsräte. In Warschau gibt es per Gesetz Bezirke, d.h. sie sind
obligatorisch, und erst in den Bezirken gibt es Siedlungen und

diese haben auch Räte. Das heißt die Räte in Warschau sind Teil der
Verwaltungsstruktur und in Stettin der politischen Struktur, - auf-
grund eines Beschlusses über die territoriale Strukturen (Ustawa o
samorządzie terytorialnym)

y Genauso ist es, in Stettin gibt es vier große Stadtteile –
Prawobrzeze (Rechter Ufer), Zachód (West), Pólnoc (Nord) und
S¤ ródmieście (Stadtmitte), die wiederum untergliedert sind. Jeder
Stadtteil hat plus/minus 10 Siedlungsräte. Man wird zum Sied-
lungsrat gewählt, die Amtsperiode dauert vier Jahre. Siedlungs-
ratswahlen gibt es jeweils ein halbes Jahr nach den Wahlen zum
Stadtrat (Rada Miasta).

y Der Stadtrat wird von den Stadtbewohnern gewählt, die Siedlungs-
räte von den Siedlungsbewohnern. Wahlrecht haben nur die
Bewohner der Siedlung. Wir (der Siedlungsrat) haben einen
Hilfsstatus für den Stadtrat; im Gegensatz zu den Mitgliedern des
Stadtrats, arbeiten wir ehrenamtlich

y Die Vorsitzenden der Siedlungsräte bekommen eine kleine „Diät“ –
es ist eine Kostenrückerstattung in Höhe von 180,- Zlotys im
Monat. Seit diesem Jahr (2013) haben wir, falls wir einer Tätigkeit
nachgehen, als Vorstand des Siedlungsrates die Möglichkeit, die
öffentlichen Verkehrsmittel unentgeltlich zu nutzen. 

y Der Siedlungsrat begutachtet Anträge, die an den Stadtrat gerich-
tet sind und mehrjährige Pläne der Bezirksbebauung betreffen.
Hauptsächlich aber sind wir eine Verbindung zwischen der
Verwaltung und dem Bürger, weil wir selber auch die Bürger sind.
Unsere Anträge sind die unumgängliche Voraussetzung, um einen
bestimmten Bezirksbereich zu bebauen. Wenn jemand eine Idee
hat, was man auf einem bestimmten Ort machen möchte, sei es
als Investor, sei es als Pächter, ist er verpflichtet, von uns eine
Befürwortung zu bekommen. Wenn ein Antragsteller über diese
Befürwortung unsererseits nicht verfügt, kann er sein Projekt nicht
realisieren. Wir arbeiten mit dem Ordnungsamt und den
Polizeidienststellen in der Siedlung zusammen, wie auch mit den
Bildungseinrichtungen. Mit den Schulen organisieren wir verschie-
dene Treffen. Für die Schulen oder Elternräte sind wir ein
Verbindungsglied zu den Ämtern. 

y Wenn es in einer Siedlung zu Konflikten kommt, wenden sich die
Bewohner nicht gleich an die Polizei, sondern sie kommen zu uns
und wir haben es viel leichter, uns um diese Probleme zu küm-
mern. 

y Wir sorgen auch für die Sicherheit in der Siedlung. Wir wenden uns
an die Polizei mit der Bitte um eine Aufsicht an bestimmten Orten.
Orte, wo sich die Alkoholiker treffen oder ein Verdacht entsteht,
dass dort gedealt wird. Wir wissen, dass es oft wirksamer ist, wenn
der Siedlungsrat so ein Problem meldet, als wenn sich ausschließ-
lich der einzelne Bürger beschwert. Und es sind immer mehr
Bewohner, die zu uns kommen.

y Der Siedlungsrat hat ein Büro über das die Bürger informiert sind.
Mindestens einmal in der Woche hat jeder Bürger zu festen
Sprechstunden die Möglichkeit, sich mit uns zu treffen. 

y Jeder Rat arbeitet ein wenig anders. Wir planen für das laufende
Jahr, wie wir das Budget aufteilen wollen. Wir wollen nicht unbe-
dingt alles für die Einwohner machen. Wir wollen den Einwohnern
zeigen, wie sie allein die Initiative ergreifen können, wir zeigen die
Wege, wie sie ein bestimmtes Ziel erreichen.

y Wir haben gewisse Möglichkeiten, das stimmt, aber es ist nicht
immer alles machbar. Wenn die Menschen zu uns kommen, haben
sie verschiedene Ideen, aber auch verschiedene Probleme, und wir
versuchen einen Lösungsweg zu zeigen. 
Jetzt ist es so, dass auch die Polizei gute Kontakte in der Siedlung
hat, sie kommt in die Schulen, macht verschiedene Treffen mit den
Kindern, organisiert verschiedene Projekte wie „sichere Schule“,
„der sichere Schulweg“. Also – die Siedlungsräte funktionieren ver-
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schieden, aber man merkt, das die Bürgerbeteiligung sehr wichtig
ist.

y Die Zahl der Mitglieder bei einem Siedlungsrat ist von der Zahl der
Einwohner abhängig. Ein Siedlungsrat besteht aus 15 bis 21
Mitglieder.

y Die Mitglieder des Rates werden gewählt, jeder kann in den Rat
gewählt werden, vorausgesetzt, dass er selber in der Siedlung
wohnt. Man kann sich selbst vorschlagen, muss aber 20 Ein-
wohner gewinnen, die die Kandidatur unterstützen. Es entsteht
eine Kandidatenliste für die Wahl, die an einem Tag für alle
Siedlungsräte in der Stadt stattfindet. 

y Gewählt werden und wählen kann jeder, der 18 Jahre und älter ist. 
y Siedlungsratswahlen sind nicht so populär wie Stadtratswahlen. Es

sind zwei Paar verschiedene Schuhe. Wir machen keinen großen
Wahlkampf, wir bemühen uns darum, dass die Siedlungsräte nicht
politisch einseitig sind. Natürlich ist das nicht immer auszuschlie-
ßen, weil die Parteien natürlich auch versuchen, eigene Mitglieder
vorzuschlagen, obwohl – mindestens offiziell – geschieht es nicht
unter dem Schild einer Partei. 

y In Warschau gibt es einen Stadtrat, das sind 60 Ratsmitglieder,
diese Ratsmitglieder bekommen Diäten von 500 €/Monat.

y Unterhalb gibt es 18 Bezirke unter anderem Mokotów und die
Bezirke sind von verschiedener Größe. Der kleinste und zugleich
der jüngste – Wesoła – hat 15.000 Einwohner (EW), Mokotów hat
230.000 EW. 
Es gibt ebenfalls Bezirksräte und deren Vorstände. Der Chef des
Bezirks ist der Bürgermeister, dem der Vorstand unterliegt, das sind
professionelle Mitarbeiter. 

y Die Anzahl der Bezirksratsmitglieder hängt von der Größe des
Bezirks ab und das sind 15 bis 28 Personen. Auch sie bekommen
eine Aufwandsentschädigung, das nennt man bei uns Diät und
das ist fast dasselbe wie bei den Mitgliedern des Stadtraters. Und
der Vorsitzende des Ausschusses und des Stadtrates bekommen
ungefähr die gleiche Aufwandsentschädigung.

y Darunter gibt es die Möglichkeit – aber es ist keine Pflicht – noch
Siedlungsräte zu bilden und das ist unterschiedlich. Z.B. in Wawer,
wo es traditionell viele Siedlungen gab, dort gibt es sehr viele
Siedlungsräte und sie spielen eine sehr wichtige Rolle, und in
Mokotów gibt es nur zwei tatsächlich funktionierende Siedlungs-
räte. Formell hat man viel mehr gebildet, aber ganz viele sind inak-
tiv, weil es nicht genug engagierte Bürger gibt. 

y Wenn irgendwo eine Gruppe initiativ wird und einen Siedlungsrat
gründen will, dann fasst der Stadtteilrat einen Beschluss und so
wird ein Siedlungsrat gebildet und genauso wie in Stettin gibt es
dafür kein Geld. Also sie bekommen keine Aufwandsentschädi-
gung. Vielleicht gibt es in Warschau Bezirke wo es überhaupt keine
Siedlungsräte gibt, weil es so ist, dass ein Siedlungsrat sein kann,
aber nicht sein muss. 

Blitzlichter Auswertung:

Da wir bei der Partizipation am Anfang des Weges sind, hat mich die-
ses Treffen überzeugt, dass die Bürgerbeteiligung unabdingbar ist,
dass wir damit beginnen sollen, sie verstärkt einzuführen, weil es den
Bürgern dient, aber auch die Arbeit der Verwaltung erleichtert.

Ich nehme viele wichtige Erfahrungen nach Hause mit, nicht nur aus
Berlin, sondern auch aus Warschau und ich werde sie sicherlich in mei-
ner zukünftigen Arbeit einsetzen.

Mir war sehr wichtig, von der Aktivierung der Bürger/innen und deren
Teilnahme an der Durchführung der Projekte zu erfahren

Ich habe festgestellt, dass wir doch sehr viele ähnliche Probleme
haben und dass es auf beiden Seiten sehr viele spannende Projekte
gibt und das nehme ich auch mit.

Ich habe mitgenommen, das Bürgerbeteiligung ein Prozess ist, indem
es kein richtig oder falsch gibt, es gibt vielmehr das Ausprobieren ver-
schiedener Möglichkeiten und was ich auch noch mitgenommen
habe und wirklich gut finde, manchmal hilft alle Bürgerbeteiligung
nicht, manchmal hilft einfach nur das richtige Wetter.

Das war spannend, festzustellen, dass wir ähnliche Probleme haben,
aber unterschiedlicher Herangehensweisen bedürfen. 

Was ich mitnehme von diesem Treffen? Ich muss vor allem sagen,
dass wir uns hier sehr wohl gefühlt haben, dass uns die deutsche
Seite sehr herzlich aufgenommen hat. Während des Empfangs im
Rathaus Köpenick sah man, dass es ein großes Interesse gibt für die
Fortsetzung, für die partnerschaftliche Zusammenarbeit und das finde
ich sehr wichtig, weil wenn es uns gelingt, dies, was wir erfahren in
der partnerschaftlichen Arbeit umzusetzen, werden wir ein schönes
Resultat erzielen. Und mir hat die Bürgerinitiative bezüglich der
Wohngenossenschaft sehr gut gefallen. Es war schön zu erfahren,
dass es in dieser Welt, die so sehr an Kampf orientiert ist, es Men-
schen gibt, die sich unterstützen und etwas zusammen tun

Ich vertrete hier nicht die Politik, ich bin eigentlich auf der anderen
Seite der Barrikade, aber ich denke, dass die Bürgerbeteiligung unent-
behrlich ist. Ich habe verstanden, dass es auch ein schwieriger Prozess
ist, nicht nur für die Verwaltung und Politik, sondern auch für die
Bürger.

Ich habe es genossen, dass die polnischen Kollegen an bestimmte
Fragen mit einer größeren Gelassenheit herangehen als wir. Wir sind ja
so etwas befangen in bestimmten Dingen und wenn es bestimmte
Probleme gibt, sind also bestimmte Fragen eigentlich ausgeschlossen.

Was ich mitgenommen habe ist nicht unbedingt auf das Thema bezo-
gen, sondern ganz allgemein, dass ich immer wieder überrascht bin
von der großen Bereitschaft zur Zusammenarbeit, dass ich dies sehr
wichtig finde und durch eine solche Zusammenarbeit mehr Kompe-
tenzen erwerben kann.

Für mich ist die Schlussfolgerung aus diesem Treffen die Erkenntnis,
häufiger die Beteiligungsmechanismen zu nutzen. So habe ich am
Anfang mehr Arbeit, aber dann werde ich mehr Zeit haben, um mich
zu erholen. Ich sage Erholung, aber mir geht es darum, dass ich die
Probleme, die später auftreten, mit Hilfe dieser Mechanismen evtl.
schon vorher entschärfen kann. Es gibt ganz viele Probleme, wo prak-
tisch, von meinem Standpunkt aus, zumindest fünf Lösungen möglich
sind und warum soll ich mir den Kopf zerbrechen, welche Lösung am
besten ist. Das sollen diejenigen aussuchen, die sie dann später unmit-
telbar nutzen werden. Das war das eine, das andere, das mir gefallen
hat, war dieser Ort, den wir heute im Kunger-Kiez besichtigt haben.
Dort gab es eine Struktur, die direkt an den Bedürfnissen der
Menschen ansetzt, die vor Ort wohnen. Ich denke, wenn solche Orte
in verschiedenen Teilen des Bezirks entstehen würden, wäre das. eine
große Hilfe für uns, für die Menschen von der Politik. Solche Orte
schaffen das, dass die Menschen zusammenkommen und dann kann
man die Probleme besser identifizieren.

Das war eine sehr schöne Begegnung. Danke an die Dolmet-
scherinnen, an die Gastgeber, das NHU, ich fand es sehr schön hier
und Dank auch an den Techniker.
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„Bürgerbeteiligung im Stadtteil – 
ein praxisorientierter Erfahrungsaustausch“ 

Binationale Konferenz im Rahmen der Städtepartnerschaften zwi-
schen Friedrichshain - Kreuzberg von Berlin und Stettin sowie
Treptow – Köpenick von Berlin und Warschau-Mokotów 

Donnerstag, 7.11. bis Freitag 8.11.2013

Tagungsort: 
Nachbarschaftshaus Urbanstraße, Urbanstraße 21, 10961 Berlin
Moderation: 
Dr. Weronika Priesmeyer-Tkocz, Europäische Akademie Berlin
Im Rahmen der Städtepartnerschaft zwischen Stettin und
Friedrichshain-Kreuzberg ist die Bürgerbeteiligung seit Jahren ein
gemeinsames Thema, welches in seinen unterschiedlichen Facetten:
themenorientiert, zielgruppenorientiert wie in seiner gesellschaftspoli-
tischen Relevanz diskutiert und besprochen wird. Dazu gab es mehr-
fach gegenseitige Besuche, Exkursionen vor Ort und Fachseminare.
Mit der jetzigen Konferenz erweitern wir die Zusammenarbeit in
Berlin mit dem Bezirk Treptow Köpenick und seiner Städte-
partnerschaft mit Warschau-Mokotów. Wir erhoffen uns von dieser
Konferenz neue Anregungen und eine Vernetzung bürgerschaftlich
orientierter Verwaltung, dem NGO-Bereich und Bürgerinitiativen.

Veranstalter: Die EU-Beauftragten der Bezirke Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin und Treptow-Köpenick von Berlin in
Zusammenarbeit mit Städtepartner Stettin e.V.

Konferenzsprachen: Deutsch – Polnisch (Simultanübersetzung im
Plenum, Konsekutiv in Arbeitsgruppen und Exkursionen)

Programm:

Donnerstag 7. November 2013

11.00 Uhr Begrüßung 
durch den Veranstalter und den Hausherrn
Grußworte der beteiligten Kommunen:
Herr Dr. Peter Beckers, 
stellv. Bezirksbürgermeister von 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
Herr Oliver Igel, 
Bezirksbürgermeister von Treptow- Köpenick 
von Berlin
Herr Krzysztof Soska, 
stellv. Stadtpräsident von Stettin
Herr Bogdan Olesiński, 
Bürgermeister von Warschau-Mokotów

11.30 Uhr Einführung in das Thema: 
„Chancen und Nutzen von Bürgerbeteiligung im
Stadtteil“
Referent: Markus Runge 
stellv. Geschäftsführer, 
Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V.

12.00 Uhr Kurze Statements der beteiligten vier Kommunen
„Welche Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung haben
Sie?“

13.00–14.30 Uhr Mittagspause

14.30–16.30 Uhr Arbeitsgruppen:

Aktivierende Methoden im Stadtteil
Aktivierende Methoden, um die Bewohner/-innen
als Experten für eigenes Wohnumfeld zu gewin-
nen und gemeinwesenorientiert Menschen zu
vernetzen und zu mobilisieren, sich für ihren
Stadtteil zu engagieren. 
Impulsgeber: Markus Runge 
stellv. Geschäftsführer 
Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V.

Stadtteilfonds
Stadtteilfonds zur Förderung der
Bürgerbeteiligung , zur Verbesserung der
Lebensqualität im Kiez, Förderung der
Kommunikation und des Zusammenlebens ver-
schiedener Generationen und Kulturen.
Stadtteilfonds als Förderinstrument der Bürger/-
innen und Kooperationsmöglichkeiten mit der
Stadtteilwirtschaft. 
Impulsgeberin: Bahar Sanli, Stadtteilarbeiterin,
Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V.

Kinder- und Jugendpartizipation
Von der Teilnahme zur Mitbestimmung - Co-
Management zwischen Jugend-
/Bildungsreferent/innen und jungen Menschen
Wie gelingt eine Partnerschaft zwischen den
Generationen auf Augenhöhe? Gezielte Nutzung
der zur Verfügung stehenden Ressourcen in
Kinder- und Jugendpartizipationsprojekten 
Impulsgeber: Michael Kunsmann 
Bildungsreferent, FEZ Berlin

16.30–17.00 Uhr Berichte aus den Arbeitsgruppen   

19.00 Uhr Festlicher Empfang durch den
Bezirksbürgermeister von Berlin Treptow-
Köpenick, Herrn Oliver Igel im Rathaus Köpenick
Alt-Köpenick 21, 12555 Berlin, Ratssaal    

Freitag, 8. November 2013

9.00 Uhr Stehcafe und Besprechung Tagesprogramm

9.30 Uhr Exkursionen: 
Kungerkiez in Treptow-Köpenick

Genossenschaftswohnprojekt Möckernkiez in
Verbindung mit dem Gleisdreieckpark Kreuzberg

12.30 – 14.00Uhr Mittagspause

13.30Uhr Berichte aus den Exkursionen

15.30–16.00 Uhr Kaffeepause

16.00 Uhr Abschlussrunde: Auswertung und Perspektiven

17.00 Uhr Verabschiedung

Berichterstattung Workshops, Freitag, 8.11.2013
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Anmeldung für die Workshops
Zgłaszanie się do grup roboczych

Kaffeepause
Przerwa na kawę

Pausen für persönliche Kontakte müssen sein
Nie mogło się obyć bez przerw, te zaś służyły pielęgnowaniu 
kontaktów

Die Moderation mit  den vier Delegationsleitern
Moderatorka i czterej panowie – szefowie delegacji

Konferenzteilnehmer/innen mit Dolmetscherkabine
Konferencja - w głębi kabina dla tłumaczek

Man organisiert sich seinen Konferenzplatz
Trzeba sobie jakoś zagospodarować swoje miejsce podczas 
konferencji
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Dem Einführungsvortrag gehört Aufmerksamkeit
Referat wprowadzający, którego należało z uwagą wysłuchać

Workshop für aktivierende Methoden im Stadtteil
Grupa robocza na temat metod aktywizacji

Workshop Stadtteilfonds im gelben Salon
Grupa robocza „Kasy sąsiedzkie“ w tzw żółtym salonie

Gespräche rund um das Kiezmodell
Rozmowy podczas prezentacji modelu urbanistycznego

Bildpräsentation zum Charretteverfahren
Prezentacja metody „Charrette“

Gespräche rund um das Kiezmodell
Rozmowy podczas prezentacji modelu urbanistycznego
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Empfang durch den Bezirksbürgermeister von Treptow-Köpenick im
alten Rathaus Köpenick / Przyjęcie wydane przez burmistrza  
dzielnicy Treptow-Köpenick w Starym Ratuszu w Köpenick

Das Kiezmodell im Stadtteil
Model urbanistyczny prezentowany w dzielnicy

Ein Grußwort aus Warschau-Mokotów
Wystąpienie burmistrza Warszawy-Mokotowa

Exkursion im Gleisdreieckpark
Wycieczka po parku Gleisdreieck

Exkursion im Kunger Kiez
Wycieczka po Kunger Kiez

Exkursion im Kunger Kiez
Wycieczka po Kunger Kiez



Wprowadzenie

Partycypacja obywatelska to od lat temat w dzielnicach Berlina, 
a więc także w dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg i Treptow-Köpenick.
Konferencja Polsko-Niemiecka, jaką zorganizowaliśmy w listopadzie
2013 roku rozszerzyła nasze spojrzenie na tę tematykę i umożliwiła
wymianę doś wiadczeń z polskimi miastami partnerskimi, dzielnicą
Warszawy – Mokotowem i Szczecinem.

W ramach partnerstwa miast ze Szczecinem tematowi temu poś -
więcono od roku 2009 szczególnie dużo uwagi. W seminariach i kon-
ferencjach podjęta została zwłaszcza tematyka partycypacji dzieci 
i młodzieży. Tym razem głównym tematem wymiany doświadczeń
podczas konferencji była partycypacja obywatelska na poziomie dziel-
nicy.
Zorganizowane zostały warsztaty i wycieczki, prezentujące projekty
lokalne, mogące dla uczestników stanowić bogatą inspirację w ich
pracy na poziomie lokalnym. Celem Konferencji Polsko-Niemieckiej
było nawiązanie współpracy pomiędzy polityką zorientowaną na
potrzeby obywatela, administracją, instytucjami pozarządowymi i ini-
cjatywami obywatelskimi.

Partycypacja obywatelska jest jednym z takich tematów, europejskich
i sąsiedzkich, w których nie można działać bez podejmowania
wymiany ponadnarodowej i sąsiedzkiej, również w aspekcie wzajem-
nego uczenia się od siebie. Niniejsza broszura to plon nagranych na
żywo obrad i dyskusji. 

Dziękujemy moderatorce obrad, osobom prowadzącym warsztaty 
i referentom, dziękujemy też wszystkim uczestnikom oraz goszczącej
nas instytucji, jaką był Dom Sąsiedzki na Urbanstrasse. Wszyscy razem
zapewnili nam dwa dni interesujących obrad. Mamy nadzieję, że
wyniki konferencji okażą się inspirujące i trwałe. 

Martin Kesting
Pełnomocnik ds UE
Friedrichshain-Kreuzberg

Sonja Eichmann
Pełnomocnik ds UE
Treptow-Köpenick

Wolfgang Hahn
Städtepartner Stettin e.V.
Friedrichshain-Kreuzberg

Powitania

Organizator:
Serdecznie witam uczestników polsko-niemieckiej konferencji party-
cypacyjnej, w której biorą udział aż cztery jednostki administracyjne –
miasto Szczecin, dzielnica Warszawy – Mokotów oraz dzielnice
Berlina Treptow-Köpenick i Friedrichshain-Kreuzberg.

Witam przedstawiciela Warszawy-Mokotowa, burmistrza Dzielnicy,
Bogdana Olesińskiego, witam wiceprezydenta Szczecina, Krzysztofa
Soskę, witam burmistrza dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg, pana
doktora Petera Beckersa oraz burmistrza dzielnicy Treptow-Köpenick,
pana Olivera Igela.

Cieszę się, że przybyliście na naszą konferencję, bo oznacza to, 
że ważna jest dla Was partycypacja obywatelska realizowana w dziel-
nicach i miastach, w których pełnicie swe funkcje. Partnerstwo Miast 
ze Szczecinem – Städtepartner Szczecin e.V. – którego jestem prze-
wodniczącym, zorganizowało tę konferencję wspólnie z Martinem
Kestingiem, Pełnomocnikiem ds UE we Friedrichshain-Kreuzberg 
i Sonją Eichmann, Pełnomocnikiem ds UE w Treptow-Köpenick. Bez
tych dwóch osób zrealizowanie tej konferencji nie byłoby możliwe. 
Serdecznie dziękuję. 

Podziękowanie należy się też Akademii Europejskiej w Berlinie, która
zapewniła nam fachową moderację. Witam serdecznie panią doktor
Weronikę Priesmeyer-Tkocz i przekazuję jej prowadzenie obrad.

Dr Priesmeyer-Tkocz, Akademia Europejska w Berlinie

Szanowne Panie i Panowie, […] czekają nas dwa dni obrad, których
najważniejszym elementem będzie wymiana doświadczeń pomiędzy
uczestnikami i fachowcami z Polski i z Niemiec. […] Zapoznamy się
z różnymi strukturami administracyjnymi i uzyskamy informacje o uda-
nych modelach działania. Przedyskutujemy przykłady podobnych albo,
przeciwnie, całkowicie odmiennych problemów, zobaczymy, jakie wyz-
wania mogą się zdarzyć w praktyce, gdy stosuje się zasady partycypacji
obywatelskiej oraz zaangażowania obywatelskiego w Polsce i w Niem-
czech, stwierdzimy, czy prawdą jest, że oba nasze kraje zasadniczo
różnią się w tej kwestii, ale przede wszystkim zapoznamy się z proble-
mami, z którymi przyjdzie się nam konfrontować i ich przyczynami. […]

Poproszę przedstawicieli jednostek administracyjnych biorących
udział w naszej konferencji o zabranie głosu.

Dr Peter Beckers zastępca burmistrza dzielnicy
Friedrichshain-Kreuzberg w Berlinie

Witam Państwa serdecznie w imieniu dzielnicy Friedrichshain-
Kreuzberg. Jestem zastępcą burmistrza dzielnicy i odpowiadam
między innymi za współpracę z UE, co w naszym urzędzie dzielnico-
wym podlega pełnomocnikowi ds Europy – Martinowi Kestingowi.
On i jego partnerka w dzielnicy Treptow-Köpenick, Sonja Eichmann
oraz przewodniczący Partnerstwa Miast ze Szczecinem, Wolfgang
Hahn zorganizowali tę konferencję. […]
Witam pana Krzysztofa Soskę, wiceprezydenta Szczecina, mojego
kolegę, Oliviera Igela, burmistrza dzielnicy Treptow-Köpenick, pana
Bogdana Olesińskiego, burmistrza dzilnicy Mokotów w Warszawie 
i Markusa Runge, który za chwilę wygłosi referat wstępny. Dziękuję
Wolfgangowi Hahnowi za efektywną i intensywną współpracę przy
organizowaniu tej konferencji.

Wprowadzenie / Powitania
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Dowiedziałem się, że władze dzielnicy Treptow-Köpenick i Mokotowa
zamierzają przy okazji konferencji zintensyfikować partnerstwo. Ale 
i nam konferencja ta przyniesie dalsze wzmocnienie partnerstwa ze
Szczecinem. 
Friedrichshain-Kreuzberg ma długą tradycję partycypacji obywatels-
kiej. Friedrichshain to była dzielnica wschodnia, Kreuzberg – zachod-
nia, a dzięki połączeniu stworzyły razem coś nowego 
Chciałbym podkreślić, jak ważna jest wymiana poglądów i możliwość
uczenia się od siebie nawzajem. A tym razem dodatkowym powo-
dem do radości jest fakt, że odbywa się to w Domu Sąsiedzkim. To
miejsce nieodmiennie zachęca do dyskusji. Serdecznie dziękuję zatem
za to, że możemy się tu spotkać. 
Życzę nam wszystkim owocnych obrad, intensywnej wymiany
doświadczeń i trwałych efektów na przyszłość.

Oliver Igel, 
burmistrz dzielnicy Treptow-Köpenick w Berlinie

Panie i Panowie, witam serdecznie w imieniu Urzędu Dzielnicowego
Treptow-Köpenick. Nazywam się Oliver Igel, jestem burmistrzem tej
dzielnicy. Mój przedmówca, doktor Beckers, przejął już obowiązki
powitania wszystkich zaproszonych gości i podziękowania organiza-
torom i uczestnikom. Dołączam się do jego słów, dziękując jedno-
cześnie Akademii Europejskiej za przejęcie zadania prowadzenia tej
konferencji, a panu Runge za użyczenie nam pomieszczeń konferen-
cyjnych. Cieszę się szczególnie, że na konferencję przybyła duża
grupa gości z Polski. Rok 2013 to Europejski Rok Obywateli, wybraliś-
my zatem dobry termin naszego spotkania poświęconego partycy-
pacji obywatelskiej. 
Partycypacja obywatelska to proces, który może zostać zainicjowany
tylko oddolnie i równie oddolnie musi zostać zrealizowany, a metody
inicjowania i realizacji muszą być za każdym razem tworzone od
nowa. Interesujące, kto spotyka się podczas tej konferencji. Już po
stronie samego Berlina trudno o większe różnice, niż te pomiędzy
oboma naszymi dzielnicami. Friedrichshain-Kreuzberg to mała dzielni-
ca, licząca zaledwie 20 km2 powierzchni, a Treptow-Köpenick, który
liczy sobie 168 km2, pomieściłby w sobie wielokrotność naszego
maleńkiego sąsiada. A przecież w dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg
mieszka znacznie więcej mieszkańców niż u nas, a mianowicie
275.000. U nas jest ich tylko 240.000. Ale za to mamy znacznie więcej
lasów i akwenów. 
Friedrichshain-Kreuzberg to młoda dzielnica, średnia wieku wynosi tu
zaledwie 37 lat, Treptow-Köpenick ma więcej doświadczenia życio-
wego, ale nic dziwnego – nasza średnia wieku wynosi 45 lat. 
Znacząco różnią się od siebie mieszkańcy naszych dzielnic. 
W Treptow-Köpenick zaledwie 8% ludności ma pochodzenie imigra-
cyjne, podczas gdy w dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg imigranci sta-
nowią aż 38%. 
A zatem różnice są ogromne, choć praktycznie rzecz biorąc dzieli nas
odległość kilku metrów. Graniczymy przecież ze sobą, co wpływa na
jakość wzajemnej komunikacji, ale też na sposób, w jaki angażujemy
naszych mieszkańców. 
Doktor Beckers wspomniał już, że chcemy skorzystać z okazji, 
jaką stworzyła ta konferencja, aby zintensyfikować rozmowy 
z Mokotowem, bo partnerstwo naszych dzielnicy w ostatnich latach
niedomagało, a obie strony chciałyby je obecnie ożywić. Konferencja
jest znakomitą okazją, by się tym zająć. […]
Życzę więc wszystkim, również nam samym, interesujących obrad 
i wielu sukcesów! Serdecznie dziękuję.

Krzysztof Soska, 
wiceprezydent Szczecina

Dziękując bardzo za zaproszenie na tę konferencję, pozdrawiam
Państwa bardzo serdecznie w imieniu prezydenta Szczecina, pana
Piotra Krzystka. Rzeczywiście to nasze spotkanie zapowiada się bar-
dzo interesująco, bowiem tematyka partycypacji obywatelskiej staje
się tematem coraz bardziej dyskutowanym, przynajmniej tak się dzieje
w Polsce. Wspomnę tylko, że w tych dniach toczy się właśnie wielka
debata sejmowa, dotycząca referendum w sprawie obowiązku szkol-
nego sześciolatków. I to nie jest tylko pytanie o wyniki tego konkret-
nego referendum, ale ogólniej, jak zamierzamy w takich sprawach
postępować, czy idziemy konsekwentnie w stronę demokracji przed-
stawicielskiej czy partycypacyjnej, w której głos pojedynczego obywa-
tela staje się coraz ważniejszy. 
Dotyczy to również zarządzania na poziomie lokalnym. Przez nasze
miasta, a dotyczy to również Szczecina, przechodzi obecnie dyskusja
na temat budżetu obywatelskiego. Taki budżet ma być dzielony przy
udziale mieszkańców miasta. Szczecin po raz pierwszy wdraża taki
projekt, i myślę, że o tym będzie okazja rozmowy w dalszej części
konferencji. 
Poza tym pytania są bardzo różnorodne i cieszę się, że będziemy brali
udział w dyskusji z różnorodnymi partnerami, w tym cieszę się szcze-
gólnie, że w debacie bierzemy udział wspólnie z naszą dzielnicą part-
nerską. I muszę powiedzieć, że współpraca z dzielnicą Friedrichshain-
Kreuzberg wspaniale funkcjonuje i to już od wielu lat. Chciałem
powiedzieć, że jesteśmy tu reprezentowani przez silną grupę. 
Teresa Jankowska i Maria Myśliwiec są przewodniczącymi Rad Osiedli.
To jest w Polsce najbliższy obywatelowi poziom struktury samorzą-
dowej. Pan Janusz Szewczuk jest samorządowcem i międzynaro-
dowym ekspertem w tej dziedzinie i myślę, że jego doświadczenia
będą tu bardzo cenne. Pan Paweł Szczyrski jest w Urzędzie Miejskim
osobą odpowiedzialną za współpracę z organizacjami pozarządowy-
mi. Licząc na bardzo ciekawą dyskusję i ciekawe wnioski, życzę
Państwu również ciekawie spędzonego czasu.

Bogdan Olesiński,
burmistrz dzielnicy Warszawa- Mokotów 

Nazywam się Bogdan Olesiński, mam zaszczyt pełnić funkcję bur-
mistrza największej dzielnicy Warszawy, dzielnicy Mokotów.
Chciałbym bardzo serdecznie podziękować za zaproszenie i mam
nadzieję, że po 13 latach, dzięki inicjatywie dzielnicy Treptow-Köpe-
nick odnowimy naszą współpracę. I może to nie będzie pechowa
trzynastka, lecz wręcz przeciwnie, i może przyniesie pozytywne rezul-
taty. Obaj burmistrzowie, doktor Beckers i burmistrz Igel, bardzo dużo
i interesująco mówili o swoich dzielnicach. Ja niestety nie mogę za
dużo powiedzieć. Nie wiem nic o Szczecinie, chociaż mamy do
Szczecina równie blisko jak do Berlina, ale nie współpracujemy nieste-
ty ze Szczecinem, z powodu tej właśnie bliskiej odległości. Bardzo
dziękujemy za zaproszenie na tę konferencję, bo rzeczywiście temat,
o którym mówił już pan prezydent Soska jest bardzo aktualny i dużo
się o nim u nas mówi. Powiem szczerze, że przyjeżdżając tu, mieliśmy
nadzieję, że będziemy mogli skorzystać z Waszego doświadczenia, bo
przyznaję, że jesteśmy w tej dziedzinie jeszcze trochę za Wami. Mamy
nadzieję, że dużo wyniesiemy z Waszych doświadczeń, chętnie po-
dzielimy się z Wami naszymi skromnymi osiągnięciami i mam 
nadzieję, że wspólnie uda nam się z tej konferencji wynieść pewne
sukcesy na drodze współpracy z mieszkańcami. Dziękuję bardzo.

Powitania
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Korzyści i szanse partycypacji obywatelskiej
Markus Runge

Szanowni państwo,
z przyjemnością przedstawię tu Państwu fachowe wprowadzenie 
w tematykę partycypacji obywatelskiej, przy czym zajmie mnie nie tyle
prezentacja udanych przykładów zastosowania partycypacji obywa-
telskiej, ile postaram się tu rozważyć zarówno szanse i korzyści
płynące zastosowania tej metody działania, jak i kontrowersje, jakie
budzi. 

Wzrasta znaczenie partycypacji

W ostatnich latach zauważyć można wzrastające znaczenie partycy-
pacji obywatelskiej w pracach planistycznych i procesach podejmo-
wania decyzji. 

Jest to w pewnej mierze wyrazem doświadczeń mieszkańców, którzy
odczuwają procesy decyzyjne jako nieprzejrzyste i niezgodne 
z tym, czego życzyli by sobie jako obywatele. Niewątpliwie obywate-
le są dziś mniej niż przed laty skłonni do akceptowania bez dyskusji
decyzji podejmowanych w zakresie polityki komunalnej. Obywatel
chce świadomie współkształtować swoje otoczenie – miasto, dziel-
nicę. Liczne protesty społeczne świadczą o tym najdobitniej, 
a przykładów można by podać bez liku. W Berlinie jest to na przykład
sprawa wykorzystania byłego lotniska Tempelhof, tras dolotowych do
nowego lotniska w dzielnicy Schönefeld czy deprywatyzacja dystry-
bucji energii.

Inne przykłady dobrze medialnie nagłośnionych protestów
społecznych to sprawa budowy dworca w Stuttgarcie czy akcje prze-
ciwko budowie lotnisk we Frankfurcie i Monachium.

Przez długi czas polityka i administracja nie wykazywały zrozumienia
dla obywatelskich potrzeb w zakresie prawa do współstanowienia.
Dlaczego konieczne miałoby być dodanie jakiejś innej struktury party-
cypacyjnej do partycypacji obywatelskiej jaką są demokratyczne
wybory? 

Zwłaszcza że, co ciekawe, wzmożone zainteresowanie partycypacją
obywatelską nie prowadzi ani do zwiększonej frekwencji wyborczej,
ani do zaangażowania w pracę partyjną. Ludzie szukają znacznie efek-
tywniejszych dróg wywierania wpływu, wybierają strategie szybkich
sukcesów, np działania medialne, bezpośrednie kontakty z admini-
stracją, inicjatywy obywatelskie. Dziś można już powiedzieć, że 
myśl o partycypacji obywatelskiej zadomawia się coraz bardziej 
w kręgach polityki i administracji. Widać to na różnych przykładach, np
władze Berlina wydały ostatnio książkę, zatytułowaną „Handbuch zur
Partizipation“ (Podręcznik partycypacji), ale widać to też w nowo wpro-
wadzanej terminologii – np jednostka komunalna nastawiona na oby-
watela. Są miasta, jak np Heidelberg, które wprowadziły obowiązujący
w zarządzaniu dokument pt. Zasady współpracy z obywatelami. 
W naszej dzielnicy – Friedrichshain-Kreuzberg – o ile moja ocena jest
słuszna – zasady partycypacyjne mają nadzwyczajne znaczenie, a par-
tycypacja obywatelska stała się czymś tak normalnym, że wcale już nie
trzeba o nią walczyć, bo polityka i administracja częstokroć same
domagają się udziału obywateli w pewnych procesach. 

Korzyści i szanse partycypacji obywatelskiej

1. Partycypacja obywatelska zwiększa bazę danych niezbędnych przy
podejmowaniu decyzji. Każdy wie co innego, a im więcej osób
bierze udział w procesie decyzyjnym, tym więcej informacji

wchodzi do bazy danych, więcej faktów i więcej propozycji
działania, pomysłów i opinii, oczekiwań i ocen.

2. Jakość procesów planowania wzrasta a także prawdopo-
dobieństwo wczesnego wykrycia negatywnych konsekwencji.
Uważa się też, że im więcej osób uczestniczy w procesie planowa-
nia i wyraża swoje opinie, tym skuteczniejsze są ostateczne
decyzje.

3. Jeśli procesy planowania i podejmowania decyzji rzeczywiście oka-
zują się w końcowym efekcie skuteczniejsze, jeśli dzięki partycy-
pacji obywatelskiej podjęte zostaną właściwe decyzje, to znaczy, że
dzięki temu uzyskujemy wyższe zrównoważenie. 
Niewykluczone, że dzięki partycypacji obywatelskiej zmniejszy się
ilość celowych zniszczeń, zaśmiecania, zaniedbania zrealizowane-
go projektu. 

4. Udane procesy planowania pozwalają uniknąć zbędnych inwesty-
cji – w przeszłości nierzadko zdarzały się inwestycje, które już po
krótkim czasie trzeba było poprawiać. 

5. Szerokie uczestnictwo obywateli jest silną przeciwwagą opinii
eksperckich.

6. Szeroka partycypacja obywatelska pozwala na uzyskanie równo-
wagi interesów między administracją a osobami, których dotyczą
decyzje administracyjne, ale też między różnymi ugrupowaniami.

7. Korzyścią jest zwiększona transparencja procesów decyzyjnych, ale
i oparcie ich na zaufaniu pomiędzy mieszkańcami, zarządzaniem 
i polityką, co skutkować może w lepszej współpracy przy następ-
nych zadaniach – znane są takie sytuacje z dzielnicy Kreuzberg.

To wszystko brzmi bardzo pozytywnie – prawie jak marzenie o tym,
że tak właśnie powstaje kultura partycypacji obywatelskiej.
Bezkonfliktowa współpraca wszystkich zainteresowanych stron.

Ale nie łudźmy się – partycypacja obywatelska ma także inne oblicze:
1. Partycypacja obywatelska – jeśli wziąć ją poważnie – to cholernie

dużo pracy! Dodatkowy koszt przygotowania i realizacji zadań par-
tycypacyjnych jest bardzo wysoki! Partycypacja pochłania czas 
i pieniądze, wiele rzeczy musi zostać dokładnie przemyślanych 
i uzgodnionych z dużą ilością grup.

2. Powiedzmy sobie uczciwie – partycypacja obywatelska może być
bardzo męcząca. Nie masz na biurku jednej propozycji, lecz jest ich
wiele, często sprzecznych ze sobą. Trzeba rozpoznać interes
własny jednostek lub grup, trzeba rozpoznać zależności siły i prze-
dyskutować koncepcje – często nie raz, lecz wiele razy. Dyskusje
trzeba powtarzać, bo nie zawsze uda się w jednym czasie zgro-
madzić wszystkich przy jednym stole. Ma się do czynienia z proce-
sami równoległymi i trzeba sprawić, by kiedyś się jednak połączyły,
tak, by można było podjąć decyzję. 

Procesy partycypacyjne

Chciałbym teraz, byśmy przyjrzeli się dokładniej procesowi partycy-
pacji obywatelskiej.
Ten wykres przedstawia tzw. paradoks partycypacji. 
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Co się często zdarza podczas planowania i podejmowania decyzji na
poziomie komunalnym można opisać w sposób następujący: 

Pojawia się problem i zostaje rozpoznany, polityka i administracja
postanawiają go rozwiązać, co rozpoczyna proces planowania.
Często ma on nawet charakter publiczny, ale zainteresowanie ludzi 
w tym, by ten problem współrozwiązywać, nie jest jeszcze rozbudzo-
ne. Proces planowania zostaje zakończony i na miejsce wjeżdżają
koparki. Właśnie wtedy pojawia się zainteresowanie obywatelskie.
Jest to jednak moment – i to jest właśnie paradoks partycypacji – 
w którym możliwości wywierania wpływu praktycznie już nie istnieją.
Firmy otrzymały zlecenie, zero szans, by móc jeszcze wywrzeć wpływ.
Być może obywatele będą się mogli przysłużyć realizacji projektu, 
jeśli np zajmą się posadzeniem roślinek, ale nic więcej. 

Zagadnieniem kluczowym w partycypacji obywatelskiej jest zatem
możliwie jak najwcześniejsze przekazanie informacji ludziom. »Wcześ-
nie« oznacza wtedy, gdy partycypacja jest jeszcze możliwa. A więc jeśli
partycypacja obywatelska jest pożądana z punktu widzenia władz
komunalnych i została przez nie przewidziana, to władze muszą
wygospodarować na ten cel również środki finansowe – na nagłośnie-
nie sprawy, prowadzenie dyskusji, dokumentacje, pomieszczenia itp.

Jeśli więc władze komunalne chcą rozwiązać pewien problem
posługując się metodą pobudzenia partycypacji obywatelskiej, muszą
zarazem przejąć w tym względzie inicjatywę.

Partycypacja nie może zostać przeprowadzona, jeśli nie zostanie na
nią przewidziany stosowny czas. Jeśli nie ma czasu, jeśli problem
wymaga natychmiastowego rozwiązania albo pieniądze na realizację
pojawiły się na ostatnią chwilę, to trzeba o tym jasno i wyraźnie
powiadomić osoby, których to będzie dotyczyło, informując też, że
partycypacja obywatelska nie jest możliwa. Nie ma nic gorszego, niż
wezwać do partycypacji obywatelskiej, a potem ją zlekceważyć,
podobnie jak nie powinno się zdarzyć, że nie będzie na nią czasu.

W końcu to administracja i polityka decydują, czy, przy okreś lonym
podejmowaniu działań planistycznych i decyzji, dopuszczą do party-
cypacji obywatelskiej, albo wręcz uznają, że jest ona pożądana, czy
też nie, chyba że istnieją w tej mierze rozporządzenia prawne, 
co dzieje się np w przypadku Städtebauförderungsgesetz (Ustawa 
o rozwoju miast) lub Bundesbaugesetz (Ustawa o budownictwie
federalnym). Również te założenia muszą zostać podane jasno do
wiadomości – tu obywatele mogą wziąć udział w procesach plano-
wania, a tu administracja i polityka będą decydować bez udziału par-
tycypacji obywatelskiej.

Lepiej jeśli w określonej sytuacji powie się obywatelowi jasne NIE, niż
gdyby władze miały stosować uniki lub pozorną partycypację, której
nikt nie chce i nikt sobie nie życzy.

Blaski i nędze partycypacji obywatelskiej

Chcę przy tej okazji jeszcze trochę opowiedzieć o tym, jak to się dzie-
je w praktyce, ujawniając niektóre blaski i nędze partycypacji obywa-
telskiej na Kreuzbergu:

Był już przed laty taki proces partycypacji obywatelskiej, w którym
chodziło o wprowadzenie w dzielnicy większej ilości stref ograniczo-
nej prędkości.

Obywatele wyraźnie faworyzowali rozwiązanie polegające na budo-
wie urządzeń wymuszających powolną jazdę – władze wprawdzie

ten pomysł bardzo chwaliły, ale nie chciały go zrealizować, zasłaniając
się brakiem pieniędzy. 

Wtedy obywatele zaproponowali, że sami sfinansują budowę pro-
gów zwalniających, a Urząd Dzielnicowy wydał zgodę na ich
budowę, określając ją jako projekt wzorcowy. I, co więcej – co nas
samych naprawdę zadziwiło – Urząd pozostawił w gestii
mieszkańców, gdzie konkretnie takie progi mają zostać wbudowane
i sam przejął koszty! Dla mieszkańców był to ogromny sukces – bo 
to sami oni przyczynili się do spowolnienia ruchu w dzielnicy. 

Co ciekawe, w rok później Urząd przeniósł pomysł budowy progów
do innych dzielnic Kreuzberga, nadal ponosząc koszty wprowadzenia
tego rozwiązania.

Były jednak w przeszłości i takie przypadki, że dobrze mogliśmy
poznać, jak mało zrozumienia Urząd Dzielnicowy wykazuje dla inicja-
tyw partycypacji obywatelskiej:

I tak np w zeszłym roku „przeciekła“ do nas informacja o planowanej
zabudowie brzegów kanału żeglugowego (kanał na Kreuzbergu
łączący Szprewę z tzw. Kanałem Piechoty). W dzielnicy zawrzało,
pojawiły się zarzuty, że nikt nic nie wiedział o planach zabudowy.
Dopiero dzięki inicjatywie Domu Sąsiedzkiego (instytucja NGO) radny
ds planowania zaprosił obywateli na spacer informacyjny, wyjaśniając,
co, gdzie i kiedy zostanie zbudowane.

Kto inicjuje partycypację?

Partycypacja obywatelska może zostać zainicjowana na dwa różne
sposoby:
1. Top down – odgórnie – jako zadanie nałożone przez politykę

i administrację
lub
2. Bottom up – oddolnie – z inicjatywy obywateli, grup obywatelskich

lub NGO

Odnośnie punktu 1 – Top down 

Jestem zdania, że strona komunalna, decydując o konieczności wpro-
wadzenia procedury partycypacji obywatelskiej, może się kierować
dwoma odmiennymi motywami.

Z jednej strony – i istnieje na to wiele przykładów – władze spodzie-
wają się konfliktów w wypadku, gdyby doszło do forsowania planów
bez partycypacji obywatelskiej. Wprowadzenie odgórne zasad party-
cypacji obywatelskiej jest elementem strategii wyciszającej konflikty –
władze pozwalają się obywatelom wypowiedzieć, w miarę
możliwości przejmuje się niektóre propozycje obywatelskie, po to by
potem – gdyby doszło do protestów – móc powiedzieć: obywatele
mieli przecież możliwość współdecydowania.

Z drugiej strony – i to mi się znacznie bardziej podoba – władze rze-
czywiście wysoko cenią współpracę obywatelską. Zalety i szanse par-
tycypacji (jak te, już wymienione przeze mnie na początku) zostały
jasno rozpoznane i właśnie dlatego administracja i polityka nie chcą
z nich zrezygnować, a zatem również zrobią wszystko, by
przyciągnąć społeczeństwo do idei współdecydowania. Władze
komunalne wykazują gotowość prowadzenia dialogu, którego wynik
końcowy pozostaje otwarty. Cele i zasady partycypacji są oczywiste, 
a role jasno rozdzielone. Podstawowe wymagania to  gotowość do
współpracy na zasadach równości i umiejętność rozwiązywania kon-
fliktów.
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Odnośnie punktu 2 – Bottom up 

Po częś ci ludzie sami z siebie wykazują aktywność, okreś lają braki 
i zaczynają szukać rozwiązań!

Po części zaś zwracają się do NGO, np Domów Sąsiedzkich, jak się to
tu u nas często zdarza (Autor pracuje w Domu Sąsiedzkim – przyp.
tłum.) lub zwracają się bezpośrednio do przedstawicieli polityki lub
administracji. 

To że ludzie angażują się w jakiejś sprawie przez dłuższy czas, nie jest
wcale samo przez się zrozumiałe.  Są różne powody i różne czynniki,
które sprawiają, że obywatele przez dłuższy czas pozostaną aktywni!
Podczas pracy w Domu Sąsiedzkim wielokrotnie stwierdzałem, że
powodzenie przedsięwzięcia może zależeć od gotowości angażowa-
nia się w sprawy własnego najbliższego środowiska, która wzrasta im
bardziej temat zaangażowania dotyczy najbliższego otoczenia
człowieka lub pozwala identyfikować się z takim poczuciem.

Punktem wyjścia jest więc potrzeba zmiany oraz możliwość identyfi-
kowania się z tym, o co w akcji chodzi. 

Temat akcji, jej przedmiot jest więc najważniejszy, ale są i inne aspekty,
które zadecydują o zaangażowaniu lub jego braku w procesach par-
tycypacji obywatelskiej. 

Dynamika działalności w grupie 
y Czy inni członkowie grupy do mnie pasują? Czy dobrze się czuję

w grupie? 

Wartościowanie 
y Czy mam poczucie albo czy ktoś się nim ze mną podzielił, że

wnoszę pozytywne, wartościowe elementy do pracy grupy? Ale
też: nie mam poczucia, że polityka i administracja mnie cenią,
czuję, że to przestrzenie, gdzie brakuje kultury otwartego pozy-
tywnego spotkania stron.

Korzyści osobiste 
y Zaangażowanie wiąże się z wysiłkiem i frustracją – czy to się

w ogóle opłaci? Czy w procesach partycypacji obywatelskiej jest
tak, że ludzie, którzy więcej wiedzą wychodzą z zebrań?

Alternatywy do zaangażowania
y Czy moje osobiste zainteresowanie jest naprawdę tak duże, że

jestem gotowy zaangażować się dla dobra innych?

Czas
y Czy mam czas, aby się angażować? Czy czas, którym dysponuję,

daje się włączyć w procesy partycypacji obywatelskiej? 

Wykluczenie w procesach partycypacyjnych
y Badania wyraźnie wskazują, jak może dojść do wykluczeń osób

społecznie pokrzywdzonych w procesach partycypacyjnych
(Munsch 2003). Nie może to dziwić, jeśli wiemy, że metody
działania są zorientowane na klasę średnią.

Czy wszyscy dochodzą do głosu?

Zwróćmy tu uwagę na jeszcze jeden aspekt związany z problemem
różnorodności osób, które się angażują – w naszym społeczeństwie
wzrasta ilość grup społecznych, które nie widzą dla siebie żadnej
możliwości wywierania wpływu (bieda polityczna), zachowują się
apatycznie lub wręcz destruktywnie. Można to zauważyć przede

wszystkim tam, gdzie występuje nagromadzenie problemów
społecznych.
Jeśli chcemy zaktywizować ludzi do działań partycypacyjnych, musi-
my zwrócić uwagę na ich problemy. Potrzebne nam będą metody
działania, które do tych ludzi dotrą. Jeśli dysponujemy tylko jednym
sposobem docierania do ludzi, zwerbujemy do działania tylko jedną
grupę społeczną, co nie będzie odzwierciedlało struktury społecznej. 
A wtedy działania zostaną zdominowane przez tę grupę społeczną,
która umie wyraźnie artykułować swoje myśli – i bardzo często mamy
do czynienia z taką sytuacją, że angażują się tylko ci, którzy umieją się
wypowiedzieć w grupie, a nawet tacy, którzy już wypracowali sobie
kontakty i metody działania, sprawiające, że to co mówią, zostanie
wysłuchane. 
Paleta metod partycypacyjnych, które mogą zostać zastosowane
została opracowana tak, aby umożliwić kontakt z różnymi grupami.
Są strony internetowe, ale są spacery i warsztaty, dopasowane do
wieku i możliwości grup. Niestety, jak już wspominałem, wciąż jesz-
cze przeważają metody skuteczne w kontakcie z warstwą średnią.
Proponuję, byśmy znacznie uważniej przyglądali się procesom party-
cypacyjnym, sprawdzając, czy np mogą dojść do głosu ludzie
milczący, którzy nie potrafią wyartykułować swoich myśli, albo braku-
je im odwagi, by je głośno wypowiedzieć. Albo czy nie jest tak, że lu-
dzie nie mogą się zaangażować, bo mają zbyt dużo problemów 
w życiu codziennym. Bo i ci ludzie są specjalistami, jeśli chodzi o to,
jak powinno wyglądać życie w ich najbliższym otoczeniu i naprawdę
warto dołożyć wysiłków, żeby i oni mogli się zaangażować.

Podsumowanie:

Partycypacja obywatelska musi się mocniej zaznaczać w pracy polity-
ków i urzędników, tak by zaangażowanie obywatelskie i obywatelska
potrzeba współdecydowania, zostały poważniej potraktowane.
Centralnym punktem działań partycypacji obywatelskiej jest budowa
relacji opartych na zaufaniu. Polityka i administracja może zbudować
relacje oparte na zaufaniu poprzez wyraźne określenie zasad i two-
rzenie przejrzystych struktur.
Przeszkody na drodze do partycypacji obywatelskiej są niekiedy bar-
dzo wysokie:

y Potrzebna jest wiedza o procesach planowania, aby rozumieć pro-
jekty przedkładane do wglądu opinii publicznej

y Zarówno wyjaśnienie jak i forma przedkładanego projektu muszą
być powszechnie zrozumiałe (bez fachowego żargonu)

y Zaangażowani obywatele muszą zostać podczas takiej prezentaji
specjalnie wymienieni i powitani; po części musi im ktoś towarzyszyć

y Prezentacje projektów powinny się odbywać w miejscach znanych
obywatelom, a wręcz takich, które wspierają zaangażowanie, bo
dysponują one doświadczeniem, jak docierać do poszczególnych
grup.

Moderacja: 
Dziękuję Markusowi Runge za interesujący referat, stanowiący dobrą
podstawę do dalszej dyskusji. 
Pokazał nam, że partycypacja obywatelska jest dla administracji nie-
kiedy wybitnie irytująca, bo na wokandę wpływają wciąż nowe
pomysły i propozycje, które wymagają opracowania, ale z drugiej
strony […] jest również ważna, bo ważne jest zwracanie uwagi na to,
czego chcą obywatele, co mówią, gdyż to właśnie stanowi legity-
mację poszczególnych działań i decyzji administracyjnych. To właśnie
ona powoduje, że obywatel będzie się dobrze czuł w swojej dzielni-
cy czy osiedlu i zapewnia trwałe i skuteczne realizacje.  
W referacie była mowa o problemach i rozwiązaniach. Nie jestem
specjalistką, ale oczywiście przemawia do mnie propozycja zwiększe-
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nia udziału obywateli w procesach poprzez adresowany do odpo-
wiedniej grupy wybór tematów, czy poprzez użycie prostego i zrozu-
miałego języka, ułatwienie kontaktu grup z administracją i oparcie się
o pośrednictwo instytucji takich jak np domy sąsiedzkie. Gdybym była
pracownikiem zarządzania, natychmiast zastosowałabym się do tych
propozycji. 
Poproszę teraz naszych zaproszonych gości o opowiedzenie nam, jak
to wygląda u nich? Poprosiliśmy o przygotowanie krótkich wypo-
wiedzi, obrazujących sytuację u nich na miejscu. Jak Państwo to wi-
dzicie? Czy są to podobne problemy? Podobne pytania? I czy, być
może, znaleźliście już jakieś propozycje rozwiązań?

Krótkie wypowiedzi uczestników konferencjii

Szczecin (Krzysztof Soska): 
Postaram się w telegraficznym skrócie przedstawić to, co Szczecin
robi w tej dziedzinie. Zgadzam się z panią moderatorką, że istnieje
pewne napięcie między administracją publiczną, która nawet chce
być otwarta, a mieszkańcami miasta, ale rozumianymi bardzo często
jako organizacje, które przychodzą z pomysłami ryzykownymi,
mówiąc tak delikatnie. Ale tę refleksję pozostawię może na sam
koniec mojej wypowiedzi.

Proszę Państwa, w 2008 roku przyjęliśmy prawo lokalne, tzw.
Obywatelską Inicjatywę Uchwałodawczą. Do tej pory Rada Miasta
rozpatrywała sześć projektów. To jest jeden z pomysłów, gdzie oby-
watele, którzy zbiorą wystarczającą ilość podpisów, mogą wejść
z projektem takiej uchwały Rady Miasta. Oczywiście wszystkie projek-
ty, które podlegają decyzji Rady Miasta mogą być opiniowane przez
obywateli, ale tu stworzyliśmy taki dodatkowy mechanizm.
Mieszkańcy naszego miasta skorzystali od 2011 roku z tej możliwości
180 razy. W zeszłym roku, 2012, przyjęliśmy uchwałę w sprawie
zasad i trybu przeprowadzania konsultacji społecznych. To bardzo
ważny element, który obliguje władze miasta do tego, aby niektóre
uchwały przechodziły przez obowiązkowy proces konsultacji. 
I przyjęliśmy także w tym roku, 2013, prawo lokalne mówiące 
o szczegółowym sposobie konsultowania z Radą działalności pożytku
publicznego. W skład tej Rady wchodzą przedstawiciele różnych
organizacji pozarządowych. 
Jednym słowem chcemy tworzyć prawo, które jest otwarte na debatę
publiczną, na dyskusję z mieszkańcami i każdy obywatel może się do
tej dyskusji włączyć. Ale oczywiście mówimy tutaj o pewnym obsza-
rze działania w ramach demokracji przedstawicielskiej, o pewnych
narzędziach, które wspierają Prezydenta Miasta, a także radnych Rady
Miasta. 

Jest pewną oczywistością, ale warto może mieć tego świadomość, że
obowiązuje tutaj pełna przejrzystość – wszystkie komisje Rady Miasta,
jak również sesje, są otwarte dla obywateli i, jak widzimy, obywatele
coraz chętniej i częściej korzystają z tego swojego prawa, uczestniczą
w komisjach, włączają się do dyskusji. To nigdy, w żaden sposób nie
było limitowane, jest taka możliwość. 

Realizujemy programy wspierające, czy adresowane wprost do oby-
wateli. Tu kilka przykładów takich programów: 
y Nasz Dom 
y Program Małych Ulepszeń
y Zielone podwórka – na marginesie dodam, że to jest program

wynikający ze współpracy z Friedrichshain-Kreuzberg 
y Program Społecznych Inicjatyw Lokalnych

Za nimi idą konkretne budżety. Nie chcę wchodzić w szczegóły, ale
np. program Nasz Dom to jest łączna wartość ok. 70 milionów
złotych, program Małych Ulepszeń – 4 miliony złotych, w programie
Zielone Podwórka na 79 jednostek mieszkaniowych wydaliśmy pra-
wie 6 milionów złotych.
Na Program Społecznych Inicjatyw Lokalnych – to taka możliwość
umieszczania pewnych projektów proponowanych przez miesz-
kańców, które nie znalazły swojego odzwierciedlenia w budżecie
wcześniej – wydaliśmy 32 miliony złotych. 

Bardzo ważnym elementem tego systemu są Rady Osiedlowe. 
W Szczecinie działa 37 Rad Osiedlowych, każda dysponuje niewiel-
kim, ale konkretnym budżetem w wysokości około 100.000,- złotych.
On pozwala co roku zrealizować kilka małych projektów w dzielnicy,
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czy to będzie plac zabaw, czy kawałek chodnika, czy Radni zdecydu-
ją o tym, że skumulują budżet z dwóch czy trzech lat i zrobią np bois-
ko osiedlowe. To jest, jak łatwo policzyć, budżet około 4 milionów
złotych, który trafia wprost do dzielnic i o tym decydują mieszkańcy
poprzez swoją strukturę Rad Osiedlowych. 
I to się działo tak już od wielu lat, natomiast w tym roku (2013), ru-
szamy, a nawet można powiedzieć, że jesteśmy już na finale tego
procesu, i uruchamiamy „Szczeciński Budżet Obywatelski“. W roku
2013 przeznaczyliśmy na ten cel 5 milionów złotych. Dokładnie jutro
jest koniec głosowania na projekty, które zostały zgłoszone przez
mieszkańców. Zgłoszono – i to jest dla nas fantastyczny wynik – 327
projektów, a mówimy o pierwszym roku działania. 327 projektów!
Niektóre z nich były kosmiczne, w związku z tym komisja musiała je
zweryfikować czy odsiać, bo jeżeli dany projekt przekraczał budżet 
5 milionów złotych, no to w ogóle nie mógł być rozpatrywany.
Ostatecznie do rozpatrywania wyznaczono 194 projekty. Jutro
kończymy głosowanie i za parę dni zostanie ogłoszona lista projek-
tów przeznaczonych do realizacji. 
I ostatnie zdanie. Wykorzystam jednak tę okazję. Chciałbym odnieść
się troszeczkę do tego wykładu czy tej wypowiedzi wstępnej. Mamy
do czynienia czasem z pewną barierą. Są ludzie i organizacje, które są
bardzo radykalne w swoich wypowiedziach. I tak jak mamy do czy-
nienia ze zjawiskiem Eko-Terroryzmu, tak mamy do czynienia niekie-
dy ze zjawiskiem Terroryzmu Partycypacyjnego, z próbą głosowania
wszystkiego i uzgadniania wszystkiego. Ja bym nie chciał, żeby chi-
rurg, stojąc nad stołem operacyjnym, prowadził konsultacje obywa-
telskie. Są aspekty, które muszą być z tego procesu wyłączone. 
I, będąc absolutnym entuzjastą partycypacji, myś lę, że tematem do
dyskusji jest określenie granicy, w którym momencie jednak ktoś  musi
podejmować decyzje jednoosobowo, biorąc na siebie za to odpo-
wiedzialność, na mocy mandatu społecznego, a w którym momencie
to wymaga decyzji wspólnej, wypracowanej w bardzo szerokiej bazie.

Treptow-Köpenick (Oliver Igel):
Spróbuję tu ograniczyć zestaw omawianych tematów, ale chciałbym
odnieść się też do niektórych aspektów referatu Markusa Runge.
Mamy tu do czynienia z różnymi zjawiskami. Jedno z nich to rodzaj
niepewności, charakterystyczny dla administracji, a związany 
z partycypacją obywatelską, jak również wysoki stopień zaintereso-
wania samej administracji partycypacją obywatelską. Ale są też takie
formy partycypacji, którymi sama administracja jest rozczarowana, tak
jak tym, że używa się jej w tak niewielkim stopniu.

Partycypacja obywatelska jest w RFN ustawowo obowiązkowa w pla-
nowaniu prac budowlanych od lat 70. To bardzo precyzyjnie 
określona forma partycypacji obywatelskiej, niestety mało znana 
i rzadko stosowana. Jej zasadą jest obowiązek zadania pytania miesz-
kańcom danego miejsca, co by chcieli i jakie mają propozycje.
Ciekawe, że musi to zostać udokumentowane, a podczas realizacji
administracja musi publikować wyniki konsultacji i je uwzględniać
w procesie decyzyjnym. Oznacza to, że w momentach krytycznych,
gdy administracja zmienia decyzję, musi uwzględnić też opinie miesz-
kańców. 
Gdy w procesie realizacji zachodzi konieczność dokonania zmian, cała
procedura partycypacji obywatelskiej zaczyna się niemal od nowa,
trzeba bowiem ponownie wyłożyć plany i zebrać opinie
mieszkańców oraz ewentualnie po raz kolejny je zmienić. Może się
więc zdarzyć, że procedury będą się ciągnęły latami, a nawet – dzie-
siątki lat, nie przynosząc wymiernych efektów. […] Częstym proble-
mem tak administracji, jak i polityki, jest pytanie, jak zaprezentować
swe zamierzenia publiczności. Bo one często nie docierają i to w po-
dwójnym tego słowa znaczeniu. Nie docierają informacje, albo miesz-
kańcy nie skorzystają z zaproponowanych możliwości. […]

Chciałbym tu zwrócić uwagę na jeszcze jeden problem. Również
instytucje wybierane (np sejmiki dzielnicowe) już nie mogą funkcjono-
wać bez partycypacji obywatelskiej. Obywatele mają prawo obserwo-
wania posiedzeń, mogą uczestniczyć w obradach komisji, mogą
podczas regularnych spotkań polityków z obywatelami zadać pytanie,
na które polityk musi oficjalnie odpowiedzieć. Istnieją specjalne
komisje, gdzie można złożyć skargę lub zażalenie na działania
podejmowane w dzielnicy – skargi takie muszą zostać opracowane 
i odnośny organ musi się ustosunkować do krytyki, a w konkretnych
wypadkach również podjąć konkretne działania. 
Obywatele mogą również formułować własne inicjatywy ustawo-
dawcze. Ankiety, referenda i wnioski obywatelskie to instrumenty
wprowadzone w ostatnich latach. W naszej dzielnicy bardzo dobrze
się sprawdziły spotkania obywateli z politykami. Wielu ludzi przycho-
dzi i stawia pytania, ale tylko raz zdarzyło się, że ktoś postawił wnio-
sek, nota bene zrealizowany po myśli wnioskodawcy. […]

Istnieje również instytucja zwana Sozialraumorientierte Planungs-
koordination (SPK) – Punkt Koordynacyjny Planowania Lokalnego, sta-
nowiący ważny element partycypacji obywatelskiej, którego zada-
niem jest usprawnienie kontaktów pomiędzy obywatelami i admini-
stracją. Mieszkaniec ma tu do czynienia z osobą, która będzie lokalnie
a nie tylko fachowo odpowiedzialna za prowadzenie jej sprawy 
z urzędem. Mieszkańcy nie zawsze są w stanie zrozumieć, jaki
urzędnik w Zarządzie Dzielnicy odpowiada za sprawy, które ich
dotyczą, dlatego wolą kontakt z urzędnikiem, który odpowiada za ich
ścisły region, który poprowadzi ich sprawę dalej i wyżej.

Istnieje również partycypacja w dziedzinie budżetu, wypracowana
zresztą w drodze rozlicznych eksperymentów. […] W roku bieżącym
wprowadziliśmy nowy model – tzw. kasę małych dzielnic. Dzielnica
otrzymuje swój fundusz i to mieszkańcy decydują, na co i w jaki spo-
sób go wykorzystać. Dzielnica ma do dyspozycji 50.000,- €. Nie jest
to zbyt wiele, zważywszy, że w naszej dzielnicy jest 20 małych dziel-
nic. Otrzymają więc one sumy od 1.250,- € do 5.000,- €, których
wysokość jest zależna od ilości mieszkańców. Ta procedura dała się
nader łatwo zaimplantować, pojawili się mieszkańcy, wnieśli różne
propozycje. Co więcej, przy tej okazji ukonstytuowała się platforma
porozumienia, umożliwiająca dyskusję na temat polityki w dzielnicy.
Praktycznym motywatorem dyskusji o polityce realizowanej w tej tzw.
małej dzielnicy okazała się zaoferowana mieszkańcom możliwość
współdecydowania o pieniądzach. Przy okazji obywatel dostał
miejsce, gdzie może się wpowiedzieć i w innych sprawach. To tak
zwany pozytywny efekt uboczny tych działań – powstanie miejsca,
gdzie można zapytać, a co się tu wokół mnie dzieje?

Friedrichshain-Kreuzberg (Dr Peter Beckers): 
Chętnie ustosunkuję się do tego, co powiedział Markus Runge.
Zacznę jednak od konstatacji podstawowej – uważam za błędną
opinię, że istnieje różnica pomiędzy tym, co leży w interesie obywa-
tela, polityki i administracji. Administracja ma służyć mieszkańcom, 
[…] i tak też rozumieją swą powinność jej pracownicy. Z takim pojmo-
waniem zadań administracji spotykałem się tak często, że pozwolę
sobie stwierdzić: tak właśnie jest. 

Dodam też, że wybrani przez wyborców politycy są żywotnie zainte-
resowani tym, żeby nie prowadzić polityki przeciw obywatelom.
Jedynym polem kontrowersji może być odmienne pojmowanie […]
partycypacji obywatelskiej formalnej czyli zaplanowanej odgórnie 
i nieformalnej a więc nie zaplanowanej. 

Praca administracji jest tak ustrukturyzowana, żeby można było jak
najlepiej wypełnić stawiane przed nią zadania. Zasadniczo jest też
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wystarczająca ilość środków, umożliwiających wypełnienie tego zada-
nia. […]

W zakresie aktywności, za którą jestem resortowo odpowiedzialny,
mieszczą się zarówno spotkania seniorów, jak grupa robocza ds kobiet,
biuro ds sportu dla dziewcząt, […] mamy też grupę roboczą stowarzy-
szeń sportowych, a partycypację obywatelską stosujemy w komisjach
dzielnicowego sejmiku samorządowego, istnieje prawo wypowiedzi,
eksperci obywatelscy i obywatelscy deputowani. Mamy komitet rodzi-
cielski, […] rady szkolne, komisję nauczycielską, rady ds integracji i ds
migrantów, rady inwalidów i dzielnicowy związek ds pracy i gospodar-
ki. To oczywiście tylko pewien wycinek, bo przecież nie wymieniłem
komisji ds planowania ani działalności referatu ds młodzieży. Istnieje
szeroka, dobrze rozbudowana sieć gremiów i, równie szeroka, form
partycypacji. Mamy już w dorobku przykłady udanych działań partycy-
pacyjnych w dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg, jak np referendum 
w sprawie zabudowy terenów tzw. Media Spree, co dotyczyło wielkich
zamierzeń budowlanych i co, być może, kiedyś będziemy mogli
Państwu zaprezentować podczas jakiejś wycieczki po naszej dzielnicy.
[…] To naprawdę dobrze funkcjonuje. 

Właściwie problemem dla administracji może się stać tylko nieformal-
na i niezaplanowana partycypacja obywatelska. Najczęściej miesz-
kańcy muszą sobie wywalczyć prawo do partycypacji, co potwierdza
teza z referatu Markusa Runge, że partycypacja to nie jest prezent, jaki
politycy czy władze dają obywatelom, co zresztą ja też tak widzę.
Akurat o Berlinie nie można tego powiedzieć, to osiągnięcie
wywalczone przez obywateli. Polityka po prostu na to zareagowała,
tworząc odpowiednie wzory postępowania, pozwalające uznać
partycypację za coś formalnego i zaplanowanego. […]

Jestem odpowiedzialny także za Straż Miejską i wydałem
rozporządzenie, aby organizować z obywatelami możliwie dużo
spotkań typu okrągłych stołów […]. Tworzy to okazję do rozmów, 
w których administracja kontaktuje się z mieszkańcami na równym
poziomie. Zasadniczo moglibyśmy jako przedstawiciele administracji
pomyśleć, i rzeczywiście tak właśnie myślimy, że sprawa przygotowa-
nia działań partycypacyjnych leży w gestii dzielnicowego przedstawi-
cielstwa samorządowego (Bezirksverordnetenversammlung – BVV).
Sejmik, żeby skrócić ten wywód, formułuje odpowiednie ustawy.
Polityka i administracja je w miarę możności realizują i zdają organom
samorządowym relację z realizacji tych ustaleń. Reguła ta odnosi się
do wszystkich organów odpowiedzialnych za partycypację, jakie 
u nas funkcjonują. Nieco inaczej ma się sprawa z partycypacją
nieformalną i nie zaplanowaną. Często się zdarza, że organa samo-
rządowe nie dysponują czasem, umożliwiającym zajęcie się tą spra-
wą, to administracja więc zostanie zobowiązana do znalezienia
rozwiązania. Najczęściej jest tak, że mieszkańcy danego obszaru
angażują się dopiero wtedy, gdy w ich bezpośrednim sąsiedztwie 
coś się zaczyna dziać […]. Wtedy oczywiście zwracają się do Rady
Miasta i administracji. I wtedy zaczyna się proces, którego przebieg
nie ma nic wspólnego z zasadami, wg których funkcjonują oficjalnie
zaplanowane procesy partycypacyjne. Jest to proces wymagający
dużych nakładów, angażujący wiele różnorodnych gremiów. Była już
o tym mowa, że bywają to również instytucje polityczne, które 
niekiedy stawiają żądania nie w pełni zrozumiałe. Oczywiście rozma-
wiamy ze wszystkimi – i na równym poziomie – a ważne jest przy
tym zrozumienie, czego właściwie chce nasz partner, co umożliwi
nam rozpoznanie, czy w tym procesie politycznym nie tkwią przypad-
kiem możliwości rozwiązania problemu. 

I tak np na Oranienplatz istnieje obóz uchodźców. Przybyli do Berlina
i tu pozostali, a my zadecydowaliśmy, że nie będziemy ich przeganiać

przy użyciu policji, a ponieważ rozumiemy ich sytuację, spróbujemy 
ją w naszej dzielnicy rozwiązać. To jednak wymaga i czasu, 
i zaangażowania. Nie wystarczy, że pozwolimy przybyszom rozłożyć
się obozem na skwerze. To jest problem polityczny, którego nie
zdołamy rozwiązać na poziomie dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg,
ale przynajmniej dla tej grupy, która uciekła się pod naszą opiekę […]
chcielibyśmy znaleźć jakąś perspektywę.

Albo inny przykład. To, z czym mamy do czynienia szczególnie ostro
w dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg, to proces podwyżki czynszów,
co, prawdę mówiąc, równe jest usuwaniu z dzielnicy mieszkańców
mniej zamożnych czyli gentryfikacji. To powoduje wiele niepokojów 
i często kończy się akcjami politycznymi […]. Procesy te niekiedy łączą
się ze sobą i niewątpliwie należą do kategorii niezaplanowanej i nie-
formalnej partycypacji obywatelskiej. Polityka powinna w miarę
możliwości reagować na te akcje. 

Częste są też konflikty w zakresie korzystania z przestrzeni publicznej.
Powiedzmy, że w jakimś miejscu istnieje za dużo lokali gastrono-
micznych, a tłok, konsumpcja alkoholu i hałas zakłócają spokój nocny
mieszkańców. 

To są wszystko sprawy, o których administracja początkowo w ogóle
nie pomyśli, jako o obszarach możliwych konfliktów, gdzie trzeba
zacząć działać. Ale oczywiście trzeba, bo przecież decyzje administra-
cyjne to też decyzje polityczne, a takie są tu wymagane. 

Jeśli wrócimy teraz do mojej tezy wyjściowej, że nie ma zasadniczej
różnicy interesów pomiędzy administracją, polityką a obywatelem, to
naszym wspólnym interesem będzie znalezienie rozwiązania zado-
walającego wszystkie strony. To oznacza wiele rozmów i prób ustale-
nia, czy są możliwe rozwiązania alternatywne. Bo wcale nie jest tak,
że wszystko, co zadecyduje administracja to decyzje bezalternatywne.
[…] 
Niestety – i bardzo żałuję, że tak właśnie jest – administracja nie jest
w stanie rozpatrywać indywidualnie wszystkich kierowanych do niej
wniosków. Każdy taki wniosek musi być fachowo rozpatrzony przez
wyspecjalizowanych urzędników, bo tylko wtedy można udzielić
fachowej odpowiedzi, zarówno w kwestii szczegółów samego
wniosku, jak jego prawnych podstaw. Moi specjaliści wędrują ze mną
od jednego spotkania okrągłego stołu do drugiego, gdy próbuję ste-
rować procesem dyskusji społecznej. Niekiedy musimy się odwołać
do mediacji zewnętrznej, […] która przejmie od nas zadania […].  

W gruncie rzeczy głównym problemem jest tu fakt, że ani administra-
cja, ani polityka w Berlinie nie są przygotowane do przestawienia się
z działania w oparciu o zasady formalnej partycypacji obywatelskiej na
działania partycypacji nieformalnej. Chciałbym zwrócić uwagę naszego
referenta, że to jest być może powodem, że obywatele i przedstawi-
ciele inicjatyw obywatelskich mają poczucie, że się ich sprawy zbywa,
że nie ma w administracji osób, które chcą się zająć ich sprawą. A nie
jest to naszą intencją, o tym mogę zapewnić przynajmniej w imieniu
mojej dzielnicy. To po prostu immanentna cecha procesów niezaplano-
wanych, dla których w dzielnicy fizycznie nie ma czasu i sił ludzkich, 
a dla których chciałoby się przecież mieć i czas, i siły. 

To jest być może proces, z którego w najbliższych latach […] 
z obecnych form kooperacji polityki, administracji i grup obywatels-
kich powstaną nowe modele. W końcu również urzędy na pozio-
mie miasta odnotowują procesy zachodzące w dzielnicach i widzą,
że można projekty odgórne wesprzeć inicjatywami obywatelskimi.
[…]

Krótkie wypowiedzi uczestników konferencjii, czwartek, 07.11.2013 przedpołudnie

35



Podkreślmy tu, że żadne działania i procesy partycypacyjne nie są
w stanie zdjąć z władz samorządowych i rządu odpowiedzialności za
podejmowane decyzje. W systemie demokratycznym ostateczna
decyzja znajduje się w gestii gremiów politycznych, czyli na poziomie
dzielnicy – w gestii Sejmiku Dzielnicowego. I żadne działania partycy-
pacyjne nie mogą być skierowane przeciw decyzjom parlamentu 
i rządu, lecz muszą zostać przez nie w jakiś sposób zaakceptowane. 
To tu leżą różnice pomiędzy tym, co wymyślili obywatele, a tym, co 
w procesie negocjacji się wyłoni. W naszej dzielnicy, Friedrichshain-
Kreuzberg, zależy nam bardzo i angażujemy się w sprawiedliwe
rozwiązania indywidualne, […] jeśli jest to tylko w jakiś sposób […]
możliwe. Ale to kiedyś stanie się […] problemem sił i środków,
zwłaszcza jeśli będzie nam zależało na tym, aby partycypacja obywa-
telska w demokracji tak była realizowana, jak to powinno mieć
miejsce, umożliwiając wielu obywatelom zaangażowanie i chęć reali-
zacji własnych interesów. 

W rzeczywistości zaplanowane procesy partycypacyjne są – przyznaję
– problemem, […] bo administracja zachęca do partycypacji, ta ujaw-
nia się w niezadowalającym stopniu, […] a potem nagle, gdy już za-
czyna się realizacja projektu, wtedy nagle pojawią się obywatele i to
bardzo skuteczni w działaniu, których nie było, gdy się ich prosiło 
o udział, a teraz, nagle […] nie chcą, żeby było tak, jak się to właśnie
zaczęło realizować. Bo obywatel czeka, aż zobaczy, co się wyłania 
z planów i dopiero jak zobaczy, a mu się to nie spodoba, uaktywni się,
praktycznie rzecz biorąc za późno. 

Warszawa-Mokotów (Bogdan Olesiński):
230-tysięczna dzielnica Mokotów również boryka się z takim proble-
mem odbioru przez mieszkańców, że no, jest ta demokracja, raz na 
4 lata bierzemy udział w wyborach, ale tak naprawdę nie mamy
wpływu na to, co TA administracja w naszym imieniu robi.
Staraliśmy się, pewnie z mniejszym doświadczeniem jak Państwo, ten
problem rozwiązać. I tak np w naszej dzielnicy działa Dzielnicowa
Komisja Dialogu Społecznego, obecny tu na sali Robert Rzeszutek jest
jej przewodniczącym. Ona rozwiązuje wiele zadań, bo np opiniuje
projekty aktów prawnych, ale tak naprawdę, naszym zdaniem, jed-
nym z najważniejszych zadań tej komisji jest uczestnictwo w podzia-
le środków budżetowych dla organizacji, które starają się o dotację. 
Jak Państwo wiedzą, bo tak jest z reguły we wszystkich instytucjach
samorządowych, zwykle środki nie pokrywają w 100% potrzeb 
i komisja musi, niestety, dokonywać pewnych wyborów, na co te 
środki, komu i w jakiej wysokości dać. Dzięki temu, myślę, obywatele
uczą się, że ten budżet nie jest z gumy, że nie wszystko da się zreali-
zować tu i teraz, że trzeba dokonywać pewnych wyborów. Tak przy-
gotowujemy się do wprowadzenia budżetu partycypacyjnego. Zanim
jednak do tego przejdę, chciałbym się pochwalić pewnym działaniem,
które prowadzimy na Mokotowie w sferze spraw społecznych – to
jest Partnerstwo dla Mokotowa, które na kilku osiedlach prowadzi
różne projekty.  […] 

Są to kapitalne działania. Jedno z nich to są „Sielce architektów”, gdzie
profesjonalni architekci […] razem z naszymi mieszkańcami wspólnie
projektują tereny takich podwórek międzyosiedlowych. Na koniec
tego projektu powstaje wystawa […], no i dyskusja, jak powinno
wyglądać nasze najbliższe otoczenie. Marzeniem naszym jest to, żeby
w ramach tego projektu następnym krokiem była realizacja […]. Mam
nadzieję, że do tego również dojdziemy. 

„Sezon na Sielce“ to program kulturalny. Trwał od marca do grudnia
2012 roku i wzięło w nim udział ponad 900 osób. A Sielce to jest
jeden z takich obszarów bardzo trudnych, zdiagnozowanych u nas
problemowo. I te 900 osób uważamy za ogromny sukces […]. Tam

prowadziliśmy warsztaty, przedstawienia teatralne, spotkania z kultu-
rami innych krajów, spacery historyczne, performance, pokazy filmo-
we, a kulminacją tego bogatego harmonogramu było S¥ więto Sielc.
Było to wydarzenie, w ramach którego odbył się już po raz trzeci
Sielecki Piknik Sąsiedzki. Nie wiem, czy to w tradycjach Berlina jest –
był to dansing na gołych dechach pod gołym niebem. To jest takie
bardzo warszawskie. […]

A trzecim programem, o którym chciałbym powiedzieć, jest program
na terenie Osiedla Wierzbno, w którym administracja kompletnie nie
brała udziału. Otóż w okolicach ulic Racławickiej i Kazimierzowskiej
mieliśmy problem z graffiti, ale to był bardzo potężny problem. […]
Wykwit graffiti był straszny i nie do opanowania. Jeden z miesz-
kańców, bardzo aktywna osoba, prowadząca sklep w tamtym rejonie,
skrzyknął sąsiadów. Oni sami różnymi środkami zdobywali farby, część
kupowali, część dostawali od pozyskiwanych wspólnie sponsorów. 
I raz w miesiącu zamalowywali swoje budynki do wysokości I piętra.
I tak kolejno, budynek po budynku. Potem sukcesywnie, jak tylko
pojawiały się tam jakieś nowe graffiti, zamalowywali je i w tej chwili
mamy kilkanaście budynków w tamtej okolicy, gdzie od jakiegoś czasu
już nie ma żadnego graffiti. 
My jako dzielnica w tę akcję włączyliśmy się w ten sposób, że na
koniec takiego dnia malowania urządzaliśmy Dzień Sąsiada – dzieci 
z naszych domów kultury robiły krótki występ, jakoś tak próbowaliśmy
dołączyć do nich i tę aktywność wypromować. Niemniej jednak efekt
był zaskakujący i nieoczekiwany, bo te graffiti zniknęły. I teraz od wios-
ny ta akcja trwa dalej, już chyba trzeci czy czwarty rok. […] I tu trze-
ba czapki z głów, bo to jest absolutnie oddolna inicjatywa. 

Co do budżetu partycypacyjnego – my przygotowujemy się do tego.
On będzie u nas w dzielnicy Mokotów dopiero w 2015 roku, więc
trwają u nas jeszcze takie prace planistyczne, co tym objąć, jaki ma
być zakres? Na wstępie ustaliliśmy, że będzie to wcale niemała kwota,
bo około 2,5 miliona złotych. To jest 0,5% naszego budżetu, czyli 
650 tysięcy euro, mniej więcej. Przygotowując się do tego robimy np
w tej chwili konsultacje społeczne, też chcemy mieszkańcom wska-
zać, jak to będzie wyglądało. Na dziś dyskutujemy z mieszkańcami np
lokalizację 11 takich siłowni plenerowych, które będą budowane na
terenie dzielnicy. Wytypowaliśmy 17 miejsc, gdzie będziemy mogli zlo-
kalizować te 11 siłowni, ze względu na to, że tam mamy dostęp do
gruntu, do mediów, i będziemy konsultować. I też chcemy przez to
wskazać, że – zobaczcie, mamy fajny program, ale, niestety, nie mamy
aż tyle pieniędzy, żeby budować we wszystkich miejscach, musicie
wybrać. 

Mniej więcej w taki sam sposób będziemy rozwijali dzielnicową sieć
rowerów miejskich. Na dziesięć zaproponowanych lokalizacji mamy
pieniądze tylko na cztery stacje. I w tej chwili jesteśmy w trakcie kon-
sultacji w obydwu tych sprawach. Chcemy mieszkańców przygoto-
wać do tego roku 2015, no i trochę ich uczyć tego wspólnego
budżetu, że to nie jest tak, że TA administracja ma na wszystkie
potrzeby, tylko, nie wiadomo z jakiego powodu, nam nie daje…
[…]
Natomiast co do wykresu pana Rungego to ja chciałbym powiedzieć
jedną rzecz: wspólnie, i pracownicy administracji, i organizacje poza-
rządowe, mamy jedno zadanie, żeby tę pierwszą fazę zainteresowa-
nia społecznego rozbudzić bardzo wysoko i, do momentu przecięcia
tych prostych, utrzymać. Ale w momencie, kiedy już zaplanujemy 
i kiedy większość uwag mieszkańców, oczywiście te, które można,
zostaną uwzględnione i podpiszemy stosowne umowy, to koniec
kropka. Oddajemy sprawę w ręce specjalistów i tak samo my, jak 
i organizacje, i mieszkańcy muszą się z tego wycofać. Tu się zgadzam,
w momencie, w którym chirurg stoi nad stołem, to on już nic nie kon-
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sultuje, on już po prostu tnie i ratuje nam życie. I jeżeli chcemy mieć
szybko realizowane inwestycje, to w pewnym momencie musimy
powiedzieć: konsultacje zostały skończone, teraz realizujemy. 

Moderacja: 
Dziękuję za te wypowiedzi […]. Wykazują one, że istnieje potrzeba
wymiany doświadczeń, po to, by dowiedzieć się także, jak wygląda
sprawa partycypacji u nas w mieście, u nas w dzielnicy. […]
Co na pewno zapamiętamy z tej części naszej konferencji, to prośba
naszego referenta, Markusa Runge, byśmy jak najszybciej informowa-
li mieszkańców o naszych planach i to nie tylko uciekając się do tra-
dycyjnych, sprawdzonych metod. Dowiedzieliśmy się też w tej sesji,
kim jest właściwie obywatel w rozumieniu rozważań o partycypacji
obywatelskiej – to mianowicie przedstawiciel klasy średniej, tej, która
nas rozumie, z którą możemy się dogadać. Tymczasem nie mamy
rozmawiać z tym idealnym partycypującym obywatelem, lecz jest
naszym obowiązkiem próba dotarcia do wszystkich obywateli, do
wszystkich grup społecznych, bo tylko taka partycypacja gwarantuje
zrównoważony rozwój w naszym otoczeniu i zapewni legitymację
społeczną decyzjom administracyjnym. […] 
Ważny jest też proces uczenia się – uczyć się powinny urzędy, bo 
w obliczu globalizacji i większych niż dawniej oczekiwań obywateli,
muszą się nauczyć, jak się z nimi porozumieć. […] Ale i obywatele
powinni poznawać możliwości, jakie mają do dyspozycji, siły nacisku,
jakimi dysponują, w celu wywierania wpływu w swoim lokalnym
otoczeniu czy w swojej dzielnicy. 

W następnej części spotkania podzielimy się doświadczeniami party-
cypacyjnymi, zobaczymy, czego możemy się od siebie nawzajem
nauczyć i co nam to może dać. Proponujemy następujące tematy: 
y Lokalne metody aktywizacji (Markus Runge)
y Fundusze lokalne, akwizycja i rozdział środków, tak by zapewnić

dofinansowanie dużej ilości projektów (Bahar Sanli)
y Partycypacja dzieci i młodzieży (Michael Kunsmann).

Praca grup zostanie zorganizowana tak, że moderator grupy wygłosi
krótki speach wprowadzający (input) będący zarysem możliwości 
i doświadczeń. Ale podstawowym celem pracy w grupach jest wza-
jemna swobodna rozmowa, wymiana doświadczeń w szczegółowym
temacie pracy grupy, połączona z analizą tak wyzwań i problemów,
jak i metod ich rozwiązywania. Ważne okaże się też porozmawianie
o możliwościach i dostępnych środkach, o tym jak funkcjonuje komu-
nikacja i czy borykamy się z jakimiś specyficznymi problemami? 

Sprawozdania z pracy w grupach

Metody aktywizacji w najbliższym otoczeniu:

Markus Runge odwołał się raz jeszcze do swojego porannego
wykładu i przypomniał, że najważniejszą sprawą jest dotarcie do oko-
licznych mieszkańców, pozyskanie ich, zapewnienie miejsca, gdzie
będą mogli się spotykać oraz wsparcia w działaniach na rzecz rozwo-
ju lokalnego środowiska, które powinni współtworzyć i o którym mają
prawo współdecydować. 
Przedstawił też dwie metody działania, obie zaczerpnięte z praktyki
pracy w Domu Sąsiedzkim, gdzie wypróbowano już najróżnorodniej-
sze sposoby pozyskiwania okolicznych mieszkańców dla zadań par-
tycypacyjnych. Są to:

Aktywizujący wywiad środowiskowy
czyli przede wszystkim pukanie do drzwi i zadawanie pytań. Metodę
domokrążcy można wesprzeć rozmowami w miejscach, gdzie 
w okolicy spotykają się mieszkańcy. Wywiad to nie tylko zadawanie

mieszkańcom pytań, pozwalających poznać ich poglądy i stanowisko,
to przede wszystkim zachęcanie do działania, do reprezentowania
własnych interesów i do wspólnego czynnego brania udziału w pro-
cesie rozwiązywania problemów.
Aktywizujący wywiad środowiskowy może przybierać różne formy.
Pytania zadawane mieszkańcom mogą brzmieć:
Czy podoba im się życie w ich dzielnicy? Co się im nie podoba?
Gdyby chcieli coś zmienić, gdzie chcieliby się zaangażować?
Można też tematykę zawęzić, skoncentrować się na aktualnych zada-
niach czy palących problemach. 

Wyjście na ulicę z modelem urbanistycznym
O ile aktywizujący wywiad środowiskowy wymaga dużej ilości osób 
i czasu, o tyle jeśli problem dotyczy większej dzielnicy, metoda może
się w ogóle nie nadawać. Pojawia się więc pytanie, jak można, nie 
dzwoniąc do każdych drzwi, dotrzeć do wielu osób i móc się wdać
z nimi w rozmowę. Popularna metoda – wypełnianie ankiet na ulicy
– często okazuje się nieskuteczna. 
W oparciu o metodę Planning for Real Dom Sąsiedzki od lat efek-
tywnie realizuje sposób pracy, polegający na wychodzeniu na ulicę
z autentycznymi modelami urbanistycznymi. Pozwalają one przy-
ciągnąć uwagę przechodniów i umożliwiają skoncentrowanie się
w rozmowach na aktualnej problematyce. Już sam proces przygo-
towywania takich modeli może się odbywać publicznie i to w różnych
kluczowych miejscach w dzielnicy, np w Domu Starców albo lokalnym
Młodzieżowym Centrum Kultury. Wtedy można spróbować zaintere-
sować sprawą również użytkowników danego miejsca.
W początkowej fazie pracy z modelem najważniejsze jest nawiązanie
możliwie jak największej ilości osobistych kontaktów z mieszkańcami
oraz zdobycie informacji o problemach, jakie ich nurtują i które ewen-
tualnie skłoniłyby ich do działania. Można np ustawić tablicę, na któ-
rej przechodnie mogą napisać, co by chcieli zmienić w swojej dzielni-
cy. Następnym etapem pracy będzie sporządzenie list problemów,
które dla różnych mini dzielnic mogą być oczywiście różne. I to już jest
podstawą do stworzenia modelu. Osoba aktywizująca staje na ulicy 
z takim modelem i próbuje nawiązać rozmowę, unaoczniając jedno-
cześnie przechodniom, jakie są problemy w ich dzielnicy. Przechodnie
mogą się z tym zidentyfikować, bo jest to ich najbliższe otoczenie,
wiedzą, że tu mieszkają, a tu ich syn chodzi do szkoły. Markus nazwał
takie modele „otwieraczem ust.“ Modele mogą różnie wyglądać,
często zmieniają się też w procesie pracy. Istotne jest, aby podejmując
proces aktywizacji, od początku móc zapewnić zainteresowanym
mieszkańcom miejsce, gdzie będzie się można spotykać, co jednak 
i w Berlinie, i w Szczecinie, i w Warszawie nie stanowi problemu. To
znaczy – mamy takie miejsca.

Metoda Charrette 
Birgit Beyer, pracowniczka Urzędu ds. Zieleni w dzielnicy
Friedrichshain-Kreuzberg, zaprezentowała jeszcze jedną metodę
pracy aktywizacyjnej, która skutecznie została wykorzystana podczas
renowacji okolicznego parku, odbywającej się pod hasłem
„Böcklerpark dla wszystkich“. 
Metoda Charrette znajduje zastosowanie podczas planowania zmian
lokalnych i umożliwia włączenie do akcji okolicznych mieszkańców.
"Charrette" to francuskie słowo, oznaczające „wózek“. W XIX wieku
paryscy studenci sztuki zawozili na takich wózkach swoje prace
malarskie do oceny do Akademii Sztuk Pięknych. Przechodnie i gapie
komentowali ich dzieła i, jeśli uwagi były słuszne, młodzi artyści mogli
jeszcze po drodze coś na obrazie poprawić. Zasadą tej metody jest
zobligowanie planistów, inwestorów i decydentów do rozmowy 
z osobami zainteresowanymi o planowanych inwestycjach i wspólne-
go decydowania. Z jednej strony wspiera to inwestora w jego pla-
nach, z drugiej – budzi zaufanie wśród mieszkańców. Szczególną
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cechą metody Charrette jest fakt, że jej częścią są również administra-
cyjne procesy decyzyjne. Podobny charakter ma metoda organizowa-
nia tzw. warsztatów perspektywistycznych, obie zasadzają się na
otwartości i przejrzystości procesu planowania i ich nieodłącznym
składnikiem jest partycypacja obywatelska. W metodzie Charette
wyróżniamy trzy wstępne fazy działania – prezentację, wymianę
poglądów, w której biorą udział wszystkie zainteresowane strony
oraz stworzenie planu zagospodarowania danej przestrzeni.
Zakończeniem akcji jest konsultacja uzyskanych wyników z przedsta-
wicielami polityki i administracji, pozwalająca ustalić kroki działania od
planu do realizacji. 
Niestety było za mało czasu, żeby wyczerpująco przedyskutować zapre-
zentowane metody, potrzebne by były odrębne spotkania czy warszta-
ty umożliwiające intensywną wymianę praktycznych doświadczeń. 

Fundusze dzielnicowe (sąsiedzkie): 

Postaram się opowiedzieć szybko, o co chodziło w naszej grupie, bo
(znowu) mamy za mało czasu. Rozmawialiśmy o tzw. kasach dzielni-
cowych a też kasach w jednostkach mniejszych niż dzielnica, które 
w Berlinie nazywają się „Kiez”. Po polsku możnaby je okreś lić jako
Kasy Sąsiedzkie. To taki typowy projekt z Kreuzberga, bo już nawet 
w sąsiedniej dzielnicy Treptow-Köpenick inaczej rozdziela się prze-
znaczone na cel lokalny pieniądze z kasy komunalnej. 
W dzielnicy Friedrichshain-Kreuzberg wygląda to tak:
Fundusz ma za zadanie wspieranie lokalnych inicjatyw o charakterze
wspólnym poprzez niewielkie dotacje w wysokości do 750,- €.
Osoby prywatne i stowarzyszenia mogą złożyć podanie, zawierające
opis pomysłu i wnioskowaną wysokość grantu. Jury KiezAktivKasse, 
w skład którego wchodzą mieszkańcy dzielnicy, decyduje o tym, które
wnioski zostaną dofinansowane. Jury podejmuje decyzje w oparciu 
o własne, wspólnie wypracowane kryteria: 

y Aspekty społeczne i kulturalne
Jury wspiera projekty kulturalne i społeczne 

y Szeroki dostęp społeczny 
Projekty powinny być widoczne i dostępne w szeroko rozumianej
przestrzeni publicznej

y Praktyczna możliwość realizacji 
Projekty muszą być realistyczne

y Wkład własny
Wnioskodawca wnosi wkład własny, bądź to finansowy, bądź 
w postaci pracy 

Dwa razy do roku organizowany jest Bazar Sąsiedzki, którego docho-
dy zasilają kasę Funduszu Sąsiedzkiego. Sprzedawcy przekazują do
kasy Funduszu po 7,- € – akcje te przynoszą rocznie prawie 
980,- €, a sprzedawcy są liczącą się grupą sponsorów.

W skład jury wchodzą tylko mieszkańcy dzielnicy i jest to aktywność
w Szczecinie całkowicie nieznana. W Polsce pieniądze państwowe
przeznaczone na wspieranie inicjatyw lokalnych są przekazywane do
Rad Osiedli. Byłoby ciekawie spróbować zorganizować i u nas taką
akcję, ale będzie to w Polsce trudne. 
Dyskusja w tym miejscu trochę się rozwarstwiła, bo uczestnicy znaleź-
li wiele wspólnych tematów, wykraczających jednak poza główną
tematykę warsztatu, np zainteresowali się zasadami działania
Domów Sąsiedzkich. Są to miejsca, gdzie dobrze można ogniskować
działania partycypacyjne. Burmistrz dzielnicy Mokotów zapytał, czy 
w Berlinie jest tak, jak w Polsce, gdzie też powstała już instytucja
Domów Sąsiedzkich, że korzystają z nich przede wszystkim starsi
mieszkańcy? To jest oczywiście zjawisko ogólnoeuropejskie, bo
społeczeństwo się starzeje. Jednym z tematów było więc pytanie, jak
możemy zachęcić do współpracy inne grupy wiekowe? 

Partycypacja dzieci i młodzieży:

Nasza grupa zajęła się tematem partycypacji pod innym kątem –
skoncentrowaliśmy się na dwóch pytaniach, a mianowicie co wspie-
rają działania partycypacyjne dzieci i młodzieży i jak można te
działania zintensyfikować? 

Znaleźliśmy kilka pozytywnych momentów, ustaliliśmy m.in., że
młodzież najchętniej będzie się angażowała tam, gdzie może na coś
wpłynąć, zostanie poważnie potraktowana i zobaczy, że od jej decyzji
rzeczywiście coś zależy. Podaliśmy tu konkretne przykłady. Pan bur-
mistrz opowiedział o swoich doświadczeniach jako nauczyciel. Klasa,
do której go przydzielono, początkowo bardzo źle funkcjonowała, ale
potem nastąpił okres sukcesów, co wynikało przede wszystkim 
z faktu, że on jako wychowawca stworzył uczniom warunki auten-
tycznego samodzielnego działania i dał im poczucie, że traktuje ich
jak poważnych partnerów.

Podkreśliliśmy też, że tym, co wpływa na zaangażowanie partycypa-
cyjne są autentyczne sukcesy. Przykładem był tu Szczecin, gdzie
młodzież zaangażowała się czynnie w renowację zniszczonego bois-
ka sportowego, co uzyskało wsparcie ze strony Rady Osiedla. Gdy
młodzi ludzie byli gotowi, Rada sfinansowała im zakup bramek do
piłki nożnej. Tzw. fundusze na mikroprojekty umożliwiły przyznanie
przez Radę drobnych sum pieniędzy, o których wydatkowaniu decy-
dowali sami młodzi ludzie. Było to pozytywnym doświadczeniem, bo
nierzadko jest tak, że o sprawach młodzieży decydują czynniki odgórne,
co sprawia, że szybko rezygnuje ona i odchodzi. 
Jedną z przyczyn nikłego zainteresowania młodzieży w wieku 
18-21 lat jest fakt, że młodzież gdzie indziej mieszka, a gdzie indziej
się uczy. Przejazdy angażują masę czasu, który mógłby zostać zużyty
na działania partycypacyjne. Jeśli mimo to młody człowiek gdzieś się
zaangażuje, to będzie to raczej ta dzielnica, gdzie mieszka i gdzie
funkcjonują znane systemy współpracy z osobami zaufanymi, niż
szkoła, która jest daleko i w odległej dzielnicy. 

Przedyskutowaliśmy możliwe formy oddziaływania różnych gremiów
młodzieżowych, które wspomagają i wzmacniają młodzieżowe
działania partycypacyjne. Rozmawiliśmy o Radach Młodzieży
(Jugendparlamente) i o tym, że młodzi ludzie muszą w jednostkach
administracyjnych wyższego i niższego szczebla znaleźć osoby, które
staną się ich partnerem, które ich poważnie potraktują, które znane są
im z imienia i nazwiska, z którymi mogą współpracować i które są
odpowiedzialne za współpracę, pomoc i wsparcie. 
Naszym zdaniem byłoby wskazane na różnych poziomach przepro-
wadzenie szkoleń, wyjaśniających, czym jest partycypacja – dla dzieci
i młodzieży, dla rodziców, nauczycieli, a więc dla tych, którzy ewentu-
alnie mogą się zaangażować w lokalne działania partycypacyjne. 

Generalnie należy okazywać dzieciom i młodzieży dużą dozę zaufa-
nia i stwarzać warunki ułatwiające im działania partycypacyjne.
Oznacza to np, że dzieci i młodzież dysponują miejscem, w którym
mogą się spotykać, ale też pewnymi sumami pieniędzy, które pomo-
gą im realizować ich plany. Dorośli powinni ich w tym wspierać, ale
nie powinni przejmować zadań, nie mogą też wywierać nacisku, a ich
zadaniem powinno być dostarczanie środków, aby dzieci i młodzież
mogły się same zorganizować. 

Ważne jest też, by w okolicy znalazło się miejsce i partnerzy, do któ-
rych dzieci i młodzież mogą się zwrócić, trzeba także zadbać o stwo-
rzenie odpowiednich struktur czy sieci instytucji współpracujących,
które mogą udzielić porady, wesprzeć w działaniu czy chociażby
uczestniczyć w nim jako obserwator. Dzielnicowe instytucje powinny
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też w miarę możliwości chronić dzieci i młodzież w ich kontaktach 
z przedstawicielami polityki, urzędów i administracji. Dzieci nie mają
zrozumienia dla biurokracji, funkcja ochronna odnośnych struktur
powinna zapewnić im poważne potraktowanie przez politykę
i uchronić przed manipulacją.

Moderacja / Podsumowanie dnia 

Co nam pozostanie w pamięci po dzisiejszym dniu? Czeka nas ciężka
praca, bo świat stał się skomplikowany. Z jednej strony mamy czynie-
nia ze zmianami demograficznymi, o tym też była tu mowa, a „mia-
sto“ stawia coraz więcej wyzwań, z którymi trzeba się zmierzyć. Z dru-
giej strony obywatel w epoce twittera, internetu i facebooka chce
coraz więcej i wie też więcej, niż to przedtem miało miejsce, kiedy
wystarczyło poinformować ludzi, poprzez ogłoszenia czy artykuł pra-
sowy, jakie są zamierzenia administracji, a ludzie byli zadowoleni, że
miasto o wszystkim decyduje. 

Dziś obywatel – w Polsce, w Niemczech czy w innych krajach – dzięki
globalnej komunikacji, z której się korzysta intensywniej niż dawniej,
wie, czego chce. Między innymi chce, by żądania, które stawia, zostały
spełnione przez urzędy. To jedno z największych wyzwań stojących
przed władzami, ale także warunek niezbędny efektywnego zaan-
gażowania obywatelskiego i partycypacji na poziomie lokalnym. 

Państwo nie może w dzisiejszych czasach robić wszystkiego, jak to
było w czasach, gdy jego zadaniem było troszczenie się o wszystko.
W państwie dobrobytu, jakim były Niemcy, obywatel oczekiwał, że
państwo zajmie się wszystkim, z kolei w Polsce przed laty wszystko
było centralnie zarządzane. 
Dziś państwo już nie może sobie pozwolić na pewne działania.
Oznacza to, że liczy się ono z tym, iż w okreś lonych sprawach to 
właśnie zaangażowani obywatele spełnią pewne role społeczne 
i wypełnią pewne społeczne zadania. Pośrednikami pomiędzy tym,
czego chciałoby państwo, a tym, czego sobie życzą obywatele, są na
poziomie państwa, województwa, miasta, gminy czy dzielnicy, 
pracownicy administracji państwowej i komunalnej. 

Nie mają oni łatwego zadania. Muszą sprostać swoim normalnym
obowiązkom i zmierzyć się ze zmieniającą się rzeczywistością.
Markus Runge mówi o tym dobitnie w swoim referacie, że urzędni-
kowi coraz trudniej jest spełnić wymagania odgórne, oddolne i poja-
wiające się z boku, mierząc się jednocześnie z własnymi możliwoś-
ciami. 
Dlatego ważne było, że mogliśmy się dziś wymienić poglądami 
i doświadczeniami, bo mogliśmy dzięki temu stwierdzić, że nie chodzi
o to, iż mamy podpatrywać, jak robią to inni, tylko o to, żeby te
informacje przemyśleć i zobaczyć, gdzie kryją się wyzwania, z jakimi
problemami mamy do czynienia, a jakie się dopiero pojawią. Jakie
rozwiązania są możliwe, skąd wziąć fundusze na ich realizację, na
przykład od państwa, albo na przykład poprzez obywatelską zbiórkę
pieniędzy. Musimy też sobie uświadomić, że również administracje
komunalne przeżywają wielkie zmiany i że na tym się nie kończy, bo
wszystko i w przyszłości będzie się nadal zmieniać. 

Macie jeszcze dziś wieczorem okazję do rozmowy. Dziękuję Państwu
za dzisiejsze obrady i za uwagę, za Wasze głosy w dyskusji i za to że
chciało Wam się tu siedzieć i słuchać. Czeka Was nagroda, bo 
o godzinie 19.00 zaczyna się przyjęcie wydane przez Olivera Igela,
Burmistrza dzielnicy Treptow-Köpenick. 

Piątek, 8.11.2013 Wycieczki

Dzisiejsze przedpołudnie spędzimy tam, gdzie obywatele zrealizowa-
li w praktyce zasady partycypacji obywatelskiej. Przygotowaliśmy dla
Państwa dwie wycieczki:
y Spotkanie z przedstawicielami tzw. Kunger Kiez (społeczność lokal-

na w okolicy ulicy Kungera) w Treptow-Köpenick
y Informacje o spółdzielczym projekcie mieszkaniowym (Wohnge-

nossenschaftsprojekt) w tzw. Möckernkiez (przy Möckernstraße) 
i zwiedzanie parku Gleisdreick we Friedrichshain-Kreuzberg

Kunger Kiez: 
Kunger Kiez to mini dzielnica w północnej części Treptow-Köpenick,
graniczącej z dzielnicami Neukölln i Friedrichshain-Kreuzberg.
Proponujemy niewielki spacer po okolicy i miejmy nadzieję, że pogo-
da dopisze, oraz odwiedziny w lokalu tamtejszej inicjatywy obywa-
telskiej, która ukonstytuowała się przed 4-5 laty, a gdzie mieszkańcy
realizują takie projekty jak lokalna galeria sztuki i teatr sąsiedzki.
Otrzymamy fachowego przewodnika, który poprowadzi też dyskusję
o partycypacji na poziomie mini dzielnicy. Możemy się więc dowie-
dzieć, co sprawiło, że mieszkańcy dzielnicy zaangażowali się we
wspólne działanie, jak to się może odbywać, co się sprawdziło, a co
się nie sprawdziło, jakie są problemy, z jakimi mają do czynienia
mieszkańcy i jak sobie z nimi radzą. 

Spółdzielczy projekt mieszkaniowy Möckernkiez / park
Gleisdreieck:
Spółdzielczy projekt mieszkaniowy Möckernkiez jest zlokalizowany na
nieużywanym przez lata terenie poprzemysłowym, na granicy
pomiędzy dzielnicą Kreuzberg a dzielnicą Tempelhof-Schöneberg.
Sposób realizacji projektu był w obu dzielnicach tematem wielu dys-
kusji, przy czym chodziło przede wszystkim o zagadnienie, czy wybór
modelu spółdzielczego pozwoli utrzymać koszty zrealizowanych
mieszkań na normalnym poziomie i czy może to być odpowiedź na
procesy gentryfikacyjne. Spółdzielnia leży na granicy z parkiem
Gleisdreieck. Również park powstał na terenie nieużytków poprze-
mysłowych. Teren został wykupiony przez dzielnicę Friedrichshain-
Kreuzberg i przekształcony w park krajobrazowy. Proces ten przebie-
gał w atmosferze konfliktów pomiędzy różnymi grupami, żądającymi
odmiennych sposobów wykorzystania terenu. Stronami konfliktu byli
właściciele ogródków działkowych, mieszkańcy, inwestorzy, urbaniści.
Konflikty ciągnęły się latami i poniekąd trwają wciąż jeszcze. 

Po parku oprowadzi nas Birgit Beyer z Urzędu ds Zieleni
Friedrichshain-Kreuzberg, która wczoraj w grupie Markusa Runge pre-
zentowała model aktywizacji „Charette“, zastosowany przy renowacji
parku im. Hansa Böcklera. Birgit Beyer odpowiada w dzielnicy m.in. za
kształtowanie zieleni i placów zabaw dla dzieci, od momentu plano-
wania do realizacji inwestycji. 

Plenum podsumowujące – piątek, 8.11. obrady
popołudniowe:

Sprawozdanie z wycieczek i dyskusja

Moderacja: 
Szanowni Państwo, mam nadzieję, że spędziliście ciekawe
przedpołudnie. Między innymi mieliście się zapoznać z tym, jak admi-
nistracja porozumiewa się z obywatelami i jak można by to porozu-
mienie usprawnić, zapewniając np interaktywność komunikacyjną. 
My żyjemy w czasach Web 3.0, ale również urzędy żyją w tych cza-
sach, co oznacza, że ważna powinna być wzajemna współpraca. 
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A więc to nie tylko urząd ma inicjować i realizować procesy konsulta-
cyjne, lecz również obywatel. To z kolei oznacza, że obywatel
przejmuje część władzy we własne ręce. Takie wyzwanie stawia
przed administracją komunalną epoka Web 3.0. I to właśnie widzie-
liśmy, o tym dyskutowaliśmy podczas dzisiejszych spotkań.

Wiem, że rozmowy były nie tylko ciekawe, ale również sięgały
głęboko, chciałabym więc, byśmy mogli usłyszeć, co robiliśmy, czego
się nauczyliśmy, co było dla nas nowe. Zauważyłam, przynajmniej 
w naszej grupie, że oczywiście była mowa o konkretnych przykładach.
Ale równie dużo rozmawialiśmy ze sobą, uświadamiając sobie, jak
inaczej pewne problemy wyglądają w Niemczech i Polsce.

Już wczoraj okazało się, że nie można przetłumaczyć na polski słowa
„Kiez”, bo jest to zjawisko w Polsce nieznane. W jednej z grup zajęliś-
my się też tematyką ochrony najbliższego środowiska – Milieuschutz,
co też jest terminem w Polsce nieznanym. Szczegóły pozostawię jed-
nak osobom, które mają nam zdać relacje o dzisiejszych wycieczkach,
oczekując, że powiedzą nam one nie tylko, co było, ale też odpo-
wiedzą na pytanie, co jest odmienne i gdzie można się spodziewać
kontrowersji. 

Mokotów: 
Byliśmy dzisiaj Kunger Kiez i w Domu Sąsiedzkim. Ten berliński „Kiez“
czyli mini dzielnica to kwartał ulic położony obok trasy, jaką kiedyś
tworzył tu Mur Berliński. Rozpoczęliśmy od rozmowy w Domu
Sąsiedzkim – szef projektu przedstawił nam zarówno działalność tej
instytucji, jak również jej pracowników. To było dla nas bardzo inte-
resujące. W domu zlokalizowana jest galeria, coś w rodzaju biblioteki,
gdzie można sobie wziąć książkę lub przynieść swoją oraz rodzaj
warsztatów teatralnych. Są to wszystko inicjatywy oddolne, zapropo-
nowane przez mieszkańców i przez nich realizowane. 

Michael Schmitz poinformował nas, jak powstała inicjatywa Kunger
Kiez i Dom Sąsiedzki. Przedstawił problemy, z jakimi mieli do czynie-
nia mieszkańcy okolicznych ulic. Unaoczniło to nam różnice pomiędzy
Berlinem i Warszawą. Z jednej strony chodzi oczywiście o stopień aku-
mulacji kapitału, ale z drugiej strony ważne są różnice w strukturze
własnościowej. Później, w rozmowach indywidualnych, uzyskaliśmy
informację, że w Berlinie 80% mieszkań to mieszkania czynszowe, co
oznacza, że właściciele i podnajemcy to dwie różne – i nierówne –
grupy, oczywiście o zupełnie odmiennych interesach. Ujawniają się tu
problemy, jakie mają mieszkańcy, czyli podnajemcy mieszkań i to jest
główne pole działania Domu Sąsiedzkiego.
Sytuacja w Warszawie wygląda całkowicie inaczej, bo tu właściciele 
i mieszkańcy to z grubsza rzecz biorąc ta sama grupa. Naturalnie
również w Warszawie mamy mieszkania komunalne, czyli coś w ro-
dzaju mieszkań socjalnych, ale jest to jednak sytuacja całkowicie
różna. Głównym tematem rozmowy była gentryfikacja, a więc proble-
my, których w Warszawie albo w ogóle nie mamy albo w tylko jakimś
minimalnym stopniu. 

Potem zrobiliśmy mały spacer po okolicy. Zobaczyliśmy między inny-
mi małe osiedle, która powstało na terenie Kiezu. To kolejne miejsce,
na jakie w języku polskim nie mamy adekwatnego słowa. Wagenburg
– osiedle wozów, takie, jakie co wieczór budowali pionierzy ciągnący
z wozami na Dziki Zachód w USA w XIX wieku. Twierdza z wozów
była osłoną przed napadami Indian i dzikich zwierząt. Oczywiście
osada, która widzieliśmy nie ma nic wspólnego ze swym pierwowzo-
rem. To osiedle barakowozów i baraków, gdzie się na stałe mieszka.
W pierwszym odruchu chciałoby się powiedzieć, że to osiedle bez-
domnych, ale tak nie jest – to przede wszystkim ci, którzy zdecydo-
wali się na alternatywny tryb życia.   

Podczas spaceru uwidoczniły się też inne zagadnienia. Przeszliśmy np
przez skwer, na którym gromadzili się młodzi ludzie, alkoholicy i nar-
komani – ci zresztą handlowali tu również narkotykami. Problem
został rozwiązany poprzez usunięcie ławek parkowych. 

W Warszawie sytuacja wygląda identycznie. Jeśli nie ma ławek, otrzy-
mujemy skargi i wnioski od ludzi starszych i matek z dziećmi, żeby je
ustawić. Jeś li to zrobimy i zaczną z nich korzystać pijacy, wtedy te
same grupy ludzi występują z wnioskiem likwidacji ławek. 
Widzieliśmy budynki, które budziły sprzeciw mieszkańców, a ci dali
wyraz swojej złości, obrzucając domy torbami z farbą. Nie jestem
pewien, czy jest to właściwy wyraz protestu. 

Obejrzeliśmy też mały cyrk, coś w rodzaju szkoły cyrkowej dla dzieci,
gdzie nie chodzi o cyrk, tylko o to, żeby dzieci poznały, jak wygląda praca
cyrku. Ważne jest, że ten projekt nadal istnieje, choć dokładnie w tym
miejscu została zaplanowana budowa osiedla. Plany się zmieniły, w tej
chwili powstało tu centrum handlowe. Mieszkańcy nie byli zadowoleni
z budowy tego centrum, ponieważ przez to zniknęło w okolicy wiele
małych sklepów. Urząd Dzielnicowy postarał się jednak o to, żeby przy-
najmniej uratować cyrk i rzeczywiście, stoi on dalej na terenie należącym
do centrum handlowego, przesunięty zaldewie o parę metrów. 

Treptow-Köpenick: 
Chciałbym tu jeszcze podkreślić, że Dom Sąsiedzki jest miejscem spot-
kań, które powstało i istnieje bez żadnych dotacji urzędowych.
Oznacza to, że mieszkańcy wspólnie powołali do życia pewne
miejsce i poświęcają własny czas, aby je utrzymać, a to z kolei oznacza
konieczność zdobywania co miesiąc 2.000,- € na czynsz i opłaty za 
świadczenia. Głównym sposobem zdobywania funduszy jest organi-
zacja płatnych kursów, np jogi, hiszpańskiego, rosyjskiego, angielskie-
go itd, a ważne jest też, że osoby prowadzące kursy rezygnują
w całości lub po części z należnych im honorariów. 

Problem gentryfikacji został intensywnie przedyskutowany, bo odgry-
wa on w Berlinie znaczną rolę. Ponad 80% mieszkań w Berlinie to
mieszkania czynszowe, o różnorodnej strukturze mieszkańców.
Podnoszenie wartości mieszkań i gentryfikacja prowadzą do homo-
genizacji mieszkańców. Obecnie próbuje się podejmować działania
przciwstawiające się tej tendencji, korzystając z prawa o ochronie 
środowiska (Milieuschutzsatzung). Inicjatywa Kunger Kiez rozpoczęła
się od akcji zbierania podpisów, po to by móc poprzez Urząd
Dzielnicowy złożyć wniosek do Sejmiku Dzielnicowego o zastosowa-
nie przepisów ochrony środowiska. 
Wygranie tej akcji i uzyskanie zgody sejmiku oznaczałoby, że nie
wolno zmieniać środowiska, a zatem zróżnicowanej majątkowo 
i społecznie struktury dzielnicy. Szczegółowe rozporządzenie lokalne
może nawet określić, w jakim procencie jakie grupy ludnościowe
muszą pozostać w danym miejscu. Jest to trudna droga, bo sam opis
jest skomplikowany, ale równie skomplikowane jest dopilnowywanie
jego realizacji. Stosowane tu parametry są płynne, dają się różnie
interpretować i są zawsze powodem ostrych dyskusji. Tym niemniej
jest to jeden z niewielu dostępnych sposobów, pozwalających prze-
ciwstawić się gentryfikacji. Większość elementów składowych proce-
sów gentryfikacyjnych – np górna wysokość czynszu w przypadku
zasiedziałych mieszkańców i nowych lokatorów czy ilość mieszkań,
które można przekształcić z czynszowych na własnościowe – jest
ustalana na poziomie prawa dla całego państwa, a to sprawia, że
dzielnica czy inna jednostka komunalna nie może tego zmienić. 

Moderacja: 
Chciałabym tu poruszyć jeszcze jedno zagadnienie, które mnie 
osobiście zainteresowało. Moi przedmówcy mówili już o tym, że
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odwiedziliśmy tzw. inicjatywę obywatelską, która działa bez jakiego-
kolwiek wsparcia urzędowego. Michael Schmitz wspomniał o tym, że
zasada ich działania była prosta – trwać przy zamierzonym celu.
Inicjatywa jest obroną przed zmianami, jakie następują w Kiezu, a są
to zmiany w potocznej opinii demoniczne. Hedge fonds, investitions
fonds, banki nadal próbują uczynić z Kunger Kiez obiekt spekulacji.
Nie jestem pewna, czy tak jest naprawdę. Inicjatywa kieruje się prze-
ciw „złu“ i wyraźnie określa własne cele. Widać to było również
w wypowiedziach Michaela Schmitza. Ta wyraźnie określona pozycja
jest równie wyraźnie różna od pozycji, jakie zajmuje w tej sprawie
Urząd Dzielnicowy.

Trzeba tu wspomnieć o jeszcze jednym aspekcie konfliktu. Istniało
bowiem pewne oczekiwanie związane z funkcjonowaniem admini-
stracji – chodziło mianowicie o to, żeby również te inicjatywy obywa-
telskie, które nie otrzymują urzędowego wsparcia finansowego, miały
w urzędzie dzielnicowym osobę, odpowiedzialną za współpracę
z nimi. Miała ona udzielać im pomocy w takich zagadnieniach jak
fund raising, rozliczenia buchalteryjne itp. Inicjatywa działa społecznie,
jej członkowie nie pobierają żadnego wynagrodzenia, lecz utrzymują
się ze swojej pracy zawodej, nie muszą i nie mogą znać się na takich
specyficznych zagadnieniach, jak fund raising czy biurokratyczne 
i żmudne rozliczenia. Wniosek, jaki się nasunął po wysłuchaniu wypo-
wiedzi Michaela Schmitza, był jednoznaczny – zapewnienie inicjaty-
wie partnera urzędowego jest obowiązkiem administracji. 

Mokotów: 
Zastanawiałem się nad tym, co jest przyczyną, że w Berlinie tyle osób
mieszka w mieszkaniach wynajmowanych? Myślałem, że było tu tak
jak u nas, czyli że po zjednoczeniu mieszkania w Berlinie Wschodnim
przeszły na własność mieszkańców. Dla mnie to szokujące, że tyle jest
tu mieszkań czynszowych. Dlaczego? 

Friedrichshain-Kreuzberg: 
To pytanie można odwrócić. Dlaczego w Polsce jest tak, że trzeba
sobie koniecznie kupić mieszkanie, żeby mieć gdzie mieszkać?

Treptow-Köpenick:
Jest tak, że zarówno w części wschodniej jak i zachodniej Niemiec
80% mieszkań jest wynajmowanych. Niemcy znajdują się pod tym
względem na drugim miejscu w Europie, miejsce pierwsze przypada
Szwajcarii. Prawo czynszowe jest w Niemczech bardzo surowe, co
oznacza, że podnajemcy są chronieni przez szereg ściśle przestrzega-
nych praw i nie widzą powodu, żeby z tych praw rezygnować. Kupno
mieszkania jest często traktowane jako bezpieczniejsza forma miesz-
kania niż wynajem, ale w Niemczech podnajemca wcale nie musi tak
myśleć. W każdym razie taka jest oficjalna wykładnia tego faktu. 

Moderacja: 
Możemy spojrzeć na ten problem z perspektywy historycznej.
Mieszkanie podnajmowane jest stanem normalnym. Przed II wojną
światową była to podstawowa forma mieszkania. Po wojnie władze
komunistyczne czy socjalistyczne pozbawiły właścicieli ich własności 
i zmusiły wszystkich do zamieszkania w mieszkaniach, będących
własnością komunalną. Te z kolei niekiedy zostały przekształcone 
w spółdzielnie, niekiedy podejmowano decyzję o ich sprzedaży 
i dopiero po transformacji powoli rozpoczął się w Polsce proces naby-
wania praw własności. Wciąż jednak jest on obwarowany pewnymi
niebezpieczeństwami, typowymi zresztą dla całego byłego Bloku
Wschodniego. Mimo to we wszystkich krajach Bloku mieszkanie
własnościowe uważane jest za podstawę i gwarancję pewności, mało
tego wzmocnioną przekonaniem, że kupujący mieszkanie akumuluje
kapitał, który po śmierci przekaże dzieciom. 

Tymczasem w Europie Zachodniej każdy człowiek zapyta najpierw, po
co mam się obciążać kupnem mieszkania, przecież zawsze może się
zdarzyć, że zmienię pracę albo postanowię się wyprowadzić do inne-
go państwa, a jest to bez obciążeń znacznie łatwiejsze. Podobnie
będzie, gdy rodzina mi się zmniejszy, wtedy będę potrzebował
mniejszego mieszkania, a gdy się zwiększy – większego. Na
Zachodzie ceni się więc przede wszystkim bezproblemową możli-
wość akceptacji zmian, jakie może przynieść życie, a nie pewność jaką
dawałoby posiadanie mieszkania na własność. 

Mokotów: 
To na pewno słuszna diagnoza, tym niemniej nadal ciekawi mnie,
dlaczego po zmianach w byłym NRD nie wykształciła się kultura
własności mieszkań? Tam w końcu były takie doświadczenia, jak 
w pozostałych krajach Europy Wschodniej.

Trepow-Köpenick: 
Na Wschodzie były oczywiście spółdzielnie mieszkaniowe, tzw. robot-
nicze spółdzielnie mieszkaniowe. Po zmianach zachowały one swój
status, często do dziś. Były też komunalne spółdzielnie mieszkaniowe,
zarządzające mieszkaniami, które należały do państwa. Po transfor-
macji często zmieniały one status i przekształcały się w spółdzielnie
mieszkaniowe, które z kolei ulegały prywatyzacji. 

Mokotów: 
Nadal nie wszystko pojąłem i chciałbym się upewnić, czy dobrze
rozumiem, że państwowe mieszkania i domy zostały sprzedane
inwestorom i instytucjom wraz z lokatorami?

Treptow-Köpenick: 
Tak. Zasada jest jasno określona: Własność nie zmienia stosunku
najmu. To oznacza, że lokatorzy muszą zostać przejęci, a ich prawo
podnajmu teoretycznie nie powinno ulec żadnej zmianie.

Mokotów: 
Tak więc różnica między Polską a Niemcami polega na tym, że u nas
prywatyzacja oznaczała, że każdy lokator mógł nabyć na własność
mieszkanie komunalne, w którym mieszkał. Cena sprzedaży była
znacznie niższa od ceny rynkowej i upusty dochodziły nawet do 90%.
Wiele osób skorzystało z tego przepisu i są teraz właścicielami miesz-
kań, za które nie musieli zapłacić rynkowej ceny. W żadnym mieście
w Polsce nie było takiej sytuacji, żeby ktoś mógł kupić całą kamienicę
czynszową z lokatorami. Wyjątki mają miejsce tylko przy zwrotach
bezprawnie zagrabionego mienia, co musi zostać ustalone na drodze
procesu sądowego. W takiej sytuacji rzeczywiście często bywa tak, że
w odzyskanym domu mieszkają lokatorzy. To jest jednak rzadkie, a poza
tym wyjątkiem prawnym nie ma takiej opcji, żeby nabyć dom wraz 
z lokatorami. W Polsce znamy tylko sprzedaż mieszkań lokatorom. 

Moderacja: 
Proponuję, żebyśmy teraz zakończyli tę częsć dyskusji i przeszli do
relacji z wycieczki na Kreuzbergu.

Mokotów: 
W ramach naszej wycieczki mieliśmy okazję zobaczyć przykład rewi-
talizacji terenów poprzemysłowych. Zaczęło się od powołania do
życia spółdzielni mieszkaniowej, która chciała budować na części
omawianego terenu. Była to inicjatywa samych mieszkańców, a stała
się częścią ogólnej koncepcji rewitalizacji tych terenów i prze-
kształcenia ich w park. Tworzeniu parku przyświecały dwie zasady –
ukształtowanie nowoczesnego terenu zieleni miejskiej oraz ochrona
rozwiniętej przez lata nieużytkowania samodzielnej struktury biolo-
gicznej wraz z zachowaniem elementów postindustrialnych.
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Zainicjowana tu spółdzielni mieszkaniowa jest bardzo interesującym
rozwiązaniem. Powstała ona, gdy już zostało ustalone, że część
odzyskanego terenu poprzemysłowego zostanie oddana pod zabu-
dowę. Inicjatywa stworzenia spółdzielni wyszła od grupy 250 osób,
które zobowiązały się do wniesienia do budżetu spółdzielni
koniecznego wstępnego wkładu finansowego. Miał on zostać prze-
znaczony na koszty założenia spółdzielni i zakup gruntu. Plany na
każdym etapie uzgadniano z okolicznymi meszkańcami. Spółdzielcy
pozyskali dla swych celów zarówno lokalnych polityków, jak i prze-
dstawicieli urzędu dzielnicowego, a zwłaszcza urzędu ds planowania,
budownictwa, środowiska i nieruchomości (Dezernat für Planen,
Bauen, Umwelt und Immobilien).
Spółdzielnia zbuduje w sumie 400 lokali różnej wielkości, w których
zamieszkać mają ludzie w różnym wieku i o różnym statusie rodzin-
nym. Będą tu więc mieszkania zarówno dla singli czy seniorów jak dla
rodzin. Część z mieszkań ma być oddana do dyspozycji ludzi gorzej
sytuowanych. Na parterach budynków zostaną zlokalizowane
pomieszczenia wspólne spółdzielni i małe warsztaty rzemieślnicze.
Projekt ma określoną wielkość i nie może się rozrastać, bo jego gra-
nice stanowią ulice a z jednej strony park.
Każdy członek spółdzielni wnosi wkład w wysokości 40% wartości
mieszkania, które w przyszłości zajmie, 60% pokrywają kredyty.
Inicjatorzy mają nadzieję, że taka struktura finansowa umożliwi
członkostwo również osobom mniej zamożnym. 
Spółdzielnia powołała do życia stowarzyszenie o zasięgu lokalnym,
którego zadaniem jest nawiązanie i pielęgnowanie kontaktów z inny-
mi inicjatywami w okolicy oraz z mieszkańcami okolicznych domów.
Wydaje się, że jest to bardzo dobrze funkcjonująca koncepcja, która
poprzez wzajemne rozmowy pozwala na szybkie rozpoznanie ewen-
tualnych konfliktów już na etapie planowania, zapobieganie im 
i pozyskiwanie społecznościowej akceptacji. 

Drugą część projektu stanowi park, stworzony na terenach poprze-
mysłowych, a złożony z kilku interesujących elementów. Jest plac
zabaw dla dzieci, który został zbudowany z materiałów naturalnych,
integrujący nietknięte części pierwotnego obszaru. Na placu leżą
wykopane podczas prac ziemnych kamienie, pozostały też stosy pias-
ku i ziemi, poddające się niekontrolowanej ingerencji natury. Taki plac
umożliwia dzieciom bezpośrednie i bardzo swobodne obcowanie 
z elementami natury. 

Drugą część stanowi konwencjonalnie zagospodarowany park,
zaprojektowany jednak w nowoczesnym stylu. Również tu, dzięki ini-
cjatywie mieszkańców z okolicznych ulic, część parku pozostała
dokładnie taka, jak przed rozpoczęciem prac, co ukazuje, jak natura
opanowywała resztki starej linii kolejowej. Teren nie był użytkowany
od czasów wojny i rozwinął się tu bogaty biotop, złożony z różnych
rzadkich roślin, a w jego skład wchodzi nawet niewielki las. Wszystko
to zostało włączone do parku. 

Są to inicjatywy oddolne, proponowane przez mieszkańców, grupy
obywatelskie, stowarzyszenia i oni wszyscy przyczynili się do stworze-
nia tego parku. Jego zwiedzanie było bardzo interesujące. Zakładam,
że w przyszłości mieszkanie w takim miejscu, będzie zarówno eksklu-
zywne jak i miłe. Ważne jest też, że spółdzielnia jest zainteresowana
budowaniem po jak najniższych kosztach, tak by mogli tu mieszkać
również ludzie wcale nie zamożni. 
To z mojej strony wszystko, ale jeśli o czymś zapomniałem, proszę
o uzupełnienia.

Mokotów: 
Szacunek budzi fakt, że inicjatywy te mają silne komponenty
społeczne i że stworzono różne formy organizacyjne jak np stowa-

rzyszenie i spółdzielnia, które wspólnie działają. To naprawdę daje
dobre efekty. Takim przykładem może być stworzenie ogrodu
sąsiedzkiego, gdzie mogą się spotykać mieszkańcy, również ci z ro-
dzin imigrantów. To ważny czynnik integrujący.

Mokotów: 
Rzeczywiście projekt ma wiele cech działań integracyjnych, jak cho-
ciażby ten ogród, gdzie każdy może się zgłosić i wspólnie pracować.
Ale jest tu więcej takich integrujących miejsc, gdzie ludzie, którzy się
przedtem nie znali, mogą się poznać, coś wspólnie zrobić, albo po
prostu wspólnie spędzić czas. Wiele części tego parku służy temu
celowi.  

Moderacja: 
Miałabym tu pytanie. To projekt położony w samym sercu miasta, na
granicy z Potsdamer Platz, nieopodal Tiergarten, a więc i centrum
Berlina. To dobra lokalizacja, a to może oznaczać niebezpieczeństwo,
że mieszkania staną się obiektami spekulacji, choćby na drodze ich
podnajmowania za niebotycznie zawyżone czynsze, co by oznaczało,
że wolny rynek wkroczy tu tak czy owak, choćby nawet tylnymi
drzwiami. 

Treptow-Köpenick: 
Przepisy prawa spółdzielczego na takie wykorzystanie nie zezwalają,
czyli, żeby odpowiedzieć jasno: nie można podnajmować mieszkań.  

Friedrichshain-Kreuzberg: 
Cena metra kwadratowego mieszkania w Möckernkiez wynosi
2.300,- € w dzielnicy niewiele więcej, bo około 2.500,- €. Ważny jest
raczej fakt, że członek spółdzielni musi wnieść 40% jako kapitał
własny, a nie od razu 100%. 

Treptow-Köpenick: 
Większość spółdzielni podlega jeszcze dodatkowo kontroli
nadrzędnej organizacji spółdzielczej, która pilnuje, by spółdzielnia nie
straciła swego charakteru wskutek działań nielegalnych. Dlatego właś-
nie spółdzielnia jest modelem odpowiednim dla ludzi, którzy nigdy
nie mogliby sobie pozwolić na zakup mieszkania własnościowego,
ale którzy mogą się zmobilizować i zdobyć 40% wymaganej ceny.
Dla ludzi niezamożnych to też jest wysiłek, ale przynosi on korzyści,
które zostaną przekazane jako masa spadkowa. Ponadto spółdzielca
nie ponosi strat, a jeśli z jakiegoś powodu musi zrezygnować
z członkostwa, może oddać udziały do spółdzielni. 

Mokotów: 
Ceny mieszkań w Warszawie są zbliżone do cen berlińskich, ale 
w Polsce nie zarabia się tyle, co w Niemczech. S¥ rednia pensja wynosi
w Polsce 900,- € brutto, w Niemczech zarabia się około 1.600,- €
czyli prawie dwa razy więcej. Mimo to Polacy kupują mieszkania po
berlińskich cenach, zwłaszcza jeśli są to nowoczesne mieszkania pro-
sto od dewelopera. Tymczasem w Berlinie widzi się zdecydowany
opór przeciwko mieszkaniom własnościowym. To jest po prostu takie
interesujące spostrzeżenie. 

Moderacja: 
OK. Temat mieszkań własnościowych i wynajmowanych już tu omó-
wiliśmy, natomiast chętnie dowiedziałabym się czegoś więcej na
temat, co do którego wiem, że w Polsce jest on problemem i wyzwa-
niem, a mianowicie jak ma się sprawa z tzw. gated communities?
Wiem, że takie projekty powstają w Warszawie, ale podejrzewam, że
są one również w Szczecinie. A więc osiedla otoczone płotem,
strzeżone przez strażników, monitorowane kamerami, co ma dawać
mieszkańcom poczucie bezpieczeństwa. Może i tak jest, ale piękne to
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nie jest i niezbyt ciekawie wygląda w środowisku danej dzielnicy.
Chciałabym więc zapytać, jak to wygląda w Warszawie, a jak 
w Szczecinie? Pytam o to, bo wydaje mi się, że projekt spółdzielczy, 
o którym teraz rozmawiamy, chce osiągnąć absolutną odwrotność
tego, czym jest gated community. Inicjatorzy próbują jak najbardziej
otworzyć się na sąsiednie jednostki mieszkalne, na park, na zaplano-
wany tu ogród różany. Domy i otoczenie mają podlegać jak najdalej
idącej integracji, a tymczasem w Warszawie i innych miastach powsta-
ją po prostu płoty.

Frieddrichshain-Kreuzberg: 
Zacznijmy od tego, że również w Berlinie znaleźć można gated com-
munities, np na Bremer Höhe w Pankow, gdzie można się dostać
tylko używając kodu dostępu. A zatem i my nie jesteśmy wolni od
takich pomysłów, ale jest ich na pewno znacznie mniej. 
Wydaje mi się, że akurat na Kreuzbergu mieszkańcy są bardzo uczu-
leni na tego typu pomysły i chociażby dlatego inwestor musi się liczyć
z tym, iż budując takie osiedle spotka się z silną falą protestów. 
W tym sensie rzeczywiście spółdzielnia taka jak ta jest absolutnym
przeciwieństwem osiedli strzeżonych.
Ale również ten projekt został na Kreuzbergu bardzo krytycznie
przyjęty, ponieważ, na swój sposób, ma on służyć ludziom o pewnym
poziomie zamożności i nie dopuści do współmieszkania tych grup
społecznych, których na Kreuzbergu mamy najwięcej, czyli osób
pobierających zasiłki socjalne bądź zasiłki dla bezrobotnych. Oni nigdy
nie będą sobie mogli pozwolić na zamieszkanie w tej spółdzielni.
Dlatego tak ważne było już od początku tworzenia spółdzielni, by
okoliczni mieszkańcy zaakceptowali ten projekt, bo gdyby go odrzu-
cili, byłoby tu bardzo trudno. 
Dodajmy, że mamy tu na Kreuzbergu więcej takich przykładów, cho-
ciażby położone niemal za progiem naszego miejsca obrad osiedle 
w dawnym budynkach szpitala Urbankrankenhaus. Tu też zdecydo-
wano się na zastosowanie metody łagodnego zjednywania oko-
licznych mieszkańców. Powstała np galeria, otwarta dla wszystkich
mieszkańców, która ma przysporzyć projektowi luksusowych miesz-
kań aury instytucji wspierającej kulturę. To jedna z metod pozyskiwa-
nia akceptacji. 

Treptow-Köpenick: 
Reputacja takich inwestycji wynika z tego, że to jest de facto symbol
tzw supergentryfikacji, kiedy mamy do czynienia z gated communi-
ties, które zostały zbudowane wyłącznie dla bogatych. Są takie
również w Berlinie, w Mitte czy Pankow, ale na szczęście na razie jest
ich zaledwie kilka. Jest wiele protestów przeciw takim osiedlom.

Mokotów: 
Nie koniecznie jest tak, że te „obmurowane" osiedla powstały dla
szczególnie zamożnych obywateli, wielu mieszkańców to ludzie 
o normalnych, średnich zarobkach. Przez jakiś czas panowała moda
na takie osiedla, a inwestorzy budowali zgodnie z regułami aktualnie
obowiązującej mody. Ale wcale nie musi tak być. Powstaje również
dość zwykłych nowych osiedli. W Wilanowie buduje się obecnie całe
nowe miasto i nie zostanie ono otoczone płotem. To ogromna
powierzchnia, 150.000 ha „w jednym kawałku“, gdzie powstają domy
czteropiętrowe, ulica w ulicę, kwartał w kwartał. Tak, są też takie nor-
malne osiedla, budowane przez jednego inwestora. To jest oczywiście
jeszcze w fazie budowy, będzie praktycznie budowane przez
następnych dwadzieścia lat, ale nie jest to osiedle dla bogaczy i nigdy
nie będzie. Może tam zamieszkać człowiek przeciętnie zarabiający, np
pracownik szkoły wyższej, a to nie jest najlepiej w Polsce zarabiająca
grupa ludzi, i mogą sobie oni tam zakupić mieszkanie własnościowe.  

Mokotów: 
Jest to związane z naszą historią. To była trudna historia, najpierw
rozbiory i wszystko, co zdarzyło się potem. I każdy, kto tu rządził, pró-
bował Polaków wyzuć z własnoś ci. I to przy każdej okazji. To jest
zapewne powód, dla którego dla Polaków własność ma takie zna-
czenie i jest ważniejsza niż inne opcje. Tu, w Berlinie, wybór może 
paść na piękny urlop lub kolekcjonowanie dzieł sztuki, ale w Polsce
wybór padnie zawsze na własność, na posiadanie nieruchomości.
Polak jest człowiekiem wolnym, jeśli coś posiada na własność. Ale to
powoli zanika. W latach dziewięćdziesiątych były przypadki, że jeśli
gdzieś powstało osiedle nie otoczone płotem, sami mieszkańcy,
natychmiast po wprowadzeniu się, zaczynali stawiać taki płot. Ale to
mija. W Wilanowie nie ma już płotów. Wprawdzie dalej jesteśmy
uzależnieni od tego, co posiadamy, ale nie musimy już tego otaczać
płotem. 

Szczecin: 
Chcę powiedzieć coś na temat własności. Mamy takie zjawiska 
i w Szczecinie, i myślę, że istnieje duża potrzeba, aby się izolować –
płot ma nas oddzielać od świata i nie dopuszczać obcych. Buduje się
nowe osiedla, inwestor sprzedaje mieszkania na własność, a ludzie,
którzy je kupią, będą je potem spłacać przez następnych 30 lat.
Możliwe, że nie będzie ich w tym czasie stać na nic innego, ale najwy-
raźniej tak chcą. Potrzebujemy naszej własności i potrzebujemy płotu,
żeby się wraz z nią odgrodzić. Polityka mieszkaniowa w Polsce 
i Niemczech jest zupełnie inna. 

Mokotów: 
Problemem jest też brak odpowiedniej infrastruktury. Mieszkania są
budowane przez prywatnych deweloperów, dla których najważniej-
sze jest, ile powierzchni mieszkaniowej mogą sprzedać, a infrastruk-
turą nie ma się komu zająć. Jest za mało przedszkoli i szkół.
Tymczasem, gdy młodzi ludzie kupują mieszkanie, ich pieniądze idą
przede wszystkim na spłatę rat kredytu. Jedna pensja idzie na kredyt,
druga na wszystko inne. A pracują naprawdę ciężko i w takiej sytuacji
wadliwa infrastruktura jest dodatkowym obciążeniem. Oznacza to, że
będzie się pracować całe życie, będzie się miało dzieci, dzieci muszą
gdzieś iść do szkoły lub przedszkola, które jest bardzo daleko i dlate-
go jest często tak, że młodzi ludzie w Polsce nadal żyją z rodzicami.
Nie dzieje się tak, bo tak chcą, jest tak, bo nie stać ich na nic innego.

Mokotów: 
Moim zdaniem, to typowe dla Polski otaczanie się ogrodzeniem, nie
jest związane z własnością lub wymaganiami rzeczywistości, nie, nie
jest też tak, że za płotem żyje się lepiej, albo w środku mieszkają sami
bogaci, a biedacy są za płotem. Przyczyną jest moim zdaniem przede
wszystkim niski kapitał społeczny, brak wzajemnego zaufania – to 
daltego Polacy czują się znacznie bardziej komfortowo w zamkniętych
osiedlach.
Jest jednak też tak, że młodzi nabywcy tych mieszkań często nie mają
innego wyboru. Nie ma inwestorów państwowych ani komunalnych
deweloperów, którzy by budowali mieszkania socjalne. Możliwości
rynku wynajmu mieszkań są bardzo małe. Zauważmy też, że często
nie ma specjalnej różnicy pomiędzy ceną wynajmu a stopą kredytu,
tak, że niekiedy bardziej się opłaca kupić mieszkanie, bo raty są
równie wysokie jak czynsz, a bywa, że nawet niższe. 

Mokotów: 
Mieszkam w jednym z takich nowo wybudowanych domów na
nowym osiedlu w Warszawie. Około 80% mieszkań na osiedlu
zostało wykupionych przez osoby spoza Warszawy, które je zakupiły
w celu podnajęcia. Tak się w Polsce zarabia pieniądze.
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Widać jednak, że to nie zawsze się udaje i apartamenty stoją puste,
bo właściciel żądał zbyt wysokiego czynszu. To też bywa problemem.  

Moderacja:
Wydaje się, że jakimś zrządzeniem losu wciąż powracamy w tej dys-
kusji do problemów kupna, sprzedaży i wynajmu mieszkań. Oznacza
to oczywiście, że problem mieszkania silnie wiąże się z problemem
partycypacji obywatelskiej. 
Ale problemem, i tu rację miał mój przedmówca, jest w Polsce,
zwłaszcza w miastach, niewystarczający kapitał społeczny.
Dlatego najpierw dba się o majątek, dlatego najchętniej obiektem
własności jest dom, i dlatego będzie on ważniejszy niż inne czynniki,
takie jak dzielnica, ulica, Kiez. Ale jest też i druga strona medalu, pozy-
tywna, bo własność zwykle powoduje też zaangażowanie w sprawy
publiczne, gotowość partycypacji na rzecz otoczenia, i że, przez to
właśnie, staje się też wyzwaniem, dla administracji.

Wrócę jednak jeszcze do tematu parku Gleisdreieck. Wiem, że park
ten został ukształtowany przy dużym udziale partycypacji obywatels-
kiej. Już zanim powstał pojawiło się wiele inicjatyw, miały miejsce kon-
sultacje obywatelskie, również w internecie utworzone zostały plat-
formy dyskusyjne, debatowało się sporo na temat, jak ludzie sobie
wyobrażają taki park, w końcu chodziło o to, żeby ten teren poprze-
mysłowy zagospodarować tak, żeby się to podobało użytkownikom
i żeby mieli oni swój udział w kształtowaniu obiektu. Wyniki tej
działalności mogliście Państwo dzisiaj obejrzeć, osobiście lub, przy-
najmniej, na zdjęciach. 
Także w Kunger Kiez była mowa o tym, że dzielnica zamierzała tam
stworzyć park, nie zapraszając jednak obywateli do udziału w dyskusji.
I wtedy okazało się, że mieszkańcy ocenili nowy park w miarę pozy-
tywnie, ale i tak z niego nie korzystali, bo nie spełniał ich oczekiwań. 
Zadaję więc pytanie, jak należy radzić sobie z tym problemem, 
z kształtowaniem przestrzeni miejskiej? Czy chcemy pytać obywateli
o zdanie czy też nie, i jak się to odbywa w Polsce, w Szczecinie, 
w Warszawie? 

Mokotów: 
Mogę tu opowiedzieć coś o osiedlu Sadyba, bo tam znajduje się
przedszkole, w którym pracuję. Mamy na miejscu bardzo silną
społeczność lokalną, która zainicjowała i zrealizowała wiele ciekawych
akcji. Wciąga się w nie mieszkańców, również w kwestii finansowania.
Jeżeli brakuje pieniędzy, piszemy po prostu, że "potrzebujemy jeszcze
tyle i tyle pieniędzy i prosimy o pomoc". Jest np taka piękna akcja –
co roku organizujemy konkurs na najpiękniejszy ogród, a potem
odbywa się spacer po ogrodach, jest też dużo imprez towarzyszących
w ogrodach. Może trzeba by tu wyjaśnić, że Sadyba to taka stara
część Mokotowa, są tu stare domy, ogrody, latarnie, bardzo piękna
okolica, położona blisko Jeziorka Czerniakowskiego, a jest to takie
prawdziwe jeziorko, z sitowiem, ptactwem wodnym itd. Na Sadybie
dużo się dzieje z inicjatywy miszkańców, udaje się im zadbać o różne
rzeczy, walczyć o nie i jakoś  znajdują na to czas. Wciągnęli też
w swoje akcje wiele osób. Niekiedy nabiera to charakteru dorocznych
rytuałów. Wiosną odbywa się spacer po ogrodach, mają miejsce spot-
kania z mieszkańcami, takimi, którzy robią coś interesującego czy ze 
świadkami historii.

Szczecin: 
Myślę, że możemy być dumni z tego, co dzieje się w Szczecinie.
Opowiem tu o moim osiedlu, gdzie jestem przewodniczącą Rady
Osiedla. Na naszym osiedlu znajduje się park Chopina, ale po
prawdzie to miejsce tylko nazywało się parkiem, bo naprawdę było
zarośnięte zdziczałą roślinnością. Często i chętnie gromadzili się tam
alkoholicy. Przez ten zarośnięty park prowadziło jednak wiele dróg –

do szkoły, do pracy, do szpitala dzielnicowego, jednego 
z największych w mieście. 
Kiedyś pojawił się pomysł, żeby coś tu zmienić. Działaliśmy metodą
małych kroków, wprawdzie bez konsultacji obywatelskich, ale jednak
zwracając uwagę na to, jak mieszkańcy zareagują na kolejne zmiany.
Zaczęliśmy od lamp i już sam fakt zainstalowania oświetlenia
poważnie zmienił sytuację. Przejścia stały się bezpieczniejsze, alkoho-
licy wycofali się stopniowo. Jak już przedtem mówiłam, stworzyliśmy
z pomocą młodzieży boisko do piłki nożnej. Potem powstała tu
pierwsza w Szczecinie siłownia na świeżym powietrzu. Przychodzili tu
też ludzie starsi, którzy mogli zażyć trochę sportu.
Następne kroki realizowaliśmy już po części korzystając z partycypcji
mieszkańców. To, co zaproponowaliśmy wcześniej, skierowane było
do młodzieży i dorosłych, dla dzieci nie było nic. Teraz mamy już tu
także plac zabaw dla dzieci. Również to działanie odbywało się
małymi krokami, nie wiedzieliśmy, czy będzie się to podobało, ale
wkrótce okazało się, że na ten plac przychodzą z dziećmi rodzice 
z sąsiednich osiedli. To był dobry znak, złożyliśmy więc podanie o dal-
sze środki finansowe, by móc dalej inwestować w to miejsce.
Muszę powiedzieć, że nie słyszałam żadnych negatywnych uwag ze
strony mieszkańców, wszyscy byliśmy zgodni, że coś powinno się
zmienić. Ludzie zaczęli przychodzić z nowymi pomysłami, co jeszcze
można by zrobić, i jak to zrobić, żeby było coraz lepiej. 

Szczecin:
Powiem tu coś, co dotyczy całego Szczecina. W mieście jest 37 Rad
Osiedli i każda Rada realizuje oczywiście swój własny program, ale 
z założenia do programu każdej Rady musi należeć poprawa struktu-
ry oraz utrzymanie, pielęgnacja i konserwacja terenów zielonych.

Mokotów: 
Ciekawi mnie, jak się odbywa takie „poprawianie struktury”? Czy jest
tak, że ktoś „na górze“ stwierdza, o, ten park wcale nie wygląda
ładnie, trzeba coś z tym zrobić i dopiero wtedy pojawiają się obywa-
tele, który będą w tych działaniach partycypować, czy jest to bardziej
procedura typu bottom up, czyli najpierw mieszkańcy podejmują
jakąś inicjatywę, a Rada ją podchwytuje? Czy obywatele mają
w ogóle prawo wypowiedzi, a jak tak, to w którym momencie? 

Szczecin: 
Rady Osiedli są ciałami wybieranymi, czyli jeśli ktoś chce aktywnie
działać, musi zostać wybrany. Dlatego też zazwyczaj jest tak, że jeśli
ktoś chce coś zdziałać jako radny osiedlowy, staje do wyborów już
z określonym programem i podczas kampanii przedwyborczej pre-
zentuje swój pomysł, co, jak i gdzie chciałby zrobić. Jeśli mieszkańcom
pomysł się spodoba, kandydat zostanie wybrany, a my próbujemy
uzyskać od Urzędu Miejskiego pieniądze na realizację tego projektu. 

Mokotów: 
Chciałabym także wnieść coś do tej dyskusji i wypowiedzieć się na
temat roli lokalnych placówek pedagogicznych takich jak szkoły czy
przedszkola. W ich statutach jest zapisany obowiązek współpracy 
z mieszkańcami. W praktyce zależy to od tego, czy jest to tradycyjna
instytucja, która już od lat spełnia te zadania. Są to np spotkania, które
cieszą się dużą frekwencją, bo ludzie znają te instytucje 
i chętnie dają się zmotywować, ale i my, pracownicy tych instytucji
znamy rodziców dzieci, które do nas uczęszczają. 
Mamy pozytywne przykłady wspólnych imprez, np zorganizowaliśmy
ostatnio Dzień Dyni. Był to pomysł jednej z nauczycielek. Określiliśmy,
co będzie potrzebne i co trzeba przynieść, a rodzice to dostarczyli. Był
to festyn dla dzieci i rodziców, który spełnił też rolę pewnego wzorca
i stał się zachętą do organizacji następnych podobnych festynów.
Organizujemy takie imprezy w miarę regularnie, co niekiedy wiąże się
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z tradycyjnymi świętami, obchodzonymi w Polsce, jak Boże
Narodzenie, Andrzejki itp. Obchodzimy też dni babci i dziadka, które
cieszą się ogromną popularnością, tak, że czasem mamy problemy 
z pomieszczeniem wszystkich gości. Myślę, że te imprezy się podoba-
ją i że ludzie czują się bardzo dobrze. Organizujemy też dni przed-
szkolaka i ucznia, które my, jako ciało nauczycielskie, oczywiście wspie-
ramy, ale które organizowane są tylko przez dzieci i rodziców. Szkoła
organizuje też festyny sportowe, oparte na zasadzie, że nikt nie prze-
grywa, wszystkie dzieci realizują wszystkie zadania i wszystkie dosta-
ją złote medale. 

Mokotów: 
Padło tu pytanie, czy administracja zwraca się do mieszkańców 
z pytaniem, co możnaby zrobić z takim parkiem? Opowiem tu 
o pewnym konflikcie, który rozbudził w Warszawie bardzo gorące
dyskusje. Była to sprawa rewitalizacji Ogrodu Krasińskich. To jest bar-
dzo ważny park w centrum Warszawy i zapadła decyzja jego odnowy.
Chodziło o to, żeby odtworzyć historyczny wygląd ogrodu i odbudo-
wać dawne budowle parkowe. Jednak od czasów, gdy ogród
powstał, do dnia dzisiejszego w parku wyrosło mnóstwo nowych
drzew, które musiały zostać usunięte w celu zrealizowania rewitaliza-
cji. Na wieść o wycince drzew podniosły się głosy protestu, nie tylko
w Warszawie, ale w całej Polsce. W sprawę zaangażowali się aktorzy,
artyści, osobistości polskiego życia kulturalnego. Konflikt narastał,
wywiązała się szeroka i bardzo emocjonalnie naładowana dyskusja. 
Dopiero wtedy administracja podjęła próbę wyjaśnienia ludziom, dla-
czego postanowiono podjąć taką decyzję. Odbyły się spotkania z pra-
cownikami Urzędu Ochrony Zabytków i Biura Planowania Terenów
Zielonych w Warszawie, ale konflikt już gorzał jasnym płomieniem, 
a wszystko dlatego, że nikomu przedtem nie przyszło do głowy, żeby
skonsultować się z mieszkańcami. Była to akcja naładowana emocjo-
nalnie, ale trzeba też przyznać, że zanim doszło do konfliktu, miesz-
kańcy pewnie w ogóle nie zastanawiali się nad tym, co się dzieje 
z Ogrodem, i nie przyszło im do głowy, że jest to ich wspólne miejsce.
Teraz jednak spotkali się we wspólnym działaniu, zorganizowali się,
aby przedyskutować wspólny problem. Spotykają się obecnie dalej, 
w neutralnym miejscu, jakim jest biuro pewnej organizacji
pozarządowej, politycy warszawscy rozmawiają z nimi i zadaje się im
pytania, gdzie ich zdaniem można będzie w ogrodzie jeździć na
rowerach, gdzie ma powstać plac zabaw dla dzieci i które części ogro-
du mają pozostać całkowicie nietknięte? 

Teraz myślę, że to dobry przykład, że to bardzo dobry przykład.
Zaczęło się od konfliktu i to bardzo ostrego, który stał się, jak sądzę,
jednym z argumentów za przeprowadzeniem w Warszawie referen-
dum w sprawie usunięcia bądź pozostawienia na stanowisku Hanny
Gronkiewicz-Waltz, pełniącej funkcję prezydenta Warszawy. Z tego
konfliktu wyniknęło wiele dobrego, ponieważ politycy rzeczywiście
zaczęli rozmawiać z ludźmi, już nie tylko o Ogrodzie Krasińskich, lecz
i o innych miejscach w Warszawie. 

Moderacja: 

Mam ostatnie pytanie. Jaką rolę pełnią w Polsce Rady Osiedli, co to są
rady, jak są wybierane i jakie mają pełnomocnictwa?

y Przede wszystkim trzeba tu podkreślić, że Rada Osiedla w War-
szawie ma inną funkcję niż Rada Osiedla w Szczecinie. Miasto, czy
to Szczecin czy Warszawa, dzieli się na dzielnice. W Szczecinie są to
osiedla, części miasta, w których działają Rady Osiedla pełniące
funkcję jednostek pomocniczych Rady Miasta. W Warszawie istnie-
ją uchwalone ustawowo dzielnice jako jednostki obowiązkowe 
i dopiero w dzielnicach mogą funkcjonować osiedla i Rady Osiedla.

Są dzielnice, które mają osiedla i mają też Rady, ale są i takie, które
tej struktury nie mają. Rady są w Warszawa częścią administracji, 
a w Szczecinie – na mocy Ustawy o samorządzie terytorialnym –
częścią struktury politycznej miasta. 

y Oznacza to, że w Warszawie istnieje struktura trzystopniowa, 
a w Szczecinie – dwustopniowa.  Wprawdzie w Szczecinie są też
cztery dzielnice – Prawobrzeże, Zachód, Północ i S¥ ródmieście, ale
są to właściwie tylko jednostki terytorialne. W każdej z dzielnic
funkcjonuje około 10 Rad Osiedli. Do Rady zostaje się wybranym, 
a kadencja trwa cztery lata. Wybory mają miejsce pół roku po
wyborach do Rady Miasta.

y Radę Miasta wybierają mieszkańcy miasta, Radę Osiedla – miesz-
kańcy osiedla. Rada ma status jednostki pomocniczej Rady Miasta,
ale w przeciwieństwie do członków Rady Miasta, członkowie Rady
Osiedla nie pobierają wynagodzenia za swoją pracę. 

y Przewodniczący Rady Osiedla otrzymują za pełnienie funkcji tzw.
dietę (rekompensatę) w wysokości 180,- złotych miesięcznie. Od
roku 2013 zarząd Rady Osiedla dysponuje bezpłatnym przejazdem
komunikacją miejską, jeżeli przejazd wiąże się z działalnością Rady.

y Rady Osiedla opiniują wnioski do Rady Miasta oraz plany wielolet-
nie zadań budowlanych w dzielnicy. Funkcją Rady Osiedla jest
przede wszystkim pośredniczenie w kontaktach między admini-
stracją a obywatelem, przy czym my sami też jesteśmy obywatela-
mi. Nasze wnioski są niekiedy nieodzownym warunkiem planów
zabudowy. Ktoś, kto zamierza zrealizować plany budowlane,
inwestor, ale też najemca, musi otrzymać zgodę Rady Osiedla i bez
niej nie zdoła zrealizować swych zamierzeń. Współpracujemy ze
strażą miejską i policją na Osiedlu, a także z instytucjami pedago-
gicznymi. Organizujemy spotkania dla szkół. Dla szkoły i dla rad
rodzicielskich stanowimy ogniwo pośredniczące w kontaktach 
z urzędami. 

y Jeżeli na Osiedlu dochodzi do konfliktów, mieszkańcy nie muszą
się od razu zwracać do policji, ale mogą najpierw poprosić Radę
o interwencję. 

y Troszczymy się o bezpieczeństwo na Osiedlu. Zwracamy uwagę
policji na miejsca, które należy specjalnie nadzorować, bo np spo-
tykają się tam alkoholicy albo istnieje podejrzenie, że odbywa się
tam handel narkotykami. Często interwencja Rady okaże się sku-
teczniejsza niż bezpośredni wniosek od obywateli. Zauważamy, że
wzrasta zainteresowanie mieszkańców kontaktami z Radą Osiedla.

y Rada Osiedla posiada biuro, o czym informujemy mieszkańców. Co
najmniej raz w tygodniu w biurze pełni się dyżury, są to stałe ter-
miny, tak by mieszkańcy nie mieli trudności, jeśli chcą się z nami
spotkać. 

y Rady Osiedla pracują każda wg swoich planów. Planujemy zadania
na rok bieżący i decydujemy o podziale budżetu. Zadaniem Rady
Osiedla nie jest wykonywanie wszystkiego za mieszkańców, stara-
my się raczej wskazywać drogę do samodzielnej realizacji inicja-
tywy obywatelskiej. 

y Mamy oczywiście pewne możliwości, których pojedynczy mieszka-
niec nie ma, ale nie oznacza to, że możemy zrealizować wszystko,
co się nam zamarzy. Gdy mieszkańcy zwracają się do nas z pewny-
mi inicjatywami, pomysłami czy problemami, próbujemy razem 
z nimi znaleźć rozwiązanie. Również policja ma obecnie kontakty
na Osiedlu, wizytuje też szkoły, organizuje spotkania z uczniami,
realizuje projekty takie jak „bezpieczna szkoła“, czy „bezpieczna
droga do szkoły“. Rady Osiedla funkcjonują każda na trochę innych
zasadach, ale daje się zauważyć, że partycypacja obywatelska jest
w ich pracy ważnym elementem.

y Ilość członków Rady Osiedla jest zależna od ilości mieszkańców na
Osiedlu. W skład Rady może wejść od 15 do 21 osób.

y Członkowie Rad są wybierani, każdy może zostać wybrany, jeśli
tylko mieszka na Osiedlu. Można zostać zaproponowanym,
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można się samemu zaproponować, ale co najmniej 20 mie-
szkańców musi poprzeć kandydaturę. Przed wyborami tworzy się
listę kandydatów. Wybory odbywają się jednocześnie, tego same-
go dnia, do wszystkich Rad Osiedli.  

y Czynne i bierne prawa wyborcze mają osoby, które ukończyły 
18 rok życia. 

y Wybory do Rad Osiedli nie są tak popularne, jak wybory do Rady
Miasta. Nie prowadzimy też żadnej wielkiej kampanii przedwy-
borczej, staramy się natomiast bardzo o to, aby żadna partia nie
zdołała zawładnąć Radą. Nie zawsze da się uniknąć interwencji
partyjnych, bo oczywiście partie próbują wprowadzić swoich
członków do Rady, ale – przynajmniej w teorii – działalność
w Radzie nie może się odbywać pod szyldem partii.  

y W Warszawie Rada Miasta to 60 radnych, którzy otrzymują rekom-
pensatę w wysokości 2.365,- złotych, co odpowiada mniej więcej
500,- € na miesiąc.

y Strukturą zlokalizowaną poniżej Rady Miasta jest 18 dzielnic, 
w tym również Mokotów. Dzielnice mają różną wielkość.
Najmłodszą i najmniejszą dzielnicą jest Wesoła, która liczy 15.000
mieszkańców. Na Mokotowie mieszka 230.000 osób.

y Istnieją Rady Dzielnic i ich Zarządy. Szefem dzielnicy jest burmistrz,
któremu podlega Zarząd – są to zawodowi pracownicy admini-
stracji. 

y Ilość członków Rady Dzielnicy jest zależna od ilości mieszkańców,
co poniekąd zależy od wielkości samej dzielnicy. W skład Rady
może wchodzić od 15 do 28 osób. Również oni otrzymują rekom-
pensatę za czas poświęcony na działalność w Radzie, która się po
polsku nazywa „dieta” i jest tej samej wysokości, co dieta Radnych
Miejskich. Również przewodniczący komisji otrzymują diety
podobnej wysokości.

y Istnieje jeszcze możliwość – ale nie jest to obowiązek – tworzenia
podstruktur dzielnicowych czyli Rad Osiedla. To jednak każda pom-
niejsza dzielnica rozwiązuje po swojemu. I tak np w dzielnicy
Wawer, gdzie jest wiele osiedli, tradycyjnie jest też wiele Rad
Osiedli, i odgrywają tam one znaczącą rolę, podczas gdy na
Mokotowie są tylko dwie funkcjonujące Rady Osiedli. Formalnie
jest ich więcej, wiele jednak w ogóle nie działa, bo brakuje im
zaangażowanych obywateli. Dzielnica Mokotów nie jest więc 
w pełni „pokryta“ zasięgiem Rad Osiedli, a my jako władze dzielni-
cy nie mamy na to wpływu, bo Rady Osiedli to inicjatywy oddolne. 

y Jeśli jest gdzieś więc grupa ludzi, która chciałaby zacząć działać, ma
ona możliwość powołania do życia Rady Osiedla. Musi to zostać
zgłoszone do Rady Dzielnicy, ta przekaże wniosek do Sejmiku
Dzielnicowego jeżeli Sejmik podejmie odpowiednią uchwałę,
powstanie Rady Osiedla zostanie potwierdzone formalnie.
Podobnie jak w Szczecinie, również u nas, praca w Radzie Osiedla
nie jest wynagradzana, a jej członkowie nie otrzymują diet.
Możliwe, że są w Warszawie dzielnice, gdzie w ogóle nie ma Rad
Osiedli. 

Błyskawiczne 

Ponieważ dopiero stawiamy pierwsze kroki w kierunku realizacji
zadań partycypacyjnych, spotkanie to przekonało mnie, że nie można
się obyć bez partycypacji obywatelskiej, że powinniśmy zacząć to
robić jak najszybciej, bo będzie to służyło obywatelom i ułatwiało
pracę administracji.

Dowiedziałam się wielu nowych rzeczy, nie tylko z Berlina, ale 
i z Warszawy, i na pewno bądę się starała zaimplantować je w mojej
pracy.

Było dla mnie bardzo ważne, dowiedzieć się, jak można zaktywizo-
wać mieszkańców do udziału w projektach.

Stwierdzam, że nasze problemy bywają podobne, i że obie strony
dysponują doświadczeniem w realizacji interesujących projektów.

Dowiedziałam się, że partycypacja obywatelska to pewien proces, 
w którym nie ma ocen, że coś jest dobre, a coś złe, lecz że jest to ra-
czej wypróbowywanie różnych możliwości i że partycypacja obywa-
telska czasami się udaje tylko dlatego, że np była dobra pogoda.

To było interesujące doświadczenie, dowiedzieć się, że mamy w grun-
cie rzeczy podobne problemy, ale różne sposoby mierzenia się z nimi. 

Co zabiorę z tego spotkania? Chciałabym przede wszystkim powie-
dzieć, że bardzo dobrze się tu czuliśmy i że strona niemiecka nas
bardzo serdecznie przyjęła. Podczas przyjęcia w ratuszu dzielnicy
Köpenick można było zauważyć, że istnieje duże zapotrzebowanie
na takie spotkania, na ich kontynuację, na współpracę, uważam więc,
że byłoby dobrze, gdyby się to nam udało realizować. Jeśli uda się
nam to, czego się dowiedzieliśmy, zastosować w partnerskiej
współpracy, będzie to bardzo piękny rezultat. Osobiście bardzo mi się
podobała inicjatywa spółdzielni mieszkaniowej. Było pięknym 
doświadczeniem zobaczenie, że w naszym współczesnym świecie,
który tak bardzo jest nastawiony na walkę, są ludzie, którym leży na
sercu wzajemne wspieranie się i współpraca.

Nie jestem przedstawicielem polityki, funkcjonuję właściwie po drugiej
stronie barykady, ale myślę, że partycypacja obywatelska jest absolut-
nie konieczna. Dowiedziałem się, że jest to często trudny proces, nie
tylko dla administracji i polityki, ale i dla samych obywateli. 

Podobało mi się, że polscy koledzy z dużym luzem podchodzili nawet
do trudnych pytań i byli w tym swobodniejsi niż my. My czujemy się
tak zobowiązani poprzez zadania, że gdy pojawiają się problemy, sta-
wianie pytań staje się niemożliwe.

To, co mi się najbardziej podobało, to być może nie sam temat, lecz
raczej ogólne stwierdzenie, że wciąż jeszcze zaskakuje mnie otwar-
tość i gotowość do współpracy, i uważam, że jest to ważne, bo taka
współpraca gwarantuje nam pozyskanie nowych kompetencji.

Dowiedziałem się, że mogę i powinienem częściej stosować mecha-
nizmy partycypacyjne. Bo wprawdzie początkowo przysporzy mi to
pracy, ale potem będę miał więcej czasu i spokojniejszą głowę. Bo
nawet jeśli potem pojawią się problemy, to mechanizmy partycypa-
cyjne pozwolą mi być może wcześniej je rozpoznać i ewentualnie
rozładować. Często bowiem ma się do czynienia z problemami, które
w praktyce można rozwiązać na kilka różnych sposobów, i dlaczego
to ja mam sobie łamać głowę podejmowaniem decyzji, które z tych
rozwiązań zastosować, skoro mogą to zrobić ci, których będą one 
w przyszłości dotyczyły. Ponadto podobało mi się to miejsce, gdzie
dzisiaj byliśmy – Kunger Kiez. Powstała tam struktura bezpośrednio
reagująca na potrzeby mieszkańców. Gdyby w różnych częściach
dzielnicy powstawały takie instytucje, byłoby to dla nas, ludzi polityki,
z wielką korzyścią. To takie miejsca zbliżają ludzi, a to im ułatwia
wspólnie rozwiązywać problemy.

To było bardzo piękne spotkanie. Dziękuję tłumaczkom i dziękuję na-
szemu gospodarzowi, reprezentującemu Dom Sąsiedzki. Było tu
bardzo pięknie. Dziękuję też naszemu technikowi.
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„Partycypacja obywatelska w jednostkach lokalnych – 
wymiana doświadczeń w oparciu o praktykę“

Polsko-Niemiecka Konferencja partnerstwa miast: 
Friedrichshain-Kreuzberg w Berlinie ze Szczecinem oraz 
Treptow-Köpenick w Berlinie z Warszawą-Mokotów

Czwartek 7.11- piątek 8.11.2013

Miejsce obrad: Nachbarschaftshaus Urbanstraße, Urbanstraße 21,
10961 Berlin (Dom Sąsiedzki)
Prowadzenie: Dr Weronika Priesmeyer-Tkocz, Europäische Akademie
(Akademia Europejska) Berlin
W ramach partnerstwa miast Friedrichshain-Kreuzberg – Szczecin par-
tycypacja obywatelska jest już od lat wspólnym tematem, omawia-
nym w różnych aspektach – tematycznie, w odniesieniu do grup tar-
getowych czy w aspekcie kontaktu z politykami. Odwiedzaliśmy się
już, organizowaliśmy wspólne wycieczki i konferencje. W tym roku
chcemy włączyć w naszą działalność Treptow-Köpenick w Berlinie 
i Warszawę-Mokotów. 
Mamy nadzieję, że konferencja wniesie nowe pomysły i zaowocuje
rozwiązaniami partycypacyjnymi w administracji, sektorze organizacji
pozarządowych i inicjatywach obywatelskich. 

Organizator: Pełnomocnicy do spraw UE w berlińskich dzielnicach
Friedrichshain-Kreuzberg i Treptow-Köpenick we współpracy ze
Stowarzyszeniem Städtepartner Stettin e.V.

Język konferencji: niemiecki i polski (tłumaczenie podczas obrad –
symultaniczne, w grupach roboczych i podczas wycieczek – konseku-
tywne)

Program:

Czwartek 7 listopada 2013

11.00 Powitanie przez organizatorów i gospodarzy
spotkania
Powitania w imieniu uczestniczących w konfe-
rencji jednostek administracyjnych
dr Peter Beckers, zastępca burmistrza dzielnicy 
Friedrichshain-Kreuzberg
Oliver Igel, burmistrz dzielnicy Treptow-Köpenick
Krzysztof Soska, zastępca Prezydenta Szczecina
Bogdan Olesiński, burmistrz dzielnicy Mokotów

11.30 Wprowadzenie tematyczne: 
„Szanse i korzyści partycypacji w rejonie zamiesz-
kania“
Referent: Markus Runge, zastępca kierownika  
Domu Sąsiedzkiego Urbanstraße

12.00 „Dotychczasowe doświadczenia w zakresie party-
cypacji“
Wypowiedzi przedstawicieli czterech
uczestniczących w konferencji 
jednostek administracyjnych

13.00 – 14.30  Obiad

14.30 – 17.00 Praca w grupach roboczych:

Metody aktywizacji obywatelskiej
- działania mające na celu zaktywizowanie miesz-
kańców, traktujące ich jako ekspertów w spra-
wach dotyczących ich lokalnej jednostki admini-
stracyjnej i umożliwiające zorganizowanie osób
zaangażowanych społecznie w sieci współpracy.
Prowadzący: Markus Runge (zastępca kierownika
Domu Sąsiedzkiego Urbanstraße)

Fundusze dyspozycyjne w dzielnicy
Fundusze mają wspierać partycypację, działania
na rzecz poprawy jakości życia w jednostce lokal-
nej, usprawniać komunikację i współżycie przed-
stawicieli różnych pokoleń i kultur. Fundusze 
dzielnicowe są instrumentem wspierającym party-
cypację obywatelską i kształtują możliwości
współpracy z funkcjonującymi lokalnie instytucja-
mi gospodarczymi.
Prowadząca: Bahar Sanli 
(pracownica Domu Sąsiedzkiego Urbanstraße)

Partycypacja dzieci i młodzieży
Od uczestnictwa do współdecydowania – 
Co-Management pomiędzy wydziałami ds. 
dzieci i młodzieży a młodymi ludźmi. 
Jak funkcjonuje partycypacja międzypokoleniowa
w bezpośrednim kontakcie? Celowe wykorzysta-
nie środków w projektach partycypacyjnych dzieci
i młodzieży.
Prowadzący: Michael Kunsmann (referent ds.
pedagogiki, ośrodek FEZ Berlin)

16.30 – 17.00 Prezentacja obrad w grupach

19.00 Przyjęcie 
wydane przez burmistrza Treptow-Köpenick 
pana Olivera Igela w Ratuszu Köpenick
Alt-Köpenick 21, 12555 Berlin 
sala obrad plenarnych

Piątek 8 listopada 2013

9.00 Kawa i omówienie programu dnia

9.30 Wycieczki tematyczne: 
Dzielnica Kunger w Treptow-Köpenick

Projekt spółdzielni mieszkaniowej Möckernkiez 
i zwiedzanie parku Gleisdreieck na Kreuzbergu

12.30 – 13.30 Obiad

13.30 Sprawozdania z wycieczek

15.30 – 16.00 Przerwa na kawę

16.00 Zakończenie: ocena i perspektywy

17.00 Pożegnanie

Program

47



Teilnehmerliste / Lista uczestników

Name / nazwisko, imię Stadt / miasto Institution / instytucja

Dr. Beckers, Peter Friedrichshain-Kreuzberg  stellv. Bezirksbürgermeister / zastępca burmistrza dzielnicy
Beerbaum, Stefanie Treptow-Köpenick  Freiwilligenagentur Sternefischer / Agencja Wolontariatu Sternefischer
Beyer, Birgit  Friedrichshain-Kreuzberg  Fachbereich Grünflächenmat / Urząd ds Zagospodarowania Zieleni
Bofinger, Bettina  Friedrichshain-Kreuzberg  FreiwilligenAgentur KreuzbergFriedrichshain / 

Agencja Wolontariatu w Friedrichshain-Kreuzberg
Budis, Marcin  Szczecin Technik / Technika
Eckardt, Karl Berlin  Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V. / Dom Sąsiedzki
Eichmann, Sonja  Treptow-Köpenick Büro des Bezirksbürgermeister, Beauftragte für EU und Städtepartnerschaften /

Pełnomocniczka ds UE i partnerstw miast
Engelmann, Anita  Treptow-Köpenick  Nachbarschaftshaus Rabenhaus e.V / Dom Sąsiedzki
Gast-Ciechomska, Maria  Berlin Übersetzung / tłumaczenie
Gero, Uwe  Friedrichshain-Kreuzberg  Büro des Bezirksbürgermeister, 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Städtepartnerschaften / 
public relation biuro burmistrza, partnerstwa miast

Górecki, Miłosz  Warszawa-Mokotów  Bezirksrat / Rada Dzielnicy
Hahn, Wolfgang  Friedrichshain-Kreuzberg  Städtepartner Stettin e.V. / 

Stowarzyszenie Partnerstwo Miast Szczecin
Igel, Oliver  Treptow-Köpenick  Bezirksbürgermeister / burmistrz dzielnicy
Jankowska, Teresa  Szczecin  Siedlungsrat Niebuszewo-Bolinko / Rada Osiedla Niebuszewo-Bolinko
Kunsmann, Michael  Treptow-Köpenick FEZ-Berlin Kinder-, Jugend- und Familienzentrum Wuhlheide /

ośrodek FEZ Berlin – Centrum dla Dzieci i Młodzieży
May, Denis  Berlin Jugendbüro Kreuzberg / Biuro ds Młodzieży
Mrowiec, Andrzej  Warszawa-Mokotów  Warschauer Musikvereinigung / Warszawskie Towarzystwo Muzyczne
Myśliwiec, Maria  Szczecin  Siedlungsrat Arkońskie-Niemierzyn / Rada Osiedla Arkońskie-Niemierzyn
Olesiński, Bogdan  Warszawa-Mokotów  Bezirksbürgermeister / burmistrz dzielnicy
Peltz-Grau, Manuela  Friedrichshain-Kreuzberg  Referentin des stellvertr. Bezirksbürgermeister, stellvertretende EU-Beauftragte /

Biuro burmistrza dzielnicy, zastępczyni płenomocnika ds UE
Dr. Priesmeyer-Tkocz, Weronika  Berlin  Studienleiterin, Europäische Akademie Berlin, Moderation / 

Kierowniczka Dzialu Edukacji w Akademii Europejskiej w Berlinie, moderatorka
Runge, Markus  Friedrichshain-Kreuzberg  Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V. / Dom Sąsiedzki
Rzeszutek, Robert  Warszawa-Mokotów  Bezirkskommission „Gemeinsamer Dialog“ / 

Dzielnicowa Komisja Dialogu Społecznego
Sanli, Bahar  Friedrichshain-Kreuzberg  Nachbarschaftshaus Urbanstraße e.V. / Dom Sąsiedzki
Schilling, Ines  Treptow-Köpenick  Sozialraumorientierte Planungskoordination (SPK) / 

Punkt Koordynacyjny Planowania Lokalnego
Schlüter, Denny  Treptow-Köpenick  Bezirksamt / Urząd Dzielnicy
Skolimowski, Krzysztof  Warszawa-Mokotów  stellv. Bürgermeister / zastępca burmistrza dzielnicy
Slaska, Ewa Maria  Friedrichshain-Kreuzberg Städtepartner Stettin e.V., Übersetzung / 

Stowarzyszenie Partnerstwo Miast Szczecin-Kreuzberg, tłumaczenie
Sorgenfrey, Magda  Berlin  Übersetzung / tłumaczenie
Soska, Krzysztof   Szczecin  stellv. Stadtpräsident / zastępca Prezydenta Miasta
Staudiger, Angelika  Friedrichshain-Kreuzberg  Gesellschaft für Sport und Jugendsozialarbeit / 

Towarzystwo Sportu i Pracy Socjalnej na rzecz Młodzieży
Szczyrski, Paweł Szczecin  Abteilung für NGO-Angelegenheiten / Biuro ds Oganizacji Pozarządowych
Szewczuk, Janusz  Szczecin  Verein für Wirtschaftförderung / Stowazyszenie Rozwoju Gosdpodarczego
Dr. Ulbricht, Klaus  Treptow-Köpenick  Bürgerstiftung / Fundacja Obywatelska 
Żyżyńska, Urszula  Warszawa-Mokotów  Verein / Stowarzyszenie KLANZA
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Konferenzteilnehmer/innen in der Eingangshalle das Nachbarschaftshauses Urbanstraße 
Uczestnicy konferencji w holu Domu Sąsiedzkiego
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